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Zum Geleit 
 

 
Süße Früchte brauchen Zeit 
 

Süße Früchte brauchen Zeit – ein Qualitätsmerkmal für Früchte ist eine ausreichende 

Reifezeit. Und dies gilt nicht nur für die Früchte des Feldes, sondern auch für die Früch-

te menschlichen Bemühens. 

Die vorliegende Dokumentation ist das Ergebnis, sozusagen die Frucht, eines langjähri-

gen Arbeitsprozesses bei der Deutschen Kommission Justitia et Pax. Als Runder Tisch 

der katholischen Kirche für Menschenrechte, Frieden und Entwicklung ist es uns Aufga-

be und Anliegen, im Dialog mit verschiedenen, manchmal gar gegensätzlichen Akteu-

ren Lösungen für die drängenden Fragen der heutigen Zeit zu finden.  

Eine dieser Fragen ist die nach der Sicherstellung eines menschenwürdigen Lebens für 

diejenigen, die in der Landwirtschaft arbeiten und dennoch zu dem Drittel der Weltbe-

völkerung gehören, die hungern, die arm trotz Arbeit und bestenfalls prekär beschäftigt 

sind. Mit diesem entwicklungspolitischen Paradox haben wir uns am Beispiel tropischer 

verarbeiteter Früchte, ihren Produktions- und Vermarktungsstrukturen befasst.  

Die exemplarische Aufarbeitung erleichterte es, den Zusammenhang von Ernährungssi-

cherheit und dem Recht auf Nahrung sowie Arbeitsbedingungen und dem Recht auf 

menschenwürdige Arbeit zu finden. Eine solche Fokussierung ermöglichte es auch, die 

Partner und die Akteure in Deutschland und Europa zu identifizieren, die an einen Tisch 

kommen sollten, wenn es um die Gestaltung eines gerechten und nachhaltigen Agrar-

marktes geht. Dazu gehören Verbraucher, Familienunternehmen, der Lebensmittelhan-

del, der Bauernverband, der faire Handel, Politik, Gewerkschaften. 

Mit Geduld haben wir diese Frucht, dieses Vorhaben zur Reifung gebracht. Die Intensi-

tät und Kontinuität, mit der vorbereitende Gespräche über drei Jahre hinweg mit den 

einzelnen Akteuren geführt wurden, ermöglichten und prägten auch die internationale 

Fachkonferenz im Januar 2014 in Berlin. Hohe Gesprächs- und Zuhörbereitschaft sowie 

ein respektvoller Umgang miteinander waren die Voraussetzung, damit auch auf Zu-

kunft hin Ansätze für weitere Gespräche und mögliche Zusammenarbeit erkennbar 

wurden. 

Die Konferenz war eingebettet in die langjährigen Themenschwerpunkte ‚Menschen-

würdige Arbeit‘, ‚Agrarhandel‘ und ‚Soziale Standards‘. Sie sollen im Sachbereich Ent-

wicklung der Deutschen Kommission Justitia et Pax in den nächsten Jahren weiterge-

führt werden. Entwicklungszusammenarbeit und entwicklungspolitische Anwaltschaft 

brauchen die langfristige Verlässlichkeit.  
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Als Vorsitzender der Kommission danke ich denjenigen, die sich bei der Durchführung 

dieses Vorhabens engagiert haben. Insbesondere danke ich den internationalen Part-

nern, dass sie durch ihr Interesse am Thema zeigten, wie sehr wir hier ein gemeinsames 

Anliegen haben. Gute Ideen und erfreuliche Einsichten wünsche ich Ihnen beim Lesen 

der Beiträge und Impulse zum weiteren Engagement, damit eines Tages tropische Früch-

te nicht nur den Verbrauchern und dem Handel, sondern auch den Produzenten süßer 

schmecken. 

 

 

 

Bischof Dr Stephan Ackermann 

Vorsitzender der Deutschen Kommission Justitia et Pax 
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1  Einführung  
 

 
1.1  Sachstand – Probleme – Handlungsbedarf 
 

Wir stellen fest, dass der internationale Handel mit Agrargütern wächst. Das gibt auch 

Entwicklungs- und Schwellenländern die Möglichkeit, an diesem Handel zu partizipie-

ren. Zum Beispiel mit tropischen Früchten: Ca. 75 Prozent der weltweit erzeugten 

Früchte stammen aus Entwicklungsländern. Im Bio-Bereich ist der Anteil der Bio-Bauern 

besonders hoch, 80 Prozent der zertifizierten Bio-Erzeuger leben dort. Doch wo Licht 

ist, ist in der Regel auch Schatten.  

Denn eines ist nicht klar: Zu welchen Bedingungen können die Erzeuger1 in den Ent-

wicklungs- und Schwellenländern partizipieren?  

Die Kehrseite der frischen Früchte auf unseren Tischen sind Berichte über prekäre Ar-

beitsverhältnisse, Niedriglöhne für Erntehelfer, Arbeitsmigration und menschenunwürdi-

ge Lebens- und Arbeitsbedingungen. Auch der Bio-Bereich ist davon keineswegs ausge-

nommen. 

Dem hat sich eine Arbeitsgruppe von Justitia et Pax, die Task Force Tropische Früchte 

mit Vertretern aus Don Bosco-Mission, Bund katholischer Unternehmer (BKU), Katholi-

sche Landvolkbewegung und Internationaler Ländlicher Entwicklungsdienst (KLB/ILD), 

Katholische Landjugendbewegung (KLJB), Exposure und Dialog-Programm e.V. (EDP) 

und Misereor seit Ende 2010 gewidmet. Am Beispiel Tropenfrüchte sollten Grundfragen 

des globalen Agrarhandels und der Umsetzung von Sozialstandards behandelt werden, 

und zwar im Dialog mit konventionellem und fairem Handel, Produzenten, Zertifizie-

rern und der Politik. 

Zunächst wurde der Status Quo erhoben: Wichtige Basisdaten zu Umfang, Art und ak-

tuellen Tendenzen des Handels mit Tropenfrüchten wurden 2011 in einer Studie zu-

sammengefasst: Die Zahlen zeigten einen deutlich angestiegenen Import von frischen 

und verarbeiteten Tropenfrüchten in Form von Konserven, Säften und Trockenfrüchten. 

Die Handelsbeziehungen sind weitgehend einseitig dominiert. Der Zertifizierungsauf-

wand insbesondere für Kleinbauern ist hoch.  

Für Verbraucher hierzulande fehlt Transparenz: Mit dem Verarbeitungsgrad werden 

Herkunft und Produktionsbedingungen undurchsichtiger, weil Handelsstatistiken dies 

nicht erfassen. Im Unterschied zu Frischobst wird zudem für verarbeitete Früchte vom 

Gesetz bisher keine Herkunftslandangabe gefordert.  

                                                 
1  In dieser Dokumentation wird der Einfachheit und der Lesbarkeit des Textes halber in der Regel die männliche 

Schreibweise gewählt, die Männer und Frauen gleichermaßen meint. 
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Seit 2011 sind in diesem Dialog vielfältige Kontakte zu zentralen Akteuren aufgenom-

men worden: dem Deutschen Fruchthandelsverband, dem Forschungsinstitut INEF, so-

wie GLOBAL G.A.P, dem Weltmarktführer für handelsinterne Zertifizierung.2 Daraus 

resultiert z. B. eine jetzt enge Zusammenarbeit von GLOBAL G.A.P. mit dem AFOS-

BKU Projekt „OURFOOD“ auf den Philippinen, die inzwischen „Früchte“ trägt. Mit 

dem Fairtrade-Unternehmen GEPA wurden Fragen zu fair gehandelten Trockenmangos 

besprochen, die sich aus einem Exposure auf den Philippinen (s. Fußnote) ergaben.  

Gespräche hierzulande mit konventionellen und Bioproduzenten, -händlern, und  

-verarbeitern tropischer Früchte (u. a. mit dem Familienunternehmen Erbacher, Nestle-

Deutschland, der Seeberger KG, REWE) folgten.  

Es zeigte sich dabei Folgendes:  

� „Bio“ ist nicht automatisch gleichzusetzen mit „Fair“; dies hängt sehr von der jewei-
ligen Unternehmensphilosophie ab.  

� Eine ganze Reihe von großen Unternehmen und Händlern ist sich der Problematik 
um Sozialstandards durchaus bewusst.  

� Hinzu kommen weitere Problemfelder: Herkunftskennzeichnung, das Qualitätsver-
ständnis, Einhaltung und Überprüfung von Sozialstandards und Zertifizierungen so-
wie Wanderarbeit als globales Phänomen.  

� Im Bereich Kaffee, Kakao und frischen Bananen sind zwar Verbesserungen festzu-
stellen, bzw. eingeleitet worden. Verhaltenskodizes für Lieferanten werden jedoch 
nicht überall konsequent überprüft.  

� Eine wichtige Triebfeder für die Bemühungen der Handelsunternehmen ist, dass ein 
steigender und relevanter Anteil von Konsumenten „gute Qualität mit gutem Gewis-
sen“ kaufen möchte. Aus diesem Grund wird bei Unternehmen eine wachsende 
Sensibilisierung und Gesprächsbereitschaft festgestellt.  

Demgegenüber sieht die Bundesregierung (BMELV) bislang – als Reaktion auf eine Klei-

ne Anfrage im Deutschen Bundestag3 – keinen Regelungsbedarf bzgl. der verbindlichen 

Einhaltung von Sozialstandards und z.B. einer verbindlichen Herkunftslandkennzeich-

nung für verarbeitete importierte Früchte. Auch bei Initiativen der EU zu mehr Verbrau-

chertransparenz spielt die Bundesregierung bisher eine eher bremsende Rolle. Das ist 

unverständlich, zumal das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und damals 

noch Verbraucherschutz (BMELV) sich umgekehrt für die Einrichtung eines freiwilligen 

‚Regionalfensters‘ für deutsche Agrarprodukte stark gemacht hat. 

                                                 
2  Die analytischen Erkenntnisse, Einschätzungen, ersten Ergebnisse und Erfahrungen aus zwei Exposure- und Dialog 

Programmen in Uganda (2011) und Philippinen (2012) wurden unter dem Titel „Süße Früchte – gut für alle?“ in 
der Schriftenreihe Gerechtigkeit und Frieden (September 2012) publiziert. 

3  Veröffentlicht als Bundestagsdrucksache 17/8936 im März 2012: Die Fragen, vorbereitet von der Task Force Tro-
ckenfrüchte, fokussierten auf die problematischen Arbeitsbedingungen auf Plantagen einschließlich Kinderarbeit, 
einseitig dominierte Handelsbeziehungen, Zertifizierungsaufwand insbesondere für Kleinbauern und fehlende 
Transparenz für Verbraucher. Die Anfrage wurde von der SPD Fraktion ins Parlament eingebracht und von der 
Bundesregierung zur Bearbeitung an das BMELV gegeben.  
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Die hier dokumentierte Fachkonferenz „Süße Früchte – gut für alle?“ im Vorfeld der 

Grünen Woche im Januar 2014 in der Katholischen Akademie Berlin ist als vorläufiger 

Schlusspunkt dieser vielschichtigen Debatte zu sehen. Gesprächspartner aus Nord und 

Süd, aus Unternehmen, Verbänden, Politik und Kirche sind hier aufeinandergetroffen, 

die sich vielleicht weiter und möglicherweise gemeinsam auf den Weg machen, Hunger 

und Armut mit den ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln anzugehen. 
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1.2  An einem Tisch 
 

 

 

 

 

 

 
Prälat Dr. Karl Jüsten,  

Kommissariat der deutschen Bischöfe,  

Katholisches Büro Berlin 

 

Mit der Internationalen Fachtagung „Süße Früchte – gut für alle?“ hat die Deutsche 

Kommission Justitia et Pax ein sehr eindrucksvolles Beispiel gewählt, das Akteure offen-

sichtlich über Kontinente und Organisationen hinweg verbindet: Süße Früchte wachsen 

in den Tropen und landen auf vielen Tischen hier in Deutschland. Die einen bauen die-

se Früchte an, andere bearbeiten sie, wieder andere handeln mit ihnen, regulieren An-

bau und Handel oder beraten all die genannten Gruppen. Eines haben wir alle gemein-

sam: Wir konsumieren Bananen, Ananas, Mangos und Orangen.  

Die Qualität der tropischen Früchte lässt sich facettenreich beschreiben, über Ge-

schmack, Frische, Inhaltsstoffe, Größe, Aussehen und den Preis. Zunehmend rückt als 

Gütekriterium auch die umweltbezogene Nachhaltigkeit der Produktion und der Wei-

terverarbeitung bis hin zur Vermarktung in den Blick. Der Handel von Bionahrungsmit-

teln aus dem globalen Süden nimmt zu.  

Das hört sich gut an, ist es aber auch gut für alle?  

Als entwicklungspolitische Akteure richten wir den Blick mehr auf die Bedingungen, 

unter denen die Früchte produziert und gehandelt werden, denn auf die innere oder 

äußere Qualität der Früchte. Es ist jedoch geboten, eine andere weitergehende Dimen-

sion der Qualität einzuführen, die nämlich die Verantwortung gegenüber Schöpfung, 

Natur und Lebewesen in den Vordergrund stellt. In den Mittelpunkt rücken somit dieje-

nigen, die am Anfang der Wertschöpfungskette stehen, die kleinbäuerlichen Familien 

und die Landarbeiterinnen und Landarbeiter. Sie sind es, die die direkte Hege und Pfle-

ge der Vielfalt der Pflanzen, der Tiere, des Reichtums des Bodens, der Güte des Wassers 

und der Nährstoffe übernehmen.  

Wenn diese Familien trotzdem hungern müssen, wenn sie mit ihrer Hände Arbeit nicht 

genügend Einkommen erzielen, wenn sie dadurch sogar die Liebe zur Landwirtschaft 

verlieren und später ihre Kinder aus dem ländlichen Raum abwandern, dann können 

und sollten uns die süßen Früchte eher bitter aufstoßen. 
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Es geht letztlich um ländliche Entwicklung durch Selbstorganisation, Wertschöpfungs-

ketten und soziale Standards. Es geht darum, Agrarproduktion und Agrarhandel so zu 

gestalten, dass Hunger aufhört und Armutsbekämpfung gelingen kann.  

Das Beispiel tropischer Früchte scheint am ehesten geeignet, die Zusammenhänge von 

Agrar-, Handels-, Beschäftigungs- und Verbraucherschutzpolitik aufzuzeigen. Denn tro-

pische Früchte können eine mehr oder weniger lange Wertschöpfung erfahren. Sie wer-

den frisch verzehrt und sie lassen sich in hochwertig verarbeiteten Konditoreiprodukten 

finden. Jedenfalls gelten sie als ein Nahrungsmittel mit bestem Image: gesund, natürlich 

und auch exotisch frisch.  

So vielgestaltig sie sich also für die 

Konsumenten anbieten, so vielfäl-

tig können sie zur Einkommenser-

wirtschaftung entlang der Wert-

schöpfungskette beitragen. Die 

Frage, wie dieser Beitrag genau 

aussehen sollte, um größtmögliche 

Wirkung zu haben, kann nicht nur 

aus entwicklungspolitischer Sicht 

beantwortet werden, sondern muss 

auch aus handels- und agrarpoliti-

scher sowie beschäftigungspoliti-

scher Sicht Antworten bieten. 

Wir wollen die politischen Stell-

schrauben identifizieren, damit die 

verschiedenen Politikfelder in ko-

härenter Weise zur Armutsbekämp-

fung und zum Erhalt der natürli-

chen Ressourcen beitragen. Justitia 

et Pax hat in den letzten Jahren den 

Dialog gesucht und Gespräche mit verschiedenen Akteuren des Agrarsektors geführt, 

vor allem mit Partnerorganisationen aus dem ländlichen Raum im globalen Süden.  

Mit Bauernorganisationen, kooperativen Unternehmen, Beratungseinrichtungen und 

Regierungsvertretern wollen wir über die Vorrangigkeit des menschenrechtlichen An- 

satzes in der Agrar- und Handelspolitik diskutieren. Welche ethischen Prinzipien gelten 

in Handel und Produktion? Wo liegen die Chancen und Grenzen rechtlicher Rahmen-

bedingungen und Verbindlichkeiten? Wer hat die Macht, was durchzusetzen? Sind es 

die Unternehmen, die Verbraucher oder die Produzenten oder die Regierungen? Oder 

alle zusammen?  

„Wir haben als Deutsche Kommission Justitia et Pax den 
Anspruch, Agrarproduktion und Agrarhandel so zu gestal-
ten, dass Hunger und Armutsbekämpfung gelingen kön-
nen. Am Beispiel tropischer Früchte schien es uns am 
ehesten möglich, die Zusammenhänge von Agrar-, Han-
dels-, Beschäftigungs- und Verbraucherschutzpolitik auf-
zuzeigen.  

Justitia et Pax hat in den letzten Jahren den Dialog ge-
sucht und Gespräche mit verschiedenen Akteuren des 
Agrarsektors geführt, vor allem mit Partnerorganisationen 
aus dem ländlichen Raum im globalen Süden. Aber in 
der vergangenen Legislaturperiode auch hier bei uns, mit 
unserer Bundesregierung, denn manche Probleme ent-
stehen ja hier bei uns und nicht in den betroffenen Län-
dern. 

Eine kleine Gruppe, die Task Force Tropenfrüchte, hat 
unter der Leitung von Thomas Gerhards das Konzept 
dieses Agrardialogs erstellt, hat zum Thema ‚Handel mit 
verarbeiteten tropischen Früchten‘ recherchiert, hat die 
Gespräche vorbereitet und durchgeführt und auch diese 
Tagung organisiert. Professor Wallacher von der Hoch-
schule für Philosophie in München ist der Moderator des 
Sachbereichs Entwicklung von Justitia et Pax und als 
solcher der leitende Kopf dieses Dialogs.  

Für Justitia et Pax ist diese Fachkonferenz nicht das Ende 
des Dialogs, im Gegenteil.“ 

Prälat Karl Jüsten 
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Welche Rolle haben die unterschiedlichen Akteure, die Produzenten, die Arbeiter, die 

Verarbeiter, Berater und die Konsumenten? Welche Aufgaben und Verantwortungen 

bezüglich eines fairen und nachhaltigen Handelns und Konsums können und müssen 

sie übernehmen?  

Das sind dringende Fragen, auf die diese internationale Fachtagung möglicherweise in 

Ansätzen Antworten findet. 

Die Resonanz auf diese Fachtagung zeigt uns, dass wir mit dem Thema ‚Ländliche Ent-

wicklung durch Selbstorganisation, Wertschöpfungsketten und soziale Standards‘ einen 

wichtigen Zusammenhang der Armutsbekämpfung durch menschenwürdige Arbeit auf-

greifen. Es zeigt auch, dass in den letzten Jahren das Bewusstsein für eben diesen Zu-

sammenhang gestiegen ist.  

Die Tagung kann natürlich die Spannung zwischen notwendiger Produktions- und Ein-

kommenssteigerung für kleinbäuerliche Betriebe zur Erreichung von Ernährungssicher-

heit einerseits und hinreichendem Schutz der Menschenrechte andererseits nicht auflö-

sen. Aber sie kann dazu beitragen, dass die kaufmännische Regel „Ein gutes Geschäft 

nütze allen Beteiligten“, einlösbar und greifbar wird. Für Justitia et Pax ist diese Fach-

konferenz also nicht das Ende des Dialogs, im Gegenteil. Wir erweitern den Dialog, 

gehen auf weitere Akteure zu und werden auch künftig Plattformen für Gespräche schaf-

fen.  

Wir sind hier, um uns den Kopf zu zerbrechen, was wir dazu beitragen können, damit 

die mehr als zwei Milliarden Menschen, die weniger als zweieinhalb US-Dollar am Tag 

verdienen, zu einem menschenwürdigen Leben gelangen können.  

Das ist unsere Verantwortung. 
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2.  Sozialethische Prinzipien  
 versus faktische Realität in Handel und Produktion  
   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Oscar Andrés Kardinal Rodriguez Maradiaga, Caritas Internationalis (rechts im Bild) 

und Prof. DDr. Johannes Wallacher, Hochschule für Philosophie München (links),  

im Gespräch mit Anke Bruns, freie Journalistin, Köln (Mitte). 

 
2.1.  Menschenrechte auf Nahrung und Arbeit: 
 Wie lassen sie sich vereinbaren? 
 

Anke Bruns im Gespräch mit Oscar Kardinal Rodriguez aus Tegucigalpa, Honduras und 

Prof. DDr. Johannes Wallacher, München. 

 

Bruns: Kardinal Rodriguez, was sind für Sie die wesentlichen sozialethischen Prinzi-

pien, die beim Anbau und beim Handel mit 

Früchten eingehalten werden müssen? 

 
Rodriguez: Mit der weltweiten Kampagne 

„One Human Family, Food For All“, die wir 

im Dezember 2013 mit Unterstützung 

durch Papst Franziskus gestartet haben, 

wollen wir auch unserer Überzeugung 

Ausdruck verleihen, dass ein entscheiden-

der Schritt auf dem Weg, Nahrung für alle 

Menschen zu garantieren, darin besteht, 

dass die Regierungen das Recht auf Nah-

rung in ihrer nationalen Gesetzgebung verankern. Wir wollen den Hunger in der Welt 

bis 2015 beenden.  

„Die süßesten Früchte fressen nur die großen Tie-
re, nur weil die Bäume hoch sind und diese Tiere 
groß sind. Die süßesten Früchte schmecken Dir 
und mir genauso, doch weil wir beide klein sind, 
erreichen wir sie nie. In Anlehnung an das be-
kannte Lied ist zu konstatieren: 

Für die Kleinen und Schwachen bleibt oft nicht 
einmal Fallobst übrig.“ 
 

Oscar Kardinal Rodriguez in seiner Predigt zum 

Pontifikalamt am 18. Januar 2014 im Bonner 

Münster. Das Pontifikalamt war der Abschluss des 
„Don Bosco Forums 2014“. 
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Um diese Dinge tatsächlich umsetzen zu können, brauchen wir einen anderen neuen 

Blick auf die Landwirtschaft. Wir müssen das Thema Landwirtschaft als ein fundamenta-

les Recht der Menschen sehen und in den Mittelpunkt rücken. Nahrung zu produzieren 

erschöpft sich nicht darin, Nahrung später kaufen zu können. Es ist ein zutiefst ethisches 

Anliegen und bedingt ein großes Umdenken in Bezug auf ethische Aspekte. Warum?  

Ethische Ansätze, ethische Wünsche sind dem Menschen immanent: Es geht nicht da-

rum, dass die Religion oder die Gesellschaft vorgeben, was ethische Prinzipien zu sein 

hätten, sondern jeder Mensch stellt sich die grundlegenden Fragen „Wer bin ich?“ und 

„Warum lebe ich?“ Ausgehend von dieser Perspektive halte ich es für das erste Men-

schenrecht, zu leben!  

Wir leben in einer Zeit der Globalisierung, die oft damit verbunden ist, dass Menschen 

vom Recht auf Nahrung ausgeschlossen werden. Dabei ist das Recht auf Nahrung ein 

unteilbares und unmittelbares Recht nicht nur auf ausreichend Nahrung, sondern auch 

auf angemessene und qualitativ hochwertige Nahrung. Der Mensch hat das Recht, alles 

das bekommen zu können, was er braucht, um gesund und aktiv leben zu können. Er 

muss überhaupt auch erst Zugang zu angemessener Nahrung erhalten. Und die Mittel, 

dafür zu sorgen. Das geht nur über die Landwirtschaft. 

 
Bruns: Herr Professor Wallacher, was bedeutet das Recht auf Arbeit für Sie? Wie ist das 

mit dem Recht auf Nahrung verknüpft? 

 
Wallacher: Wenn ich eine menschenrechtliche Perspektive auf dieses Problemfeld 

nehme, und das – würde ich sagen – ist das elementare ethische Gerüst, dann habe ich 

die Unteilbarkeit von Recht auf Nahrung und Recht auf menschenwürdige Arbeit.  

Beides ist konkretisiert in diesem Aspekt, Zugang zu vorhandener Nahrung zu haben 

oder zu Mitteln, um sich diese Nahrung erwerben zu können. Und für beides ist natür-

lich die Arbeit elementar. Das heißt, in der Produktion wirklich Arbeit, nicht nur den 

Einkommenserwerb zu sichern. Das, was Menschen wichtig ist, ist in der Arbeit auch zu 

vollziehen. Arbeit ist nicht nur ein Mittel zum Zweck, um über Geld Nahrung bekom-

men zu können. Sondern Arbeit ist ein wesentlicher Bestandteil menschlichen Lebens! 

Ich denke, für die Arbeit haben die gleichen Voraussetzungen zu gelten wie für andere 

Aspekte eines menschenwürdigen Lebens. Das gilt für große Industriegesellschaften, wo 

Menschen einen großen Teil ihrer Arbeitszeit mit Arbeit verbringen, und damit berech-

tigterweise den Anspruch haben, dass das ein sinnvolles Tun sein soll. Das gilt aber 

auch ganz genau so für die Kleinbauern in der Subsistenzwirtschaft, damit sie mit ihrer 

Hände Arbeit unter menschenwürdigen Bedingungen genau dieses Ziel erreichen kön-

nen. 

 
Bruns: Herr Kardinal, wo sehen Sie im Bereich Produktion und Handel mit Früchten 

diese wesentlichen sozialethischen Prinzipien verletzt?   
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Rodriguez: Ich möchte mich hier auf die Vereinten Nationen beziehen und auf deren 

Komitee für ökonomische, soziale und kulturelle Rechte. Danach ist das Recht auf adä-

quate Nahrung verwirklicht, wenn jeder Mann, jede Frau und jedes Kind, allein oder in 

Gesellschaft mit andern, den tatsächlichen und ökonomischen Zugang zu adäquater 

Nahrung hat bzw. zu Mitteln, um sie sich zu beschaffen. Das haben aber viele Men-

schen nicht. 

Wie auch immer: Der erste notwendige Schritt ist, dass die Menschen physisch Zugang 

zu Nahrung erhalten. Und dann folgt der dauerhafte ökonomische Zugang, um sich 

Nahrung und Vorräte zu beschaffen. Die Vereinten Nationen sagen, dass das Recht auf 

Nahrung regelmäßig, dauerhaft und frei zu gewähren ist, entweder direkt oder indirekt 

über finanzielle Mittel. Das gilt sowohl für ausreichend Nahrung als auch für qualitativ 

angemessene Nahrung. Menschen haben auch Anspruch auf Nahrung, die ihren kultu-

rellen Traditionen und Gepflogenheiten entspricht und ihnen ihre individuelle mensch-

liche Integrität und Unversehrtheit ermöglicht, ein menschenwürdiges Leben frei von 

Angst um das tägliche Brot. 

 
Bruns: Und Sie sagen, genau das wird im Fruchtanbau und in der Verarbeitung nicht 

eingehalten? 

 
Rodriguez: Ganz sicher nicht! Ich will Ihnen ein Beispiel geben: Seit einigen Jahren 

gab es eine große Tendenz, Treibstoff aus Feldfrüchten, insbesondere Mais, zu gewin-

nen. Für Mexiko und ganz Zentralamerika ein großes Problem, denn auch die Nahrung 

basiert auf Mais. In der Kultur der Mayas entspricht derjenige, der keinen Mais kultiviert, 

nicht seiner Bestimmung als Mann oder Frau. Als aber die gesamte Industrie sich auf 

den Mais stürzte, stiegen die Preise und die Menschen hatten keine Möglichkeit mehr, 

Mais ihrem kulturellen Verständnis und ihrer kulturellen Tradition entsprechend zu kau-

fen.  

Mais für die Produktion von billigem Treibstoff zu benutzen, halte ich für wirklich un-

fair, denn sehr viele Menschen wurden dadurch der richtigen Nahrung beraubt.  

 
Bruns: Herr Wallacher, was sind für Sie die wesentlichen sozialethischen Prinzipien, 

die in der Fruchtproduktion und beim Anbau, beim Handel mit Füßen getreten werden? 

 
Wallacher: Also wenn wir das vom Kardinal zitierte, konkretisierte Recht auf Nahrung 

noch einmal nehmen - „Zugang zu angemessener Ernährung oder Mittel zu deren Be-

schaffung“ -  dann lautet die zentrale Forderung, dass Menschen die Befähigung erlan-

gen, diesen Zugang auf Dauer zu schaffen.  

Ich glaube, es sind drei wesentliche Aspekte:  

� Das eine ist eben zunächst einmal das Subsistenzrecht, seine Grundbedürfnisse zu 
befriedigen. 
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� Dafür braucht man aber annähernd gleiche Chancen: Zugang zu Saatgut, Zugang zu 
Land, zu sicheren Landtiteln, Zugang zu Infrastruktur. Nur so sind die Produkte, die 
angebaut werden, auch entsprechend weiterzuverarbeiten und zu vermarkten.  

� Der dritte Aspekt, der wechselseitig damit verbunden ist, sind faire Verfahren: Die 
Menschen brauchen Rechtssicherheit, Beteiligungsmöglichkeiten und in allen Be-
reichen echte Chancen. Überall haben wir evidente Verstöße gegen diese sozial-
ethischen Gebote.  

 

 
2.2  Markt und Macht – Anspruch, Erwartungen und Wirklichkeit 
 

Sozialethische Prinzipien sind das eine. Doch das andere sind die Möglichkeiten, sie zu 

verwirklichen. Damit ist man unweigerlich in einer politischen Debatte um Markt und 

Macht: Wer hat angesichts sich noch verschärfender Probleme letztlich die Macht, sozi-

alethische Prinzipien durchzusetzen? Wie ist der ‚Markt‘ involviert und welche Rolle 

spielen die Marktbeteiligten dabei? 

Das Gespräch mit Kardinal Rodriguez und Professor Wallacher bei der Fachtagung in 

Berlin machte deutlich: Wer die Verhältnisse verbessern will, muss mit allen Beteiligten 

reden. Die Standpunkte: 

 
Kardinal Rodriguez 

Die Schere zwischen Arm und Reich geht immer weiter auseinander. Es gibt das be-

kannte Lied: „Die süßesten Früchte fressen nur die großen Tiere, nur weil die Bäume 

hoch sind und diese Tiere groß sind. Die süßesten Früchte schmecken Dir und mir ge-

nauso, doch weil wir beide klein sind, erreichen wir sie 

nie.“ Es gibt zunehmend Menschen, die die Früchte nie 

erreichen. Und mehr noch: Für die Kleinen und Schwa-

chen bleibt oft nicht einmal Fallobst übrig.  

Wir selbst müssen uns kritisch fragen: Dürfen wir guten 

Gewissens zu jeder Jahreszeit die süßesten Früchte, na-

türlich aus rein biologischem Anbau, aus den entferntes-

ten Ländern verspeisen, während den Menschen dort 

lediglich der bitterste Beigeschmack von Armut und 

Elend bleibt? Angesichts dessen müssten einem jeden 

diese süßen Früchte im Hals stecken bleiben.  

Jesus fordert uns auf, uns aktiv für die Kleinen und 

Schwachen einzusetzen. Er hat sich nicht gescheut, 

Machtstrukturen anzuprangern. Das war, ist und wird dann immer auch eine Theologie 

zur Befreiung der Kleinen und Schwachen sein. 
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Über Macht zu sprechen, ist ebenfalls durchaus ein ethisches Problem. Viele Menschen 

sehen die Macht bei der Regierung angesiedelt, sie machen, was von oben vorgegeben 

ist. Das ist jedoch meist davon gesteuert, was für die Herrschenden profitabel ist. Mit 

anderen Worten: Sie wollen so schnell reich werden, wie es irgend geht. 

Politik ist wie eine Industrie geworden, eine Industrie, die wenige Leute oder kleine 

Gruppen reich machen soll. Es geht denen nicht um das Wohl der Allgemeinheit. Das 

Wohl der Allgemeinheit ist jedoch eine der zentralen Prinzipien der kirchlichen sozia-

len Doktrin.  

Ein Beispiel: Wir haben in den neunziger Jahren Fehlentwicklungen gehabt. In Zentral-

amerika ist – getrieben von den internationalen Finanzmärkten – ein Wandel von klei-

ner Landwirtschaft hin zu großer industrieller Landwirtschaft vonstatten gegangen. Gro-

ße Konzerne haben Land von den Kleinbauern gekauft, um günstig Treibstoff aus Zu-

ckerrohr oder Mais zu produzieren. Das war das Denken zu der Zeit. Doch die Klein-

bauern wurden des Lands beraubt: Sie waren schließlich nicht nur ohne Land, sondern 

auch ohne Arbeit und ohne Nahrung. Und letzten Endes hat es nicht einmal funktio-

niert: Die Menschen haben weiter Treibstoff aus Erdöl gekauft, die Preise gingen in die 

Höhe – und das Land war nicht bewirtschaftet. 

Es ist eine gute Frage, wer die Macht hat: die Politik, die Finanzinstitutionen? Ich glaube, 

es sind auch die Finanzinstitutionen nicht: Ihre Macht beruht auf anderen Faktoren, zu-

allererst und immer auf Geld. Im Bestreben Geld zu machen, zählt der Rest nicht.  

Die FAO zum Beispiel, die Welternährungsorganisation der Vereinten Nationen, produ-

ziert tolle Dokumente und sollte zur Verbesserung beitragen. Doch wenn ich mir eines 

der letzten Treffen in Rom vor Augen führe, dann sah das Treffen mit vielen Staatschefs 

so aus: Sie starteten mit einem üppigen Bankett und beendeten die Tagung mit einem 

großartigen Bankett. Aber das Ergebnis war ernüchternd. Es konnten nicht einmal 600 

Mio. Dollar zur Verfügung gestellt werden, um den Hunger in der ganzen Welt zu lin-

dern. Das ist bitter!  

Viele wunderbare Meetings, große Diskussionen – aber was sind die Ergebnisse? 

 
 

„Es geht um die Grundprinzipien einer menschengerechten und nachhaltigen Entwicklung. 
Auch bei der Nahrungsmittelproduktion und bei der Landwirtschaft gilt es, diese Prinzipien an-
zuwenden. Wenn wir die kleinbäuerliche Landwirtschaft anschauen, wissen wir, dass es grade 
die Kleinbauern sind, die zu drei Vierteln unterhalb der Armutsgrenze leben. 

Für mich stellt sich die Frage, ob die kleinbäuerliche Landwirtschaft als das Ideal wirklich so 
absolut in den Vordergrund gestellt werden kann. Sollte man nicht auch mit gezielten Investitio-
nen Entwicklungsanreize setzen, die kleinbäuerliche Betriebe alleine nicht leisten können?“ 

Anmerkung aus dem Publikum 
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Professor Wallacher 

Wir versuchen nach wie vor, Verschiebebahnhöfe zu konstruieren und Verantwortlich-

keiten hin und her zu schieben. Die Staaten gegenüber den Unternehmen, die Unter-

nehmen gegenüber den Kunden, und so weiter und so fort. Um die Probleme zu analy-

sieren und gerade die Gemeinwohlperspektive in den Blick zu nehmen, muss man ler-

nen und ganz konkret ausbuchstabieren, was das gängige ethische Prinzip der gemein-

samen differenzierten Verantwortung ist. Die Grundlage ist da: Das ist in vielen UN-

Dokumenten, nicht nur in Bezug auf den Klimawandel, sondern auch im Hungerbereich 

dargelegt.  

Es gibt den alten ethischen Grundsatz: „Das Sollen setzt das Können voraus.“ Das heißt, 

es gibt in diesem Geflecht welche, die haben mehr 

Einfluss, die haben mehr Handlungsspielräume und 

die haben mehr Macht.  

Das sollten wir genau betrachten: Die Staaten ha-

ben lange versäumt, ländliche Räume nachhaltig zu 

entwickeln und Perspektiven aufzubauen durch 

entsprechende Investitionen in Infrastruktur. Das 

war gegen den Trend der internationalen Moder-

nisierungstheorie, die im Grunde die ländlichen 

Räume als nicht entwicklungsfähig und nicht ent-

wicklungsrelevant gesehen haben. Übrigens galt 

dieses Denken auch für viele Entwicklungsländer, 

begünstigt durch den Trend der internationalen 

Entwicklungspolitik. 

Die Staaten haben meiner Ansicht nach massiv versagt, auch im internationalen Kontext. 

Und jetzt kommen die starken Akteure: transnationale Unternehmen, von Saatgutprodu-

zenten bis zu den großen Konzernen im Vermarktungsbereich. Sie übernehmen eine 

wichtige Aufgabe. Sie haben eine wichtige Vermittlerrolle und relativ viel Einfluss. Auf 

der anderen Seite sind sie aber rückgebunden an das Konsumverhalten in ihren Län-

dern.  

Die Komplexität der Probleme steigt also in einem ungeheuer starken Maß, das macht 

es nicht einfacher. Ich denke, man muss möglichst viele Akteure an einen Tisch holen. 

Auch die Debatte um alternative Wirtschaftsmodelle muss man realistisch führen: Mei-

ner Meinung nach ist die Pluralität das Wichtigste.  

Wenn wir das alles mit in den Blick nehmen, lässt sich aufzeigen, dass es unter be-

stimmten Bedingungen durchaus auch in gängigen Wirtschaftsmodellen Möglichkeiten 

gibt, dieses Geflecht anzugehen. Daneben haben sicher auch alternative Modelle, wie 

Genossenschaftsmodelle, ihre Bedeutung.  
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„Macht liegt da, wo das Geld ist. Und ich sehe große Macht bei den Kundinnen und Kunden. Weil die 
darüber bestimmen, was gekauft wird, und auch auf die Preisgestaltung Einfluss nehmen. Und solange 
Geiz geil ist und jeder für einen Euro exotische Früchte kaufen will, wird sich da nichts dran ändern.“ 

 
Anmerkung aus dem Publikum 

 

 

 
2.3  Mensch im Mittelpunkt?  
 Chancen und Herausforderungen mit Blick auf Kleinbauern und 

Wanderarbeiter 
 

Mit dem Fokus auf die Menschen lässt sich feststellen, dass sich in den vergangenen 20 

Jahren offenbar kaum etwas an den Verhältnissen geändert, geschweige denn verbessert 

hat. Vielmehr sind die Herausforderungen und Probleme sogar noch gewachsen, wie 

sich im Laufe des sozialethischen Gespräches zwischen Kardinal Rodriguez und Profes-

sor Wallacher zeigte. Da sind vor allem die Stichworte Klimawandel, Flächenkonkur-

renz, Globalisierung zu nennen.  

 
Professor Wallacher nannte es eine fundamentale Verletzung der Chancen, die der 

Klimawandel für die Anbauproduzenten mit sich bringe. Dafür seien die meisten der 

Betroffenen in keiner Weise verantwortlich, sie litten jedoch unter der Verschärfung der 

extremen Anbaubedingungen. Unsicherheit und Volatilität auf den Märkten sowie ext-

reme individuelle Verwundbarkeit seien die Folgen. Und das werde nicht durch ent-

sprechend faire Verfahren aufgefangen.  

Die Herausforderungen, Probleme, Gerechtigkeitsfragen sind demnach immens ge-

wachsen. Vor 20 Jahren wurde noch nicht die Frage der veränderten klimatischen Be-

dingungen diskutiert. Vor 20 Jahren gab es noch nicht die große Frage der Konkurrenz 

von Nahrungsmittelproduktion und Anbau von nachwachsenden Energierohstoffen im 

Flächenanbau. Vor 20 Jahren wurden noch nicht diese riesigen Nachfragebewegungen 

nach Land als knappem Produktionsfaktor verzeichnet.  

Gleichzeitig ist aber ansatzweise ein Bewusstsein dafür entstanden, dass wir noch viel 

stärker zusammenwachsen müssen. Ausgehend von der ökonomischen Grundtheorie 

von Adam Smith, nach der die Arbeitsteilung als Quelle des Wohlstandes angesehen 

wird, zeigt sich umgekehrt durch die Globalisierung auch, dass sie die Menschheit in 

einem Maße voneinander abhängig macht, wie sie es noch nie zuvor war. 

Eine der großen Herausforderungen ist, diese Interdependenzen nach Gerechtigkeits- 

kriterien, nach Fairnesskriterien zu gestalten: Auch Handelsbeziehungen müssen, ganz 

rudimentär und auf internationale Weise, bestimmten Fairnesskriterien gerecht werden.  
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So gilt es, den Fokus zu verlagern: Es geht nicht um die definierten Gurkenlängen, die 

vielleicht Anliegen des Handels oder Anliegen der Konsumenten hier im Norden sind. 

Sondern es geht um die Frage der Gerechtigkeit und der Armuts- und Hungerbekämp-

fung. 

In der Nachhaltigkeitsdebatte geht es auch um die große Frage, wie sich die Resilienz, 

die Widerstandsfähigkeit von natürlichen Systemen, positiv nutzen lässt, zum Beispiel 

für die Anpassung an den Klimawandel. Die Anpassung an den Klimawandel erfordert 

in natürlichen Systemen den Anbau von Fruchtwechseln; verschiedene Anbauformen 

fördern Biodiversität, Monokulturen können das nicht. Das birgt auch eine Chance für 

die Kleinbauern. 

Dieses Prinzip der Resilienz, diese Widerstandsfähigkeit lässt sich auch auf soziale Sys-

teme anwenden: Das meint: Es gibt nicht die eine Form der Bewirtschaftung, also nicht 

nur industrielle Agrarproduktion. Es gibt, vielleicht provokativ, als Gegenmodell auch 

nicht nur kleinbäuerliche Landwirtschaft. Es ist im Gegenteil eine Form von Diversität, 

eine Form von Pluralismus in einer Koexistenz erforderlich, die nur zusammenwirkend 

die Widerstandsfähigkeit tatsächlich stärken kann. Und gleichzeitig eine Form der Absi-

cherung, wenn nicht nur große Unternehmen, sondern auch die kleinen und mittelstän-

dischen Unternehmen gefördert werden. Das macht komplexe Systeme weniger anfällig.  

 
Kardinal Rodriguez unterstrich diese Ausführungen: Seiner Ansicht nach fehlt jedoch 

vielfach der politische Wille, zum Beispiel dem Klimawandel wirksam zu begegnen. Es 

geht demnach auch nicht nur isoliert um den Klimawandel, sondern um Gerechtigkeit 

für die Welt, Gerechtigkeit für die Schöpfung.  

Wir achteten die Schöpfung nicht als etwas, das auf Menschlichkeit beruhe, sondern 

vielmehr als insbesondere von großer Macht abhängig, sorgte sich Kardinal Rodriguez. 

Die Konsequenzen würden viel zu wenig beachtet, sagte er. Insbesondere wenn von 

Armut und von der Reduzierung der Armut die Rede sei, sagten die bloßen Zahlen 

nichts aus. Es sei nicht richtig, dass Armut sich automatisch verringere, wenn die Wirt-

schaft floriere und die großen Zahlen okay seien. Armut sei keine Angelegenheit von 

Zahlen, sondern es gehe um die einzelnen Menschen ganz konkret, um jedes einzelne 

Gesicht. 

Zum Beispiel um die besondere Situation der Wanderarbeiter in diesem komplizierten 

Geflecht, die noch mehr als andere ohne Schutz, ohne Rechte sind.  

Ein großes Problem wird am Beispiel Honduras offenbar: Das Land exportiert seine jun-

ge Generation, gut ausgebildete junge Leute mit Universitätsabschluss. Sie haben keine 

Chance auf Arbeit und versuchen ihr Heil – oft illegal – in den USA, wo sie jede Arbeit 

annehmen, die sie kriegen können, oft ist das Arbeit auf den Feldern. Weil sie ihre Do-

kumente nicht in Ordnung haben, sind sie ausgeliefert. Sie werden nicht richtig und 
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angemessen bezahlt. Oft wird ihnen der Pass abgenommen und sie dürfen nicht woan-

ders hin gehen.  

Zu den rechtlichen Problemen kommen ganz konkret individuelle Probleme, weil die 

Wanderarbeiter unter dem ungewohnt kalten Klima im Norden Amerikas leiden und es 

auch große kulturelle Unterschiede gibt. Was kann man tun? Wir haben über Justitia et 

Pax versucht, eine Reform der Einwanderungsgesetze in den Vereinigten Staaten anzu-

stoßen. Das Beispiel Kanada zeigt, dass es auch anders geht: Angeworbene Arbeiter er-

halten für eine bestimmte Zeit einen legalen Status. 

 

 
2.4  Die Forderung nach gerechter Teilhabe im kirchlichen und 
 wissenschaftlichen Kontext 
 

Welche Rolle spielen Kirche und Wissenschaft in der Debatte um eine Reduzierung der 

Armut? Wie können sie wirksam Einfluss auf die Akteure nehmen? 

 
Professor Wallacher skizzierte die unterschiedlichen Ansätze: 

� Kirche müsse die Stimme derjenigen sein, die rechtlos seien oder deren Rechte fun-

damental verletzt würden, z. B. von Wanderarbeitern. In der Frage von Armutsmig-

ration müsse es gesellschaftliche Akteure geben, die Partei ergreifen und Interes-

sensvertretung sind für diejenigen, die machtlos sind, die keine fairen Verfahren und 

keine würdigen Handlungschancen haben.  

� Wissenschaft habe die Aufgabe, zu analysieren, die Komplexität aufzulösen und 

dann Optionen für mögliche Lösungen zu erarbeiten. Wissenschaft könne nicht 

selbst Problemlösungen entwickeln und der Politik vorgeben. Sie müsse aber ver-

schiedene Szenarien entwickeln und Optionen anbieten. Wissenschaft müsse auch 

stärker als bisher wieder den Mut haben, die normativen Prämissen ihrer Analysen 

offenzulegen. Was sind die ethischen Entscheidungskriterien, auf denen die Analyse 

beruht? Welches Konzept von Entwicklung liegt dem zugrunde? Ist es ein umfas-

sendes Entwicklungsmodell, das die Menschenrechte in ihren verschiedenen Di-

mensionen wahrnimmt?  

Professor Wallacher meinte, die Wissenschaft habe mit einem falschen Wissenschafts-

verständnis lange und massiv versucht, umsetzbare Lösungen zu präsentieren. Meist 

ausgerichtet an den Naturwissenschaften, die auf einem definierten reduktionistischen 

Analysemodell basieren mit einem sehr verengten Menschenbild. In der Ökonomie 

führte das zu dem fehlverstandenen Modell von Entwicklung durch Handel.  

Jüngst haben Wissenschaftler diese Denkweise umgekehrt: Nicht die wirtschaftliche 

Entwicklung steht im Vordergrund (und wenn der Wohlstand generiert ist, dann wird 

automatisch die Nachfrage nach Sozialstandards irgendwie steigen), sondern es ist  
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empirisch nachzuweisen, dass soziale und wirtschaftliche Entwicklung gleichrangig 

sind. Wirtschaftliche Entwicklung setzt notwendigerweise auch soziale Entwicklung vo-

raus, um breitenwirksam zu sein. Wissenschaft sollte, vielleicht in Kombination mit der 

Kirche, normative und ethische Prämissen, die mit wissenschaftlichen Empfehlungen 

verbunden sind, auch klar benennen. 

 
Kardinal Rodriguez beschrieb die Arbeit der Caritas, die von der Welt als eine große 

menschliche Familie ausgeht, deren Mitglieder in Liebe, Solidarität und Mitgefühl ver-

bunden sind. Deren bisheriger Weg gehe in die richtige Richtung und werde beibehal-

ten. 

� Caritas arbeitet in der Bereitstellung von Nahrung und von direkter Hilfe in Krisen-
zeiten wie z. B. bei Erdbeben oder einem Tsunami (Notfallhilfe).  

� In einem zweiten wichtigen Bereich unterstützt Caritas langfristige Programme für 
kleinbäuerliche Landwirtschaft: Nutzviehhaltung, Infrastruktur, Agroforestry (kombi-
nierte Land- und Waldwirtschaft) und Wiederaufforstung sind wichtige Projekte. 

Caritas ist Anwalt der Armen. Caritas fördert bürgerschaftliche Teilhabe. Caritas küm-

mert sich um soziale und ökonomische Angelegenheiten – Zugang zu Märkten, Zugang 

zu Nahrung, Zugang zu Wasser und Zugang zu öffentlicher Entsorgung. Für all die, die 

ungeschützt und gefährdet sind. 

Und in Bezug auf den Handel meinte Kardinal Rodriguez, er sei skeptisch ob der Rolle 

der Welthandelsorganisation WTO. Es gebe eine Runde nach der anderen, aber keine 

konkreten Ergebnisse.  

Die Agrarprodukte hätten dauerhaft zu niedrige Preise, viele Regierungen subventionier-

ten die Produktion, so dass arme Länder im Wettbewerb den Kürzeren zögen. Solcherart 

Handelshemmnisse würden für politische Interessen benutzt. Ein Hauptaugenmerk sei 

deshalb darauf zu richten, wie ein fairer Handel immer mehr gefördert werden könne. 
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3.  Gesetzlicher Rahmen oder privatwirtschaftliche  
 Verpflichtung? 
 

 

In einem zweiten Podium: „Freiwilligkeit und rechtliche Verbindlichkeit – wer hat die 

Macht, was durchzusetzen?“ diskutierten in Berlin: 

Sue Longley,  Internationale Union der Lebensmittel-, Landwirtschafts-, Hotel-,  
 Restaurant-, Café- und Genussmittelarbeiter-Gewerkschaften (IUL), Genf 

Dr. Leonard Mizzi,  Europäische Kommission - DG Agrar, Brüssel 

Dr. Josef Lüneburg-Wolthaus,  REWE-Group, Köln 

Teresa Cura-Pono,  OURFood & Cebu Chamber of Commerce, Philippinen 

 

Produktqualität und Produktionsqualität sind zwei wichtige Aspekte in der Erzeugung 

von tropischen Früchten, die Hand in Hand gehen sollten, das aber längst nicht tun. Fest 

steht: Wir brauchen Umweltstandards, wir brauchen Gesundheitsstandards beim Handel 

und Standards in der Produktion von Früchten. Andererseits brauchen wir auch Verän-

derungen bei den Lebens- und Arbeitsbedingungen der Menschen, die in der Fruchtin-

dustrie von der Produktion bis zum Handel arbeiten. Wie geht das zusammen und wer 

sind die Handelnden? Welche Rahmenbedingungen müssen formuliert, umgesetzt und 

kontrolliert werden? Und von wem? 

 

 
3.1  Wer sind die Akteure? 
 

Die handelnden Akteure sind nicht einfach auszumachen, wenn es um Standards geht, 

Standards für die Produktqualität ebenso wie für die Produktionsbedingungen. Sind es 

die Handelsunternehmen, sind es die nationalen Regierungen, ist es die Europäische 

Union? Und welche Rolle spielen die Bauern und Landarbeiter in diesem Konzert?  

Dr. Leonhard Mizzi stellte fest, dass grade Stan-

dards eines der umstrittensten Themen beim Handel 

mit Agrarprodukten ist. Danach vergrößern immer 

mehr unterschiedliche Standards die Komplexität im 

System und überfordern die Agrargesellschaften in 

Afrika, Asien oder Lateinamerika. Es ist für einen 

Kleinbauern in Uganda kaum zu übersehen, welche 

Anforderungen sinnvoll sind. Soll er sich für einen 

Standard entscheiden, soll er sich um drei, vier oder 

fünf Standards kümmern? 

“One of the big problems is food 

waste and losses. And this is a BIG 

challenge, which, I think, also the 

Pope mentioned recently, on the 

need to tackle food waste and losses. 

Before we speak about standards 

setting, about rules-based approach-

es, we need to get the basics right.”  

Dr. Leonhard Mizzi 
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Immer wenn von Standards die Rede ist, gehe es auch um gesetzliche (Rahmen-

)Bedingungen und die Rolle der Regierungen. Tatsache sei, dass der Handel mit Agrar-

gütern globaler geworden ist, so Mizzi (Foto).  

Der EU-Vertreter weiter: Hinzu kommt offenbar, dass Unter- 

nehmen wie Tesco oder Metro klare eigendefinierte Standards 

setzen. „Da kann niemand mehr sagen, er gebe nichts darauf.“ 

Die Standards existierten bereits. Sie würden durch die Spielre-

geln des Marktes und der Produktkette bestimmt. Der Konsu-

ment diktiert heutzutage, was nachgefragt wird. Konsumenten 

wünschen das ganze Jahr Mangos oder Ananas – nach definier-

ten Standards und in gesicherter Qualität.  

Wenn Verarbeiter und Händler diese Standards garantieren wollen, hat das einen durch-

schlagenden Effekt auf die Erzeuger. Zwar ist es möglich, ethischer, fairer und mit sozia-

lerem Anspruch zu produzieren, aber das muss sich durch die gesamte Wertschöp-

fungskette ziehen. Das ist nicht einfach, wenn man keine Macht in der Wertschöpfungs-

kette hat, so der EU-Experte. Es gehe um einen Machtkampf: Das gilt besonders auf Sei-

ten der Farmer. Soziale Gerechtigkeit gebe es nicht, wenn keine Marktmacht vorhanden 

sei. Farmer, insbesondere Kleinbauern, wiederum könnten keine Marktmacht haben, 

wenn sie nicht die richtigen Rahmenbedingungen erhalten. Das sei Vorbedingung.  

Es gibt aber seiner Aussage zufolge eine Reihe von grundsätzlichen Bedingungen, die 

nicht erfüllt sind: die Infrastruktur auf dem Land und die immensen Ernteverluste zum 

Beispiel – die Hälfte der hochwertigen Früchte erreicht nicht einmal den Hafen.  

Kaum jemand spreche von den Nahrungsmittelverlusten. Das seien eines der größten 

Probleme und eine riesengroße Herausforderung.  

Leonhard Mizzis dringender Apell: Wir brauchen eine gute Infrastruktur! Wir brauchen 

auch eine gute Interessenvertretung der 

Farmer, um den Bauern eine Stimme zu 

geben. Wir brauchen den Gender-Ansatz 

und müssen auch den Frauen mehr Rechte 

geben! 

 
Sue Longley (Foto S. 25) ergänzte diesen 

Aspekt und meinte, auch wenn sie die Rol-

le der Kleinbauern in Sachen Welternäh-

rung absolut genauso wertvoll schätze, sei 

es nicht ausreichend, den Fokus nur auf sie 

zu richten.  

  

“What they need is different from what small farm-
ers need. They need application of national laws, 
relating to their right to organize in particular, and 
for agricultural workers that is the right, a funda-
mental right, that is most often denied. […] Agricul-
tural workers need to be addressed within that 
framework of industrial relations in national and 
international law. That’s crucial. [..] They can prob-
ably find work on plantations, but they really often 
don’t understand industrial relations, they don’t 
understand trade unions, when the employer says: 
We have a union and we are checked by them. Yet 
workers don’t really have their right to exercise, to 
join the trade union, and to bargain. We need to 
look specifically in the context of fruit also at plan-
tation workers and how the law to ensure their 
rights is applied.” 

Sue Longley 
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Gerade in der Diskussion um exotische Früchte müsse 

man von den Plantagenarbeitern reden, zum Beispiel 

von denen, die Bananen vor allem für Europa und die 

USA beschaffen. 

Was sie benötigten, sei sehr unterschiedlich von den Er-

fordernissen der Kleinbauern: Sie benötigten dringend 

die Anwendung nationalen Rechts, insbesondere sich zu 

organisieren und sich mit den Arbeitgebern an einen Tisch zu setzen, um die Bedingun-

gen auszuhandeln. Es gebe ein großes Ungleichgewicht bzw. Machtgefälle in ländlichen 

Regionen zwischen den Landeignern und den Arbeitern. Ihr Recht sich zu organisieren, 

werde oft missachtet.  

Es sei ein großes Problem der freiwilligen Standards, dass sie einerseits das Recht aner-

kennen, sich frei zusammenzuschließen, dieses Recht andererseits in der Realität aber 

überhaupt nicht umgesetzt werde.  

Das konnte Teresa Cura-Pono auch für die Philippinen nur bestätigen: Das Recht sich 

zu organisieren existiere zwar, aber die Landarbeiter müssten viel mehr über ihre Rechte 

wissen. Eher als auf die Small Scale Farmer müsste sich der Blick auf die Landarbeiter 

auf den großen Fruchtfarmen richten, die zum Beispiel die Ernteverluste in Gestalt von 

niedrigeren Löhnen an die Arbeiter weiter-

geben. 

Da sah Dr. Josef Lüneburg-Wolthaus 

(REWE Group) auch die EU in der Pflicht, 

sich das Thema Arbeitsbedingungen insge-

samt mehr anzuschauen: „Ich glaube, die 

EU kann für die europäischen Länder natür-

lich Vorgaben machen. Wir müssen gar 

nicht erst nach Übersee gehen: Wir haben 

auch in Europa – Stichwort: Saisonarbeiter 

– katastrophale Arbeitsbedingungen. Wenn 

ich mitbekomme, dass in Deutschland auf 

Messen Software beworben wird, mit der 

man auch schon Lohndumping automati-

sieren kann, ohne dass es auffällt, dann 

weiß ich, dass hier sehr, sehr viel im Argen 

ist. Wir haben nicht so sehr auf der Geset-

zesebene Defizite, sondern in der Umset-

zung.“ 
  

„Die derzeitigen Standards auf einem hohen 
Niveau sind etabliert worden nach der BSE-
Krise, vor allen Dingen zum Thema Produktsi-
cherheit. Das ist der ganze Kern. Natürlich tun 
sich kleine Unternehmen, weil viele Sachen 
eben auch 
Investitionen erfordern, schwerer damit als gro-
ße Unternehmen. 
Wir haben Gespräche mit vielen großen Unter-
nehmen, die international tätig sind, die wissen: 
Wenn ich zumindest in den USA und Europa 
Geschäfte machen will, muss ich langsam se-
hen, dass ich die Einhaltung der Sozialstandards 
innerhalb meiner Lieferkette dokumentieren 
kann. Das fällt denen leichter als Kleinunter-
nehmern, weil es mit administrativem Aufwand 
verbunden ist. 
Das wird, wenn man es negativ formuliert, 
marktbereinigende Wirkung haben. Es werden 
sicherlich auch schwarze Schafe aussortiert 
werden, aber man muss ganz einfach sehen: 
wenn ich im internationalen Handel mit Wa-
renströmen zu tun habe: Unterhalb einer gewis-
sen Größe bin ich nicht konkurrenzfähig.“ 
 
Dr. Josef Lüneburg-Wolthaus 
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3.2  Im Dschungel der Standards  
 
� Unstrittig war bei der Diskussion, dass der internationale Handel mit tropischen 

Früchten gewisser Standards bedarf, wobei es grundsätzlich um sehr unterschiedli-
che Standards geht: 

� Qualitätsstandards, die der Produktqualität und dem Gesundheitsschutz dienen. 
Standards, die dem Verbraucher über ein Label eine definierte Produktqualität sig-
nalisieren bzw. garantieren. Der Verbraucher will und soll auf dieses Label vertrau-
en können.  

� Soziale Standards, die allein oder zusätzlich zu den Produktstandards die Lebens- 
und Arbeitsbedingungen, sowohl für Kleinbauern als auch für Landarbeiter doku-
mentieren. Stichworte: Faire Preise, faire Löhne.  

� Standards, die privatwirtschaftlich gesetzt, zertifiziert und kontrolliert werden. 

� Standards, denen gesetzliche Regelungen zugrunde liegen.  

 

Die immerwährende Frage ist, welche Rolle Standards spielen: Sie sichern die Qualität 

und auch bestimmte Produktionsbedingungen. Sie dienen auf dem internationalen 

Markt der Abgrenzung und Profilierung der Produkte und sichern Erzeugern, Verarbei-

tern und Händlern so u.U. einen Wettbewerbsvorteil. Sie können damit gleichzeitig 

Chance wie Hindernis für die Entwicklung von Bauern sein. Wenn Agrarproduzenten 

Qualitätsstandards schaffen, ist ein solches Siegel eine Auszeichnung und möglicher-

weise Alleinstellungsmerkmal; bessere Preise fördern die einzelbetriebliche Entwick-

lung. Gleichzeitig können (zu) hohe Standards (ob in Sachen Produktqualität oder in 

sozialer Hinsicht) auch als nicht tarifäre Handelshemmnisse Agrarproduzenten von 

vornherein vom internationalen Markt ausschließen und so zu einem unüberwindlichen 

Hindernis für die weitere Entwicklung der Erzeuger werden. 

Teresa Cura-Pono beschrieb, dass auf den Philippinen Standards 

für die lokalen Märkte bislang kaum eine Relevanz hätten. Standards 

seien auf dem dortigen Markt nicht nachgefragt. Internationale Stan-

dards wie Global GAP oder Fairtrade oder andere organische bzw. 

Bio-Standards würden meist von den Handelsunternehmen gefor-

dert, die in den internationalen Markt lieferten. Die lokalen Märkte 

hätten bislang kein Bewusstsein für die Notwendigkeit von Stan-

dards. Das müsste sich jedoch ändern, auch für die lokalen und na-

tionalen Märkte. 

 
Sue Longley merkte aus Sicht der IUL an, dass es 

viele freiwillige Standards gebe, deren Wert es zu 

prüfen gilt. Sie beklagte eine große Kluft zwischen 

dem Nutzen, den die zahlreichen und unübersicht-

lich werdenden Label dem Verbraucher im Super-

„Agriculture remains one of the 
most difficult sectors for workers in 
terms of application of their rights.“  

Sue Longley 
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markt versprechen, und dem, was wirklich existiert und was die Verbraucher nicht se-

hen bzw. teilweise nicht wissen können oder wollen: schlechte Arbeitsbedingungen, 

niedrigste Löhne, zunehmend prekäre Arbeit, schlechte Gesundheit und Arbeitssicher-

heit.  

 
Denis Kabiito (Caritas Kasanaensis Luweero, Uganda) prangerte als Teilnehmer aus 

dem Publikum die Ausuferung der Standards an, die die Small Scale Farmers, die zu-

gleich Kleinbauern und Landarbeiter sind, in Verwirrung stürzten. Es beginne beispiels-

weise bei einem afrikanischen Farmer bereits damit, dass er von außen aufgefordert 

werde, sich für die konventionelle oder biologische Wirtschaftsweise zu entscheiden. 

Nationale Gesetze gebe es in der Regel nicht. In diese Lücke stießen einerseits multina-

tionale Unternehmen (die konventionell erzeugte Agrargüter nachfragen) und anderer-

seits z. B. die Kirchen (die den Bio-Anbau und organische Standards propagierten). Es 

sei ein sozialer Dialog aller vonnöten, der den Betroffenen Hilfestellung bei der Beurtei-

lung der unterschiedlichen Labels (Fairtrade, Global GAP, Organic, ISO etc.) gebe und 

praktikable Lösungen anböten. Es sei nicht klar, wie die unterschiedlichen Stakeholder 

(multinationale Unternehmen, Regierungen und Kleinbauern) an einen Tisch zu bringen 

seien, doch die Notwendigkeit sei evident. Allein: Das Wichtigste sei der politische Wil-

le. Weil solcherart Rahmenbedingungen fehlten, könnten alle Unternehmen jedenfalls 

im afrikanischen Kontext ihre eigenen Standards jedweder Ausprägung etablieren.  

 
Josef Lüneburg-Wolthaus (Foto S. 28) 

berichtete von der REWE Group, dass 

als restriktivster Standard der SA80004-

Standard gilt, weil er sehr umfangreich 

prüft und unter anderem auch unab-

hängige Interviews mit den Arbeitneh-

mern vorsieht, ohne dass der Arbeitge-

ber Einfluss nehmen kann. Es gebe bei 

seinem Unternehmen einige Erzeuger, 

die inzwischen diesen Standard etabliert 

hätten.  

Er sagte: „Wir setzen aber nicht nur auf 

diesen einen, weil ich weiß, dass ich 

noch nicht überall, in allen Lieferketten, 

auf diesen Standard setzen kann. So 

weit sind noch nicht alle.  
  

                                                 
4  SA 8000 = internationaler Standard mit dem Ziel, Arbeitsbedingungen von Arbeitnehmern (Angestell-

te, Arbeiter, aber auch Leiharbeiter) zu verbessern, ins Leben gerufen von der Social Accountability In-
ternational (SAI); http://www.sa-intl.org/index.cfm?fuseaction=Page.ViewPage&PageID=937 

„Die derzeitigen Standards auf einem hohen Niveau 
sind etabliert worden nach der BSE-Krise, vor allen Din-
gen zum Thema Produktsicherheit. Das ist der ganze 
Kern. Natürlich tun sich kleine Unternehmen, weil viele 
Sachen eben auch Investitionen erfordern, schwerer 
damit als große Unternehmen.  

Wir haben Gespräche mit vielen großen Unternehmen, 
die international tätig sind, die wissen: Wenn ich zu-
mindest in den USA und Europa Geschäfte machen 
will, muss ich langsam sehen, dass ich die Einhaltung 
der Sozialstandards innerhalb meiner Lieferkette doku-
mentieren kann. Das fällt denen leichter als Kleinunter-
nehmern, weil es mit administrativem Aufwand verbun-
den ist.  

Das wird, wenn man es negativ formuliert, marktberei-
nigende Wirkung haben. Es werden sicherlich auch 
schwarze Schafe aussortiert werden, aber man muss 
ganz einfach sehen: Wenn ich im internationalen Han-
del mit Warenströmen zu tun habe - unterhalb einer 
gewissen Größe bin ich nicht konkurrenzfähig.“ 

Dr. Josef Lüneburg-Wolthaus 



 

28 
 

 

Wir haben viele Marktsektoren, in denen man erstmal schritt-

weise vorgehen muss. Interessanterweise gibt es, was das Thema 

Implementierung von Sozialstandards angeht, in Deutschland 

die größten Schwierigkeiten auf der Erzeugerseite. Und ganz be-

sonders großen Widerstand findet man interessanterweise im Bi-

osektor. Vielleicht glaubt man, dass man da per se schon mal zu 

den Guten gehört und deswegen das nicht für nötig hält.“5  
 

 
 
3.3  Möglichkeiten und Grenzen gesetzlicher Regelungen 
 

Sowohl Teresa Cura-Pono als auch Sue Longley sprachen sich für stärkere gesetzliche 

Standards und Rahmenbedingungen aus. Selbst Josef Lüneburg-Wolthaus sah gesetzli-

che Standards als notwendig an, auch wenn es vorrangig darum gehe, die vorhandenen 

Möglichkeiten auszuschöpfen. Einzig Leonhard Mizzi blieb u. a. ob des dadurch zu-

nehmenden Bürokratismus verhalten. Ein Auszug aus den Meinungen: 

 
Lüneburg-Wolthaus 

Wir werden immer mit gesetzlichen Standards leben. Gesetzliche Standards haben ei-

nen großen Vorteil: Sie sind wettbewerbsneutral. Insofern sind die Standards selbst si-

cherlich nicht das eigentliche Problem. Das eigentliche Problem ist die Durchsetzung. 

                                                 
5  Anmerkung der Redaktion: Möglicherweise spielen hier aber auch die Erzeugerpreise die entschei-

dende Rolle: Die vielfach kleinstrukturierte Bio-Erzeugung hierzulande braucht mehr Arbeitskräfte 
(auch Saisonkräfte), unterliegt aber genau wie die anderen Marktteilnehmer einem hohen Kosten- und 
Preisdruck und erzielt oft nicht ausreichend hohe kostendeckende Preise. Bioware (z. B. Möhren, die 
eigentlich ein typisches Produkt für den inländischen Anbau sind) wird zum Großteil importiert. Auch 
bei Bio schaut der Verbraucher nach dem Preis. 

 Für den großen Preisdruck der LEH-Wettbewerber (auch im Bio- oder Fairtrade-Segment) hierzulande 
mag auch die hohe Dichte der Supermärkte eine wichtige Rolle spielen. Ein Geschäft (Supermärkte, 
Discounter etc.) versorgt in Deutschland nur 1.650 Bürger. Das hält die Lebensmittelpreise so niedrig 
wie sonst nirgends im internationalen Vergleich: In Deutschland wenden Verbraucher laut Angaben 
des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) nur ca. 9 Prozent ihres Einkommens 
für Lebensmittel auf. In den Entwicklungsländern sind es bis zu 70 Prozent. 

 Hinzu kommt, dass die steigende Tendenz des deutschen LEH zu Eigenmarken die Erzeuger extrem 
unter (Preis-)Druck setzt, da der Handel alle Bauern damit im Hintergrund – auch mit dem Verweis auf 
zu erfüllende Standards – austauschbar macht.  

 Aber nicht nur Biobauern, so die Erfahrung von Global-GAP, tun sich mit der Zertifizierung von Sozi-
alstandards (hier: GRASP) derzeit schwer, sondern auch konventionelle deutsche Produzenten. Sie 
leisten Widerstand gegen die vom Handel gewünschte Soziale Zertifizierung, weil sie so Lohnbücher 
u.v.m. offen legen müssten. Die Einführung eines flächendeckenden Mindestlohns in Deutschland ist 
in der landwirtschaftlichen Branche auf große Skepsis gestoßen, da befürchtet wird, dass die Landwirt-
schaft hierzulande an Konkurrenzkraft verliert und inländische Lebensmittel dementsprechend teurer 
werden, so dass Handelshäuser noch mehr als bisher schon auf Importware zurückgreifen. Folge wäre 
möglicherweise ein virtuelles Landgrabbing; denn es wären zwar hier alle Voraussetzungen für eine 
landwirtschaftliche Produktion gegeben, sie könnte aber nicht ausreichend stattfinden, weil billigere 
Lebensmittel importiert würden. 
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Wenn ich beispielsweise in Mittelamerika gesetzliche Mindestlöhne und gesetzliche 

Arbeitszeiten habe – wir haben das Thema illegale Arbeitsverhältnisse angesprochen – 

wenn das staatlicherseits dort vor Ort nicht sinnvoll kontrolliert wird, dann helfen die 

ganzen gesetzlichen Standards nichts.  

Wir würden uns beispielsweise von der Europäischen Kommission wünschen, dass al-

lein die gesetzlichen Standards besser umgesetzt und kontrolliert würden.  

 
Sue Longley 

Wir reden hier nicht über hohe Standards, wir reden über grundlegende Menschenrech-

te der arbeitenden Menschen im Fruchtsektor. Hier gelten die Kernarbeitsnormen der 

ILO, der Internationalen Arbeitsorganisation, die in internationales Recht übertragen 

werden müssen. Ich bin der Meinung, die Regierungen haben die Pflicht, das nationale 

Recht dahingehend zu verändern. Der Blick darauf zeigt, dass es ein Prozess ist. Denn 

die ILO-Standards werden nur in Verbindung von Regierungen, Arbeitgebern und Arbei-

tern verhandelt, was dann letztlich in Gesetze einfließt.  

Das große Problem des Agrarsektors ist die mangelnde Durchsetzung. Es gibt viel zu 

wenige Möglichkeiten, die Arbeitsbedingungen zu kontrollieren. Das beginnt schon 

damit, dass die Kontrolleure vielleicht kein Benzin haben, um ihre Autos zu tanken und 

zu den Feldern zu gelangen.  

Es geht viel Geld in Audits, in die Entwicklung von Verhaltenskodizes und in Berichte 

darüber. Sinnvoller wäre vielleicht eine Umschichtung in den Ausbau der Kontrollen. Es 

ist unverständlich, dass die Kontrollen immer weniger und gleichzeitig die privaten 

Standards immer mehr werden.  

Im Falle der Europäischen Union haben wir sogar einen der besten sozialen Dialoge, 

der institutioneller Teil der EU, der Gewerkschaften, der Regierungen und der Arbeitge-

berorganisationen ist. Im Hinblick auf die tropischen Früchte könnte die EU auf die Re-

gierungen einwirken, dass sie ihre Kapazitäten für die Durchsetzung, für Inspektionen 

erweitern. Und auf der anderen Seite müssten die Kleinbauern in die Lage versetzt wer-

den, durch Bündelung ihrer Interessen an der Debatte teilnehmen zu können. Im Mo-

ment herrscht Ungleichheit auf den beiden Seiten.  

 
Leonhard Mizzi 

Wenn ich vorsichtig bin, meine ich nicht Standards als 

solche, sondern die rasche Zunahme der Handelsstan-

dards, soziale ebenso wie Umweltstandards. Wenn wir 

Handelsabkommen mit Drittländern verhandeln, geht es 

immer um die Frage, ob wir unsere hohen sozialen Stan-

dards und Umweltstandards auf die Partnerländer, die 

ökonomisch weniger effizient sind, übertragen können. 

Ich bin der Meinung: Das können wir nicht! Wir können diese Standards nicht von Far-

mern in Honduras, Nicaragua oder Uganda erwarten. Auch wenn es idealerweise so 

“And I fully agree that social 
dialogue is a precondition in 
order to enforce and build up 
better labor conditions of farm 
workers and also the farming 
community.”   

Leonhard Mizzi 
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sein sollte. Aber in praktischer Hinsicht, wenn Sie die Rahmenbedingungen für den 

Übergang von einem relativ niedrigen Standard brauchen, sind zunächst die internatio-

nalen Übereinkünfte erforderlich. 

Wir wissen um die Vorbedingungen (rechtliche Sicherheiten, Zugang zu Land, Zugang 

zu Rechten, Handelszusammenschlüsse, Entscheidungsinstanzen) und um die Lösun-

gen. Es ist zuallererst eine Frage der Durchsetzung von Recht und bestehenden Stan-

dards.  

Ich stimme mit Ihnen überein, dass mehr kontrolliert und mehr durchgesetzt werden 

müsste. Wir sind, vom Standpunkt der Entwicklungsländer aus gesehen, in dem Stadi-

um, dass wir derzeit finanzielle Unterstützung für 50 Länder hauptsächlich aus Afrika, 

aber auch aus Asien, bereitstellen, die in ihrem nationalen Aktionsplan Landwirtschaft 

und Nahrungssicherheit priorisieren. Nun ist es an ihnen zu entscheiden, wofür sie das 

Geld haben wollen: für den Ausbau der ländlichen Infrastruktur, für Kühlsysteme, für 

den sozialen Dialog? Wir können dabei helfen, ihre Leistungsfähigkeit aufzubauen, 

denn die ist nötig.  

Im europäischen Kontext diskutieren wir mit den hiesigen Bauern die agrarpolitischen, 

weniger die sozialen Komponenten. Während einerseits mehr Gesetze und Regeln ge-

fordert werden, wünschen sich andererseits die Bauern hier weniger Bürokratie sowie 

eine vereinfachte Umsetzung. Wirklich wichtig ist alles, das die Wettbewerbsbedingun-

gen im Hinblick auf Menschenrechte und die Rechte von Landwirten angleicht. Die 

Lösung liegt in einem klaren sozialen Dialog. In den Ländern, wo das der Fall ist, sind 

die Verhältnisse in der Wertschöpfungskette fairer. 

Der Dialog, so mein Anspruch, sollte die drei Parteien einbeziehen: die Farmer und 

Landarbeiter, die Arbeitgeber und die Regierungen. Zugleich gibt es sektorale soziale 

Dialoge, die sich an Benchmarks und Best-Practice-Beispielen orientieren können. So 

haben wir zum Beispiel Best-Practice-Beispiele bei der Europäischen Kommission für 

Arbeit, wo Brüssel andere Organisationen auf der Welt berät, wie sektorale soziale Dia-

loge in der Europäischen Union geführt werden.  

Wichtige Anmerkungen kamen auch von den Teilnehmern der Tagung:  

� Gesetze werden demnach für wichtig gehalten auf ganz unterschiedlichen Ebenen, 
sowohl auf nationaler als auch auf EU-Ebene, weil man sich auf freiwillige Standards 
nicht unbedingt verlassen könne.  

 Beispielsweise müsste ein Gesetz für mehr Transparenz, also mehr Informationen 
für die Konsumenten sorgen. Auch Reports über die Arbeitssituation auf den Planta-
gen müssten idealerweise veröffentlicht werden. Freiwillige Initiative reichte nicht, 
denn deren Kontrollberichte seien meistens unter Verschluss, was Verbesserungen 
schwierig und wenig überprüfbar mache. 

� Grundproblem bestehe letztlich in einem Staatsversagen: Es gebe zwar Gesetze und 
die internationalen Kernarbeitsnormen, es gebe auch lokale Gesetze, gegen die aber 
zum Teil verstoßen werde. Die Umsetzung sei das eigentliche Problem.  
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 Die privaten Standards seien auch durch Druck der Konsumenten entstanden, de-
nen die Gesetze und deren Kontrolle nicht reichen, sondern die auch die Lieferkette 
in die Verantwortung nehmen wollten. Die Kehrseite seien die jetzt überbordenden 
Standards, die zum Teil die Produzenten, die aber auch den Konsumenten überfor-
dern.  

 Auch in ein Freihandelsabkommen ließen sich bestimmte Eckpunkte (Menschen-
rechtsklausel Sozialstandardklausel) einbauen. Bei Verstoß gegen Sozialstandards 
zum Beispiel sollten bestimmte Gruppen (NROs6, Zivilgesellschaft) das Recht ha-
ben, ein Konsultationsgremium anzurufen. Welche weiteren Konsequenzen (z. B. 
Handelssanktionen) dann zu ziehen seien, müsse verhandelt werden.  

� Eine weitere Frage sei: Hat die Europäische Union die Courage, bestimmte Normen 
durchzusetzen und Einfuhren von Waren aus prekären Produktionsbedingungen zu 
stoppen? Bisher wurde ein weicher Ansatz gewählt, um keine Nebenwirkungen mit 
möglicherweise langfristigen negativen Folgen zu verursachen. Wenn wir über 
nachhaltige Entwicklung reden – ökonomische, soziale und ökologische Nachhal-
tigkeit –, dann wäre es womöglich einfacher, diese Standards in bilateralen Ab-
kommen zu regeln denn im multinationalen Kontext. Die bisherigen Maßnahmen in 
sozialer Hinsicht und im Blick auf die Umwelt waren nicht ausreichend; es gibt 
noch zahlreiche Probleme, sie auf lokaler Ebene zu implementieren.  

 Alle Entscheidungen, Sanktionen oder Beschwerdemechanismen helfen nichts, 
wenn nicht irgendwann die Grenze erreicht ist und die Einfuhr gestoppt wird.  

� Wenn es Gesetze gebe für Lebensmitteleinzelhändler, die den Verbrauchern Hygie-
nestandards zusichern, dann müsste es die auch für Produktionsbedingungen, Ar-
beitsrechte und Menschenrechte geben. Da könnten sich Handel und Lieferkette 
nicht herausreden; das sei gesetzlich zu gewährleisten.  

 

Professor Johannes Wallacher 

Wir haben mit der WTO einen Beschwerdemechanismus, einen Sanktionsmechanis-

mus. Und wir haben die Gültigkeit von anderen international vereinbarten Kern-

Arbeitsnormen, etwa der ILO. Es wäre, wenn man es politisch will, relativ einfach, Be-

schwerdemechanismen und Sanktionsverfahren auf der Durchsetzungsebene mit hin-

einzunehmen. Fraglich ist der politische Wille.  

Dabei bleibt nochmal zu betonen: Es geht nicht um beliebige Sozialstandards, sondern 

um international ratifizierte Mindestabkommen, etwa wie die ILO-Kernarbeitsnormen. 

Es wäre ein Gebot auch der Kohärenz internationaler Gestaltungspolitik.  
  

                                                 
6 NRO = Nichtregierungsorganisation 
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3.4  Was können freiwillige privatwirtschaftliche Verpflichtungen leisten? 
 

Weil gesetzliche Standards zum Teil fehlen, die Konsumenten und Teile der Wertschöp-

fungskette aber Anforderungen formulieren, versucht der Handel, diese Lücke durch 

private Standards zu schließen.  

Dem Handel werde vielfach vorgeworfen, meinte Josef Lüneburg-Wolthaus von REWE, 

dass er eigentlich keine Verantwortung innerhalb der 

Wertschöpfungskette trage. Aber genauso wie beim 

Thema Produktsicherheit setze man auf private Stan-

dards, damit das in irgendeiner Form zu kontrollieren 

ist. Es gebe die unterschiedlichsten privaten Standards, 

wie zum Beispiel bei Global GAP - G.R.A.S.P., von der 

Ethical Trading Initiative, BSCI oder SA 80007. Sogar 

mit einem gewissen Wettbewerb inzwischen, den der 

Handel für positiv hält, weil die Zertifizierungsinstituti-

onen dadurch auch in Sachen Glaubwürdigkeit wetteifern und sie verbessern. Das wer-

de unterstützt, um die Fragen innerhalb der Supply Chain (Lieferkette) zu beantworten.  

Die unterschiedlichen Standards (z. B. der SA 8000-Standard aus den USA) speisen sich 

aus den unterschiedlichsten Quellen, orientieren sich aber alle an den ILO-Standards, 

auch wenn sie sich sicherlich in Intensität und Qualität der Durchsetzung unterschei-

den. 

Josef Lüneburg-Wolthaus räumte ein, dass die diversen privaten Standards durchaus für 

Verwirrung sorgen:  

„Das ist eine ständige Diskussion. Sie begann mit unterschiedlichsten Anforderungen an 

die Höchstgrenzen von Pflanzenschutzmittel-Rückständen. Jedes europäische Handels-

haus hat da eigene Anforderungen, so dass die Landwirte kaum noch wissen, was sie 

machen sollen. Aus praktischen Erwägungen haben sich die Erzeuger dann auf die 

strengsten Anforderungen geeinigt. Wie beim Thema Pflanzenschutz hat jedes Handels-

haus seine eigene Strategie auch beim Festsetzen von Sozialstandards. Jeder hält seinen 

Weg für den richtigen, jeder hat auch Erfolge vorzuweisen.“ 

Es gibt von Seiten der Handelshäuser offenbar Bestrebungen, diese Anforderungen zu 

vereinheitlichen. Wichtig ist nach Ansicht des REWE-Vertreters aber, dass erst einmal 

begonnen wird, dass man Erfahrungen mit den unterschiedlichen Standards macht (z. B. 

Global GAP – GRASP, der gut etabliert ist), das Bewusstsein dafür weckt und lernt. 

                                                 
7  GRASP= GlobalGap Risk Assessment on Social Practices, http://www.globalgap.org/uk_en/what-we-

do/globalg.a.p.-certification/globalg.a.p.-00001/GRASP/  
 ETI= Ethical Trading Initiative http://www.ethicaltrade.org/  
 BSCI= Business Social Compliance Initiative,  https://www.bsci-intl.org/ 
 SA 8000 = internationaler Standard mit dem Ziel, Arbeitsbedingungen von Arbeitnehmern (Angestell-

te, Arbeiter, aber auch Leiharbeiter) zu verbessern, ins Leben gerufen von der Social Accountability In-
ternational (SAI); http://www.sa-intl.org/index.cfm?fuseaction=Page.ViewPage&PageID=937  

“Talking about the proliferation 
of too many labels, we find that 
very confusing. I don’t know, 
how it’s going to be, to trim 
down very into a proper number 
of understandable labels. We are 
confused by the proliferation of 
so many labels like in Europe. “ 

Teresa Cura-Pono 
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Die privaten Standards dienen seiner Auskunft nach nicht zuletzt dazu, die gesetzlichen 

Vorgaben vor Ort zu kontrollieren und umzusetzen. Der Handel übernehme dabei  

quasi staatliche Aufgaben! Zum Beispiel in Sachen Arbeitsschutz beim Einsatz von 

Pflanzenschutzmitteln. Das ist gerade in den Entwicklungsländern ein ziemliches Prob-

lem. „Ich weiß eigentlich nicht, wer das vor Ort kontrolliert, außer den unabhängigen 

Standards. Bestimmt nicht die Regierung oder sonst wer. Und genau deswegen nutzen 

wir ja auch diese Standards, weil wir ganz genau wissen: Wenn morgen ein Foto von 

einer ungeschützten Anwendung von Pflanzenschutzmitteln veröffentlicht wird, ist na-

türlich der deutsche Einzelhandel verantwortlich. Wir sind aber nicht vor Ort. Wir müs-

sen das natürlich extern kontrollieren lassen, und genau das geschieht mit diesen Stan-

dards“, sagte Josef Lüneburg-Wolthaus.  

Für Sue Longley hat die Umsetzung der Arbeiterrechte in nationales Recht und verbind-

liche Normen Vorrang vor privaten Standards, auch wenn sie die als ersten Schritt für 

möglich hält. Ob freiwillig oder gesetzlich: Letzten Endes hängen die Verbesserung an 

zahlreichen Einzelfaktoren.  

Das Beispiel Arbeitsschutz und Arbeitssicherheit im Pflanzenbau wäre ein guter Start-

punkt, um den Dialog anzukurbeln und alle Gesprächsparteien ins Boot zu holen, mein-

te sie. Das könne zu einer Win-Win-Situation werden, wenn nämlich die Arbeitgeber 

dadurch eine bessere Produktivität und geringere Kosten erwarteten, die Gesundheit der 

Plantagenarbeiter sich verbessern würde und sich gleichzeitig negative Umweltwirkun-

gen verhindern ließen. 

 

Stimmen aus dem Publikum: 

� Nicht mehr Gesetze, nicht mehr Labels, dafür mehr vor Ort miteinander reden: Das 
sei ein guter Ansatz. Je mehr Leute involviert würden, umso mehr sei auch Bewusst-
sein für die neuralgischen Punkte vorhanden. Hierzulande werden Konsumenten 
schnell hochgeschreckt durch bestimmte Medienbilder (z. B. ungeschützte Arbeiter 
bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln), die dann in Aktionismus münden 
und als Folge gerade die kleinen Bauern wieder unter die Räder kommen lässt. 
Mehr Dialog ermögliche langfristigeres Handeln. 

� Zur Frage von Sozialstandards in Freihandelsabkommen: Zum Teil würden bei sol-
chen Freihandelsabkommen Beschwerdemechanismen bei der Nichteinhaltung von 
Sozialstandards explizit ausgeschlossen, meinte ein Teilnehmer der Tagung. Es gehe 
über das „Wir können leider unsere hohen Standards nicht aufoktroyieren“ hinaus.  
Die derzeitige Situation verleite regelrecht dazu, dass die Nichtgeltung dieser Stan-
dards oder die Nichtdurchsetzung dieser Standards in vielen Ländern der Erde von 
Großkonzernen aus den Industrienationen bewusst ausgenutzt werde. Es gehe nicht 
nur um den mangelnden Einfluss auf die Durchsetzung der Standards, sondern um 
die Geschäftspolitik großer Unternehmen aus unseren Nationen, die präzise damit 
arbeiteten.  
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3.5  Lackmustest Umsetzung  
 

Ein ganz großes Problem ist die Durchsetzung von sozialen Standards oder Überein-

künften. Das gilt vor allem für die gesetzlichen Normen, denn – das zog sich bei der 

gesamten Debatte wie ein roter Faden durch – es fehlen Kontrollinstanzen und Kon-

trollmechanismen. 

Während bei privaten Standards die Marktbeteiligten, sprich die Handelshäuser, Einfluss 

und Sanktionsmöglichkeiten über die Warenströme und Abnahmevereinbarungen ha-

ben, gibt es bislang darüber hinaus wenig Druckmittel bei Nichteinhalten gesetzlicher 

Regelungen in den Entwicklungsländern. Und möglicherweise auch wenig Interesse von 

den Herrschenden, prekäre Arbeitsverhältnisse zu ändern. 

Dazu führten mehrere Teilnehmerinnen und Teilnehmer konkrete Erfahrungen an: 

� Ich würde das alles sofort unterschreiben, was bislang gesagt worden ist, gerade mit 
Hinblick auf die mangelnde Umsetzung der Regeln. Meine Erfahrung in Uganda, 
Sambia, Malawi, Südafrika, Tansania auf der Ebene der Kleinproduzenten und auch 
Farmarbeiter: Es geht um die politische Ökonomie vor Ort. Das heißt, solange die 
Machtverhältnisse so sind, wie sie sind, können wir noch so viele Standards haben 
wie wir wollen, es ändert sich nichts. Denn die Kleinbauern, Kleinproduzenten oder 
Farmarbeiter in der Produktion sind überhaupt nicht in der Lage, die Vertreter der 
gewählten Politik und die inoffiziell Mächtigen zur Umsetzung der Regeln zu zwin-
gen oder zu bewegen. In den Staaten herrschen zum Teil gute konstitutionelle Ver-
hältnisse auf dem Papier, aber in der Umsetzung fallen letztlich doch die durchs 
Raster, die versuchen, das zu tun.  

� Wir sprechen immer von sehr schwachen Zivilgesellschaften in dieser Region. Das 
heißt, wenn Kirche, wenn staatliche Entwicklungszusammenarbeit oder andere Ak-
teure eine Aufgabe haben, dann folgende: die Stärkung zivilgesellschaftlicher Zu-
sammenschlüsse auf Produzentenebene. Kleinbäuerliche Gruppierungen unterstüt-
zen und Farmarbeiter organisieren – das geht ja in die Richtung, die die Kolleginnen 
und Kollegen, die hier aus den Ländern vor Ort sind, tatsächlich praktizieren. 

� Die betreffenden Staaten haben aber selbst bei gutem Willen häufig nicht die Mög-
lichkeit, entsprechend zu kontrollieren oder das durchzusetzen. Ich erinnere mich 
an Gespräche in Ecuador zum Bananenanbau. Der Staat hatte Mindestpreise für die 
Abgabe von Bananenkisten, etwa 18 Dollar, festgesetzt. Das Ergebnis waren unge-
fähr 12 Dollar, weil die internationalen Konzerne über den Preis Druck machten 
und mit Abnahmestopp drohten. Es bleibt die Frage, wie wir das international re-
geln oder diese Staaten stärken können, damit sie ihre Gesetze auch durchsetzen 
können.  

� Der Effekt der Preisfindung spielt bei vielen Produkten doch eine sehr große Rolle, 
gerade bei den süßen Früchten, über die wir sprechen. Und die Arbeitsbedingungen 
werden stark durch den Preisdruck mitbestimmt, dem die Unternehmen vor Ort un-
terliegen. Die Macht der Märkte und der Händler hier ist nicht zu unterschätzen: 
Die fünf großen Lebensmitteleinzel-händler (u.a. REWE, Edeka) decken 70 Prozent 
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des Lebensmittelmarktes in Deutsch-land ab und haben damit natürlich de facto ei-
ne unglaubliche Macht, die sie gegenüber ihren Lieferanten ausüben können.  

� Die Diskussion um private Standards, die sehr teure Implementierung von privaten 
Standards, krankt oft daran, dass sie losgelöst wird von der Frage der Einkommens-
margen entlang der Kette, von der 
Marktmacht und damit dem Ein-
kommen, das die Akteure haben. 
Gerade der Einzelhandel hat eine 
Sorgfaltspflicht, die weit darüber 
hinausgeht, diese Standards lediglich 
hier am Schreibtisch zu definieren 
und die Folgeschritte Zertifizieren 
und Umsetzen zu delegieren.  

� Letztlich bleiben die großen Kosten, 
die durch Hygiene-, Sozial- oder 
Umweltstandards entlang der Kette 
entstehen, an den Erzeugern hängen, egal ob es Kleinbauern sind oder Plantagenbe-
sitzer. Letztere geraten dadurch wiederum unter extremen Druck, was ja auch fak-
tisch dazu führt, Arbeitsrechte massiv zu missachten. Wenn ein Akteur in der Kette 
sozusagen einen Hebel hat, dann ist es der Einzelhandel mit seiner Marktmacht.  

� Der Hauptpunkt ist, dass viele Regierungen auf nationaler Ebene gar kein großes In-
teresse haben, Sozialdialog anzustoßen, weil sie sich zum Beispiel durch die Förde-
rung einer wachsenden Zivilgesellschaft die Konkurrenz ins Haus holen. Deshalb ist 
eine der Fragen: Wie kann man den politischen Willen stärken, Sozialdialog auf na-
tionaler Ebene zuzulassen? Nicht nur Ausschlusskriterien – Menschenrechtsklauseln 
– wären wichtig, sondern auch Ansporn, wie z.B. das ILO-Better-Work-Programm, 
bei dem verbesserte und nachgeprüfte Standardumsetzungen (nationale Arbeitsin-
spektion) mit einem besseren Marktzugang honoriert werden.  

� Ein wichtiger Punkt sind die Inkohärenzen. Einerseits wird darüber diskutiert, wie 
man beispielsweise das Recht auf Nahrung besser umsetzen kann. Andererseits 
werden bestimmte Produzentengruppen oder Menschen, die ihren Lebensunterhalt 
damit verdienen, durch globale Lebensmittelstandards konsequent aus dem Markt 
gedrängt und verlieren ihre Einkommensgrundlage. Meines Erachtens geht es an vie-
len dieser Stellen um ganz bewusst von Regierungen geschaffene Inkohärenzen: 
globale Inkohärenzen, wo man in einer WTO Handelsregeln verhandelt, ohne 
Menschenrechte zu berücksichtigen, und wo man auf der anderen Seite die ILO hat, 
die für die Arbeitsbedingungen ‚zuständig‘ ist.  
 

Josef Lüneburg-Wolthaus 

Diese fehlende Durchsetzung von staatlichen Vorgaben vor Ort spricht eigentlich für die 

privaten Standards. Wir können in diesen Ländern über die privaten Standards diesen 

Sektor dann zwar nicht generell ändern, aber zumindest die Bereiche innerhalb unserer 

Lieferkette. Wenn die Voraussetzungen der privaten Standards nicht mehr gegeben sind, 

wird das Zertifikat aberkannt. Das ist in einigen Fällen schon geschehen. Also kann es 

“There are lots of standards, whether they are volun-
tary or legal. The main challenge is ensuring the im-
plementation. Fundamental to that is ensuring both – 
small farmers and agricultural workers at all levels, 
farm level, national level, international level – to have 
a strong and effective voice. And just to get back to 
the WTO: I do entirely agree with Dr. Mizzi that there 
needs to be governance of agricultural trade, but I 
doubt very much the WTOs motivation. We need to 
be looking at a form of governance of agricultural 
trade that puts the right to food at its heart, to ensur-
ing good safe food for all citizens.” 

Sue Longley 
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durchaus funktionieren. Dass damit noch nicht alles im grünen Bereich ist und schon 

alles reibungslos und ohne Widersprüche funktioniert, da gebe ich Ihnen vollkommen 

Recht.  

Aber es ist sicherlich ein Hebel, wo wir zumindest versuchen können, in unseren Lie-

ferketten Verantwortung zu übernehmen. 

Und selbstverständlich spielt die Preisfindung eine wichtige Rolle. Nehmen wir das Bei-

spiel Ecuador: 30 Prozent unserer Bananen kommen aus Ecuador. Da müsste man ei-

gentlich der Ansicht sein, der deutsche Handel könnte in Ecuador viel bewegen. Abge-

sehen davon allerdings, dass wir uns aus kartellrechtlichen Gründen nicht absprechen 

dürften.  

Aber wie wichtig ist eigentlich der deutsche Markt aus ecuadorianischer Sicht? Das sind 

weniger als zehn Prozent. Wenn dann Sozialstandards gewünscht und trotzdem dank 

der Discounter die Preise hier nicht hoch genug sind, verkaufen die Ecuadorianer ihre 

Bananen lieber zu besseren Preisen nach Russland. Wieso sollten sie dann auch noch 

auf das Thema Sozialstandards eingehen? Sie bekommen ihr Geld in anderen Ländern, 

ohne dass sie denen auch noch nachweisen müssen, dass sie bestimmte Sozialstandards 

einhalten. 

 

 
3.6  Bei wem liegt die Verantwortung? Beim wem liegt die Macht? 
 
Die Diskutanten filterten mehrere Ansatzpunkte heraus: 

 Sowohl Sue Longley als auch Teresa Cura-Pono als auch Lali Naidoo (Südafrika) 

 stimmten darin überein, dass es eine vorrangige Aufgabe sein muss, Kleinbauern und 

Farmarbeitern eine  Stimme und mehr Gewicht zu geben. Das geht durch eine gezielte 

strategische Allianz der beiden Gruppen, die dazu führt, dass sie innerhalb der Wert-

schöpfungskette besser wahrgenommen werden und sich das derzeitige Marktungleich-

gewicht verschiebt. So hätten sie auch in Verhandlungen, beispielsweise gegenüber 

großen Konzernen wie Dole im Bananenhandel, deutlich bessere Positionen, um besse-

re Arbeitsbedingungen durchzusetzen. 

 Diese Zusammenarbeit von Farmern und Landarbeitern sollte in speziellen Organisa- 

 tionen stattfinden: Lali Naidoo sagte, man dürfe den Agrarsektor nicht in Kleinbau-

ern, Landarbeiter und kommerzielle Farmer auseinanderdividieren, sondern sie seien 

alle Akteure im selben Bereich. Die bisher Recht- und Stimmlosen müssten sich in einer 

mächtigen Organisation zusammenschließen. Dem widersprach Teresa Cura-Pono je-

doch: Sie habe nicht so gute Erfahrungen mit Kleinbauern und größeren Bauern in einer 

Organisation gemacht. Denn beide Gruppen unterschieden sich beispielweise in der 

Anwendung von bestimmten agrarischen Technologien und Methoden, deshalb seien 

manche Debatten unproduktiv und endlos lang. Sie empfahl, dass man zunächst sekt-

1

2
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oral in der eigenen Gruppe diskutieren solle, und sich erst danach in den Dialog mitei-

nander und mit anderen Stakeholdern begeben sollte.  

Josef Lüneburg-Wolthaus meinte, dass die Kleinbauern nur eine Überlebenschance in 

einigermaßen genossenschaftlich strukturierten Organisationen hätten, denn sie würden 

sonst im internationalen Handel überrollt. Man könne als Kleinerzeuger nicht frei auf 

dem Markt verkaufen und glauben, man erfülle irgendeinen Standard und könne dann 

automatisch verkaufen.  

 Es gibt eine große Zahl von politischen oder kirchlichen Akteuren, die sich darum 

 kümmern, die Farmer und Landarbeiter zusammenzuschließen, zu mobilisieren bzw. 

diese Zusammenschlüsse zu unterstützen (zivile Organisationen oder NROs). Mit dem 

Ziel, dass die Gruppen Informationen erhalten, lernen sich selbst zu organisieren, sich 

zu äußern und für ihre Interessen zu kämpfen. Es gebe durchaus, so Naidoo, große 

Probleme mit den Institutionen, mit Regierungen, mit Einrichtungen des fairen Handels, 

mit Global GAP und anderen. Da müssten die Regeln auf den Prüfstand kommen, ob sie 

tauglich oder eher hinderlich seien.  

Teresa Cura-Pono meinte, es sei derzeit leichter, die Stakeholder im privaten Sektor in 

Projekten in den Dialog zu bekommen als die offiziellen Stellen. Denn es gebe keine 

formalen Strukturen dafür, die Regie-

rungen böten dafür nicht ausreichend 

Raum. 

 In der Stärkung der Zivilgesellschaft 

  haben auch die Gewerkschaften 

eine gewichtige Rolle zu spielen. Es sei 

ja nicht so, dass es keine Regularien 

oder Gesetze gebe, meinte eine Teil-

nehmerin im Publikum. Die Gewerk-

schaften hätten die ILO-Kernarbeits-

normen mitverfasst, jetzt gehe es da-

rum, diese auch von den Regierungen 

und den Unternehmen einzufordern. 

Das sah sie auch als eine Aufgabe für 

die hiesige Zivilgesellschaft und die 

Kirchen an, auch von hier aus müsste 

Druck auf die Handelnden ausgeübt werden. Dazu sei aber auch Transparenz erforder-

lich. 

 Josef Lüneburg-Wolthaus bestätigte die Verantwortung der Unternehmen für die Um- 

 setzung der ILO-Standards auch selbst innerhalb der Lieferkette: „Wir haben unsere 

Lieferanten bis runter auf die Erzeugerebene vertraglich verpflichtet, für die Einhaltung 

der ILO-Normen, insbesondere der Kern-ILO-Normen Sorge zu tragen. Wir lassen unse-

3

4 

5

„Ich denke, Verantwortung zu übernehmen, daraus 
entlässt uns niemand. Die Verbraucher müssen Ver-
antwortung übernehmen.  

Die Unternehmen können wir nicht entlassen, die 
nationalen Staaten und auch die internationale Ge-
meinschaft ebenfalls nicht.  

Staatenpflichten stehen Menschenrechten gegenüber. 
Die Menschenrechte haben eine Basis: einen Mini-
malstandard, der erfüllt werden muss. Das ist nicht 
diskutabel.  

Wenn man Labels und Zertifikate macht, dann kön-
nen die nur darüber hinausgehen, und dann sind sie 
freiwillig.  

Die EU und die deutsche Regierung haben eine Ver-
antwortung, das einzufordern, gerade wenn Unter-
nehmen Menschenrechtsstandards überall in der 
Welt verletzen.“ 

Teilnehmerin aus dem Publikum 
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re Lieferanten durch eigene Unternehmen auditieren und prüfen: Ist deren Manage-

mentsystem in Ordnung? Haben sie mit ihrer Vorkette ebenfalls entsprechende Verträge 

abgeschlossen? Wie kontrollieren sie es? Alle unsere Lieferanten müssen den Nachweis 

über die Zertifizierung von bestimmten Standards führen.“ 

 Die Marktmacht habe letztendlich der Kunde, sagte er weiter. Auch der dürfe die  

 Verantwortung nicht einfach abschieben. Jedoch reagierten die Kunden – selbst bei 

Skandalen – trotz gegenteiliger Bekundungen und Empörungen über bestimmte Ver-

hältnisse bislang nie mit einer Änderung des Kaufverhaltens. Da sei das Menschenbild 

oft viel zu optimistisch! 

Der Konsument sei aus ihrer Sicht sehr wichtig, meinte auch eine weitere Teilnehmerin 

der Diskussion, aber er brauche Informationen. Und diese Information müsse sowohl 

von den Konzernen kommen, aber auch von der Presse, die den Konsumenten neutrale 

Information in Bezug auf die Nahrungsmittelproduktion liefere. Der mündige Verbrau-

cher werde ja gerne beschworen. Er könne aber die Verantwortung nur annehmen, 

wenn es eine verpflichtende Transparenz über die Einhaltung von Standards gebe.  

 Leonhard Mizzi hob hervor, dass man nur über die soziale Verantwortung der Un- 

 ternehmen eine integrative Art von Geschäftsmodell erhalte, das überdies auf die 

lokalen Strukturen vor Ort zugeschnitten sein müsse. Denn sie seien in Uganda anders 

als auf den Philippinen und anders als in Malawi.  

Auch zur Welthandelsorganisation WTO, die von vielen so schlecht geredet würde, sah 

er keine Alternative. Wer sollte die WTO ersetzen? Es gebe keine andere, bessere Infra-

struktur, um den Handel zu regulieren, nicht die FAO, nicht den Ausschuss für Welter-

nährungssicherheit.  

Auch Sue Longley hält Regelungen zum Agrarhandel und Institutionen auf Regierungs-

ebene dafür für notwendig, zweifelt aber an der Motivation der WTO: „Wir müssen eine 

Form der politischen Steuerung für den Agrarhandel finden, die das Recht auf Nahrung 

in den Mittelpunkt stellt.“ 

  

6
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4. Im Fokus: ‚Empowerment‘ von Bauern und Landarbeitern 

 

 

Der Bereich der Bildungs- und Beratungsarbeit ist geprägt durch die Auseinandersetzung 

um Zuständigkeiten und um sozio-ökonomische Konzepte. Das gilt für die Bildungsar-

beit zur Sensibilisierung und Bewusstseinsänderung wie für die unternehmerische Wei-

terbildung. Das gilt für die private Dienstleistung ebenso wie für staatlich verwaltete 

Grunddienste. Die Arbeitsteilung zwischen den Akteuren, die Notwendigkeit einer Qua-

litätskontrolle und die Verbindlichkeit der Angebote sind jedoch umstritten. In diesem 

Spannungsfeld – zwischen unternehmerischen Interessen und der Sicherstellung neutra-

ler und für alle zugänglicher Bildungs- und Beratungsangebote – sind Zuständigkeiten 

zu klären und die Balance zwischen staatlichen Maßnahmen und unternehmerischer 

Freiheit zu finden. Im Dialog! 

 

Das erste Forum stand unter folgenden Leitfragen: 

▪  Organisationsfreiheit und Selbstbestimmung: Wie stärkt man die Rechte von Land-

arbeitern und Landarbeiterinnen?  

▪  Bedeutung der kleinbäuerlichen Produktion und deren gesellschaftliche Wertschät-

zung: Wer ernährt wen und wer arbeitet für wen?  

▪  Sozialer Dialog in Nord und Süd: Wer muss mitreden? 

▪  Varianz von Angebot und Nachfrage: ein unlösbares Problem? 

▪  Was bedeuten Großinvestitionen und direkte Bindung zwischen Produzenten und 

Lebensmittelhandel für die Entwicklung von diversifizierter Marktstrukturen und -

mechanismen? 

▪  Ausrichtung der Entwicklungszusammenarbeit: Welche Wege und Instrumente nut-

zen der Verbesserung der Standards? 

 

 
4.1 Integraler Ansatz zur Veränderung der Lebens- und  
 Arbeitsbedingungen 
 

“Es gibt sehr viele Initiativen zur Verbesserung der Situa-

tion. Doch sie nützen nichts, wenn die Bäuerinnen und 

Bauern nicht selbst im Zentrum des Prozesses stehen.“ 

Lali Naidoo  
(East Cape Agricultural Research Projekt ECARP, Südafrika) 

 

Wer die Arbeits- und Lebensbedingungen der Kleinbau-

ern und Farmarbeiter verbessern will, kommt nicht darum  
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herum, sie ins Zentrum zu stellen und sie ebenfalls als Handelnde zu begreifen. Lali 

Naidoo hob in ihrem Impulsreferat drei Hauptaspekte hervor, um die Rechte der Be-

troffenen und ihre Fähigkeiten zur Durchsetzung derselben zu stärken: 

▪  Freiheit zur Organisation und Selbstbestimmung   

▪  Sozialer Dialog in Nord und Süd unter besonderer Berücksichtigung von Schlüssel-

begriffen und Akteuren  

▪  Orientierung an Entwicklungszusammenarbeit, fokussiert auf Prozesse und Instru-

mente, die Standards vorantreiben.  

Hinzu kommen weitere Faktoren für Nachhaltigkeit und produktive Agrarsysteme. Zent-

ral ist auch die richtige Balance zwischen essenziellen Menschenrechten und institutio-

neller Ausgestaltung.  

Lali Naidoo führte aus, dass der landwirtschaftliche Sektor – wie andere schlecht bezahl-

te Bereiche – sich durch einen geringen Organisationsgrad auszeichnet. Der Agrarsektor 

im südlichen Afrika ist zugleich sehr stark aufgesplittert entlang der Wertschöpfungsket-

te, basierend auf ethnischer Zugehörigkeit, Herkunft und Geschlecht der Produzenten 

bzw. Arbeiter. Mit Zunahme des globalen Wettbewerbs und des globalen Handels ist 

diese Tendenz eher noch verstärkt worden. Im Kern gibt es viele atypische Arbeitsver-

hältnisse (z.B. von Frauen in saisonaler Arbeit); eine freie Interessenvertretung würde 

ihnen zu anständiger Arbeit, angemessenen Löhnen und menschenwürdigen Lebensbe-

dingungen verhelfen.  

ECARP befördert den Diskurs in mehrfacher Hinsicht, u. a. durch Forschung zu den Ar-

beits- und Lebensbedingungen im Niedriglohn-Sektor und deren Gefahren für die Öko-

nomie sowie die sozio-politischen Verhältnisse. Wenn die Arbeiter ihre eigene Situation 

besser wahrnehmen und sich in die gesellschaftliche Debatte einbringen, verändern sich 

die dominanten Diskurse, was wiederum auf die Arbeitgeber und ihre Einstellung zu 

Arbeitsnormen, Standards und marktpolitischen Interventionen einwirkt.  

Es geht um ein klares Lobbying: Die Stärkung der Arbeiterrechte ist demnach nicht nur 

für ein menschenwürdiges Leben notwendig, sondern trägt auch zu wirtschaftlichem 

Erfolg bei. Jedoch sind die Bestrebungen nach einer Verbesserung der Arbeitsnormen 

immer auch im Zusammenhang mit dem Nord-Süd-Gefälle und dem Druck auf Erzeuger 

und Farmarbeiter im internationalen Handel zu betrachten. Entscheidend seien die 

Strukturen und die Machtverhältnisse innerhalb der Wertschöpfungsketten. Viele Farmer 

fühlten sich in einem globalen Markt abhängig vom Handel, der die Preise bestimme. 

Der Druck auf die Erzeuger setze sich im Druck auf die Arbeiter weiter fort.  

Um diesem entgegenzuwirken, werden die Farmer und Landarbeiter bei der Bildung 

von alternativen Selbsthilfeorganisationen (‚Grass Roots‘) und im Gesamtkontext der 

Arbeitenden auf lokaler und übergeordneter Ebene unterstützt (Bottom-Up-Ansatz) und 

sozial mobilisiert.  
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                Abbildung: ECARP Modell zur Mobilisierung der Landarbeiter 

 

Der Erfolg zeigt sich auf vielen Ebenen: Die Landarbeiter übernehmen die Verantwor-

tung für die eigene Organisation und warten nicht auf einen Anstoß von außen. Struktu-

rell werden alle an der Farmarbeit Beteiligten oder die Farmer einer Region einbezogen. 

Mitbestimmung und Vernetzung werden eingeübt und praktiziert. Die Komitee-

Mitglieder lernen, die Arbeitsbedingungen einzuschätzen und Unwucht zu erkennen. 

Demokratische Strukturen und Dialogfähigkeit stärken nicht nur die Position der Land-

arbeiter, sondern führen auch zu einer besseren Akzeptanz bei den Arbeitgebern. Letz-

tere sind eher gewillt, sich mit den Farm- oder Regionen-Komitees auseinanderzusetzen 

als mit Handelsunternehmen. Auch die lokalen Autoritäten und Regierungsstrukturen 

sind in der Lage, mit diesen Organisationen zu arbeiten. 

Parallel dazu zeigen sich in diesem integralen Ansatz, dass die Solidarität untereinander 

gefördert wird, was essenziell ist für die Ausrottung von gesellschaftlichen Unterschie-

den hinsichtlich Ethnie, Rasse oder Geschlecht. Je weniger sich Arbeiter unterscheiden, 

umso besser können sie mit einer Stimme sprechen. Die Solidarität erstreckt sich (natio-

nal wie international) auf die Arbeiter der gesamten Wertschöpfungskette von der Er-

zeugung bis zum Handel und im Endeffekt auch bis zum Verbraucher. So werden Arbei-

ter in Prozesse und Diskussionen über faire und ethische Arbeitsbedingungen einbezo-

gen. 

Der Dialog zwischen den Arbeitern führt auch dazu, dass sich die ‚Grass-Roots‘-

Strukturen allmählich ausbreiten, sowohl geographisch als auch in Bezug auf die betei-

ligten Gruppen, was nicht nur die Organisation als solche, sondern auch den sozialen 

Zusammenhalt verbessert. Insgesamt gab es im Einzugsgebiet von ECARP 66 Farm  
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Komitees (Juni 2013). 97 Prozent davon haben sich seit deren Gründung mit der Verän-

derung der Arbeitsbedingungen beschäftigt, die allermeisten haben im Dialog mit den 

Farmern Verbesserungen erreichen können: bei den Wohn- und Arbeitsbedingungen, 

der Stärkung der Besitzverhältnisse und bei Zugang zu Land oder grundlegenden Dienst-

leistungen. Signifikante Verbesserungen gab es auch bei der Beachtung der Mindestlöh-

ne, bei den Beiträgen zur Arbeitslosenversicherung oder bei der Überstundenregelung.  

Eine sehr wichtige Bedeutung maß Lali Naidoo auch dem Nord-Süd-Dialog bei: Die 

Stakeholder entlang der Wertschöpfungskette, aber auch Einrichtungen von Zivilgesell-

schaft und Politik könnten die Aufmerksamkeit auf die Landarbeiter lenken und damit 

ein verändertes Bewusstsein für ethische Standards bei der Erzeugung von Lebensmitteln 

schaffen (Sozialpakt).  

Hier hilft es auch, wenn sich die Arbeiter über Grenzen hinweg solidarisieren und z. B. 

Beschäftigte bei den großen Handelsunternehmen in Europa sich für faire Arbeitsbedin-

gungen und Stärkung der Arbeitnehmerrechte im Süden einsetzen.  

Wenn Verbraucherorganisationen in diesen Dialog einbezogen werden, tragen auch sie 

zur Verbesserung bei. „Der aktuelle Diskurs über fairen und ethischen Handel zwischen 

Nord und Süd fokussiert derzeit auf die Verantwortung des Verbrauchers im Norden für 

die Rechte der Arbeiter im Süden“, sagte Lali Naidoo. Das greife aber zu kurz, denn 

auch im Süden gebe es Verbraucher, denen aber das Wissen über die Relevanz und 

Bedeutung der Arbeiterrechte chronisch fehle. Wenn sich das nicht ändere, würden die 

derzeitigen Verhältnisse zementiert.  

ECARP hat die unterschiedlichen Lebensverhältnisse von Arbeitern untersucht, die für 

den lokalen Markt bzw. für den Export arbeiten. Danach hat der Einfluss der Verbrau-

cherorganisation aus dem Norden einen deutlich positiven Effekt auf die Arbeiter im 

Süden. 

Für die Initiierung, Erarbeitung und Umsetzung von Handelsabkommen sind die Mini-

sterien und regierungsnahen Organisationen sowie Handel und Industrie verantwortlich. 

Das beinhaltet auch die Rechte der Arbeitnehmer und definierte Sozialstandards. Mehr 

als bisher geht es um die Nutzung von Synergien zwischen den Akteuren und den Kon-

trollinstanzen (Kontrolle der Arbeitsnormen, Kontrolle der Siegel), um zu einem nach-

haltigen Zugewinn zu gelangen. 

In der Zusammenarbeit von Regierung und Aufsichtsbehörden auf der einen Seite und 

Bauernverband und Arbeitnehmerorganisationen auf der anderen Seite wird es künftig 

darum gehen, die bisher existierende Kluft zwischen beiden Parteien zu überbrücken.  

NROs, Gewerkschaften und Menschrechtsorganisationen sind oft die treibenden Kräfte 

für eine Änderung des Bewusstseins auf Käuferseite. Forscher und Wissenschaftler müs-

sen den Status Quo und Entwicklungsszenarien mit Fakten hinterlegen. 

  



 

43 
 

 

In punkto Ausrichtung der Entwicklungszusammenarbeit regte Lali Naidoo an, 

▪  mit allen wichtigen Akteuren entlang der Wertschöpfungskette mehrgleisig zu arbei-
ten und den Diskurs über die negativen Folgen von niedrigen Löhnen und ‚Laissez-
Faire-Kapitalismus‘ auf das Lohnniveau und den sozialen Zusammenhalt zu führen; 

▪  Änderungen in den strukturellen und institutionellen Regelungen von Arbeitsmarkt 
und -prozessen zu veranlassen und Beschäftigung zu fördern (Beschäftigungspro-
gramme, Kompetenztraining); 

▪  die Arbeitnehmer darin zu bestärken, ihre Rechte zu wahren und beispielsweise 
Verstöße gegen Arbeitsnormen (ohne Angst vor Strafe) zu melden, sowie Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber in Sachen Compliance zu ermutigen; 

▪  die Öffentlichkeit für die Kernarbeitsnormen zu sensibilisieren und Transparenz 
über Inspektionen und Kontrollen zu ermöglichen; 

▪  bei Verstößen von Seiten der Abnehmer auf der Einhaltung der Standards zu beste-
hen und ggf. Sanktionen zu verhängen; 

▪  dafür Sorge zu tragen, dass sich das Bewusstsein für Corporate Social Responsibility 
(CSR) entlang der gesamten Lieferkette etabliert und Vorschriften und Konventionen 
eingehalten werden.  

 

 
4.2 Die Bauern in den Mittelpunkt stellen 
 

„Es muss ein Umdenken stattfinden: Arbeitnehmer  

und Arbeitnehmerinnen sind kein Produkt und kein  

Rohstoff. Der Dialog mit allen Beteiligten ist wichtig“. 

Denis Kabiito, Programme Officer, Caritas Kasanaensis, Uganda. 

 

Als überzeugter Interessenvertreter der Kleinbauern sprach  

der ugandische Berater der Caritas Kasanaensis, der selbst ebenfalls als Bauer wirtschaf-

tet, vor dem Forum. Denis Kabiito plädierte in seinem Referat für die Gründung einer 

starken Bauernorganisation als Selbsthilfeeinrichtung, die dann die politische Stimme 

der Bauern werde. 

Er skizzierte zunächst die Bedeutung des Agrarsektors in Uganda und die Relevanz der 

Kleinbauern, sowohl für die Versorgung der eigenen Bevölkerung als auch im afrikani-

schen und weltweiten Kontext: 

Die kleinbäuerliche Landwirtschaft hat danach eine beachtliche Wirtschaftskraft. Derzeit 

liegen 42 Prozent der weltweiten Ackerflächen in Afrika, das Potenzial ist groß, aber 

nicht optimal genutzt. Uganda ist Afrikas Nr. 1 in der Produktion von Kaffee. Tee, Tabak 

und Baumwolle werden ebenfalls für den Export produziert und tragen wesentlich zu 

den Deviseneinnahmen des Landes bei. Die Kleinbauern in den ländlichen Gebieten 
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sorgen dafür, dass drei Viertel der Bevölkerung in Uganda mit Lebensmitteln versorgt 

werden.  

Der Agrarsektor dominiert die Wirtschaft des Landes nach wie vor: 75 Prozent der Be-

schäftigen arbeiten in der Landwirtschaft. Die Agrarwirtschaft trug 2012 zu 24,4 Prozent 

zum Brutto-Inlands-Produkt (BIP) bei. Die meisten Industrien und nachgelagerten Sekto-

ren hängen von der Landwirtschaft ab. 

In den allermeisten Fällen handelt es sich um kleinbäuerliche Landwirtschaft, die ge-

kennzeichnet ist durch  

▪  eine Struktur als Familienbetrieb: Planung, Entscheidungsfindung und Umsetzung 
finden im Familienkontext statt. In der Regel überschreiten die familiären Beziehun-
gen die Gemeindeebene nicht; 

▪  Gemischtbetriebe sowohl mit Ackerbau und Feldfrüchten als auch Tierhaltung; 

▪  die Funktion der Existenzsicherung, auch von weiteren Haushalten; 

▪  eine oft schlechte Ausbildung der Farmer und ihrer Familien: der Anteil an Anal-
phabeten ist hoch, der Zugang zu Informationen entsprechend schlecht; 

▪  Armut; 

▪  eine Haltung, wonach Landwirtschaft lediglich als Tradition und nicht aus Leiden-
schaft bzw. als ‚Beruf‘ betrieben wird. 

▪  Vielfach haben die Betriebe in Regionen mit hoher Bevölkerungsdichte weniger als 
1 Hektar Land in Kombination mit höchstens 10 Tieren. In bevölkerungsärmeren 
Regionen können die Farmen 5 bis 10 Hektar umfassen.  

Die Bedeutung der kleinbäuerlichen Landwirtschaft in Bezug auf die globale Dimension 

sei nicht zu unterschätzen, so Kabiito. Es seien die Bauern, die das Land bewirtschafte-

ten, die für Wasser und Biodiversität sorgten. Das seien zentrale Angelegenheiten der 

Weltpolitik, weil davon Frieden, Sicherheit und Entwicklung der Länder abhänge.   

Die Farmer selbst haben große betriebliche Herausforderungen zu meistern: hohe Kos-

ten bei Investitionen, Finanzierungsprobleme, unzureichende Infrastruktur, inadäquate 

Produktions- und Erntebedingungen sowie mangelnde Technologien zur Verarbeitung 

und Lagerung, Schädlinge und Krankheitsepidemien, schlechte Anbaumethoden und 

fehlende oder mangelhafte Beratung. Gleichzeitig sehen sie sich jetzt globalen Fragen 

ausgesetzt, die ihren Rahmen sprengen: einem exponentiellen Bevölkerungswachstum, 

dem Klimawandel, der Ernährungssicherung und der ökologischen Nachhaltigkeit. Die 

rapide anwachsende Bevölkerung in Uganda (jährlich +3,4 Prozent) lässt die verfügbare 

Fläche knapper werden, auch wenn die Ackerfläche seit 2005 ausgedehnt werden konn-

te. Landfragmentierung, Landgrabbing, Verlust von produktivem Land sind die Folgen.  

Das hat de facto zu einem Schrumpfen des sog. Warenkorbs und zu Nahrungsmittelun-

sicherheit geführt, wobei hohe Weltmarktpreise für Getreide die Situation noch ver-

schärft haben. Der kleinbäuerlichen Landwirtschaft wurde daran eine Mitschuld gege-

ben, bzw. wurde sie als Teil des Problems gesehen. Zwar hat die Welt große Hilfe ge-
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leistet (z.B. über öffentliche und private Partnerschaften, das Welternährungsprogramm 

WFP oder die Agrarorganisation der Vereinten Nationen FAO, die Erarbeitung freiwilli-

ger Leitlinien). Doch die Lösung war das nicht – vielmehr wurden die Bauern an den 

Rand gedrängt und nicht in die Entscheidungsfindung einbezogen, obwohl dies grade 

im Hinblick auf die politischen Fragen geboten gewesen wäre. 

Kabiito sprach sich dafür aus, dass alle Mechanismen zur Etablierung von Marktstruktu-

ren sicherstellen müssten, dass die Bauern tatsächlich dadurch einen Mehrwert hätten. 

Auch wenn zu konstatieren sei, dass es viele Ansätze ausländischer Investoren gebe und 

auch die Vermarktung über Bio- und Fairtrade-Partnerschaften bislang nicht dazu geführt 

hat, dass die Lücke zwischen dem Hoftor und dem Markt kleiner geworden sei. 

Bei allen Anstrengungen müsse es oberstes Ziel sein, die Lücke zwischen den Kleinbau-

ern – ihrer Kapazität und Produktivität – und den Anforderungen und Möglichkeiten des 

Marktes zu schließen. Das gelinge nur, wenn der Kleinbauer ins Zentrum der Aufmerk-

samkeit rücke. Der Bedarf der Bauern ist groß und kann nur mithilfe von Kooperationen 

und einer starken Bauernorganisation gedeckt werden.  

Kabiito konzipierte ein Selbsthilfe-Unternehmen: mit einem Leitbild aus Selbsthilfe, 

Selbstverwaltung und Selbstverantwortung, entsprechend der Leitlinien für Vereine oder 

Genossenschaften. „Starke Bauernverbände sind als unabhängige ‚Farmers Association‘ 

die natürliche Stimme für die stimmlosen Bauern“, 

meinte er.  

Das ergebe eine dynamische Agrarbranche, die Nah-

rung erzeugt, Arbeitsplätze schafft, die Armut redu-

ziert und Ernährungssicherheit garantiert. Der Zu-

sammenschluss der Bauern könne die Marktentwick-

lung in Gang bringen. Die Marktentwicklungen selbst würden gefördert u.a. durch ver-

besserten Zugang zu Finanzierungen, höhere Investitionen des Privatsektors, Förderung 

und Nutzung von Technologien sowie adäquater Gesetzgebung und Bekämpfung von 

Fehlentwicklungen. 

 

  

“This cooperation has to be initiated 
by farmers, managed by farmers for 
farmers. The cooperation/association 
will be their voice.” 

Denis Kabiito 



 

46 
 

 

4.3 Stellungnahmen und Auswertung 
 

      
Blick ins Forum 1:  
Bildung, Beratung und Bewusstsein ‚Empowerment‘ von Produzenten und Landarbeitern“ 

 
Willi Kampmann, Deutscher Bauernverband e.V. (DBV) 

Der Deutsche Bauernverband befürwortet den von Denis Kabiito vorgestellten Ansatz. 

Der Dialog von Nord nach Süd wird vom Deutschen Bauernverband gefördert, vor al-

lem auch in Bezug auf die technische Qualifizierung in der Landwirtschaft. Der Deut-

sche Bauernverband hat bereits mehrere Austauschprogramm in diesem Sinne – auch 

mit dem Bauernverband in Südafrika – durchgeführt. 

 
Helge Fischer, BanaFair e.V. 

Der Handelspartner von BanaFair e.V. ist die Kooperative Urocal in Ecuador, daher liegt 

hier der Fokus auf der Unterstützung von Kleinbauern. Einen Effekt auf Arbeiter gibt es 

damit nur indirekt. Die Handelsbeziehungen basieren auf den Kriterien des Fairen Han-

dels, in dem zum Beispiel ein fairer Preis gezahlt wird. BanaFair unterstützt Urocal in 

der Qualifizierung der Produktion und Vermarktung u.a. durch Instrumente wie Vorfi-

nanzierung. Außerdem verschreibt sich BanaFair der Bewusstseinsbildung im Norden. 

Durch den Fairen Handel und begleitende Informationsarbeit soll hier im Norden Be-

wusstsein für ungerechte Strukturen geschaffen werden.  

 
Dr. Udo Bürk, Bio Tropic 

Es gibt zu viele verschiedene Standards, die oft verwirrend wirken, auf Verbraucher und 

Produzenten. Die Situation ist jedoch in jedem Land und jeder Region unterschiedlich. 

Es geht jetzt darum, die existierenden Standards umzusetzen. Dabei gilt es, von der je-

weiligen Situation der Produzierenden auszugehen und mit der Produzentenorganisati-

on selbst Schritt für Schritt zu erarbeiten, wie die Produktion qualifiziert sowie sozial 

und ökologisch gerecht gestaltet werden kann.  
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Fazit aus der Diskussion im Forum: 

Grundlegende Forderung war, den Kleinbauern ins Zentrum aller Aktivitäten zu stellen. 

Ob Investitionen, Public Private Partnership oder Standards: Sie funktionieren nur, wenn 

die kleinen Bauern und die Farmer wirklich im Zentrum der Aktivitäten und Teil des 

Prozesses sind. Dazu braucht man den Aufbau von Organisationen.  

Es braucht zudem einen grundsätzlich veränderten Wertediskurs, in dem es darum geht, 

Arbeit nicht als Ware oder als Produkt zu sehen, sondern den Arbeiter als Mensch in 

den Blick zu nehmen. Das gilt sowohl für die abhängig Beschäftigten auf den Farmen als 

auch für die Kleinbauern. Die Arbeitskraft ist als integrativer Teil der Gesellschaft wert-

zuschätzen. Das war bisher noch unzureichend. Allerdings scheint sich hier ein Um-

denken zu vollziehen. 

Der Diskurs muss auf allen Ebenen und mit allen Beteiligten stattfinden: Wirtschaft, Re-

gierung, Arbeitnehmer, Zivilgesellschaft, mit Konsumenten und Händlern. Und er muss 

sich in der Umsetzung auf alle Ebenen konkretisieren. Die Bewusstseinsbildung betrifft 

die gesamte Wertschöpfungskette, die dadurch auch zum ‚Empowerment‘ beitragen 

kann.  
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5. Im Fokus: Die besondere Rolle von Handel und Verbraucher 
 
 

Lange Zeit wurden alternative Anbau- und Handelsmodelle lediglich als Nische angese-

hen. Das hat sich geändert. Kritischer Konsum und steigende Kaufkraft in den Verbrau-

cherländern tragen dazu bei, dass die Nachfrage nach Lebensmitteln aus nachhaltigem 

und Bio-Anbau sowie fairem Handel steigt, zum Teil mit eindrucksvollen Wachstums-

zahlen. Sowohl für die Erzeugung selbst als auch für die Arbeits- und Gesundheitsbe-

dingungen sowie für Umweltbelange im Anbau und der Weiterverarbeitung von Früch-

ten gibt es verschiedene Nachweis- und Dokumentationsmöglichkeiten.  

Doch die Diskrepanz in der Wahrnehmung ist evident: Im öffentlichen Bewusstsein 

scheinen die Standards und partnerschaftlichen Vermarktungsstrukturen im Fairen Han-

del völlig unterschiedlich von den Qualitäts- und Umweltstandards im konventionellen 

Handel zu sein. Tendenziell werden die Anforderungen jedoch immer ähnlicher. Um 

diesen Anforderungen zu entsprechen, sind die Regierungen mit ihrer Entwicklungszu-

sammenarbeit und dem politischen Dialog in der Pflicht. Aber auch die Privatwirtschaft 

ist gefordert, vor allem, solange das Prinzip der Freiwilligkeit bei der Einhaltung von 

Standards besteht. Ansätze und Erfolge müssen vermittelt werden: über Verbraucherauf-

klärung und Medien.  
 

Das zweite Forum stand unter folgenden Leitfragen: 

▪  Was macht der Handel? Wie bewegen sich die konventionellen auf die fairen Han-
delspartner zu?  

▪  Ursprungskennzeichnung - ein Siegel mehr oder Erhöhung der Transparenz?  

▪ Welche Herausforderungen stellen sich den weiterverarbeitenden Unterneh-
men/Akteuren innerhalb der Wertschöpfungskette? 

▪  Kritischer Konsum - Welchen Einfluss haben die Konsumenten und Konsumentin-
nen? 

▪  Verbraucherschutz im Norden versus Einkommensschaffung im Süden? 

5.1 Familienunternehmer gesucht! 
 
„Wir glauben an das System des Familienunter-

nehmens, da es uns – und große Teile der deut-

schen Wirtschaft – erfolgreich gemacht hat. Auch 

unsere Kunden sind zum Großteil kleine und mit-

telständische Unternehmen, das lässt Geschäfte 

auf Augenhöhe zu. Unsere Partnerschaften basie-

ren auf Vertrauen statt auf Verträgen.“ 

Frank Erbacher, Geschäftsführender Gesellschafter der  
Erbacher Food Intelligence GmbH & Co. KG, Vorstand  
der gemeinnützigen Erbacher Stiftung   
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Das Familienunternehmen Erbacher-Josera engagiert sich als industrieller Lebensmit-

telerzeuger des Mittelstands in der dritten Generation um nachhaltige Ernährungskon-

zepte für Mensch und Tier. Wir bemühen uns um echten Nutzen für den Kunden, res-

sourcenschonende Erzeugung, gesundheitlichen Mehrwert und faire Partnerschaften auf 

Augenhöhe. Wir sind kein klassischer Fruchterzeuger oder -händler sondern lediglich 

Verwender von Früchten in unseren Cerealien, Snacks und Riegeln.  

Die angedockte gemeinnützige Erbacher Stiftung arbeitet seit 25 Jahren weltweit in kon-

kreten Projekten der Entwicklungszusammenarbeit zur Förderung des ländlichen Raums 

und von eigenständiger Lebensmittelerzeugung. Persönliche Kontakte, nachhaltige 

Strukturprojekte und deren gut abgestimmte, zeitlich begrenzte, finanzielle Unterstüt-

zung stehen im Mittelpunkt.  

 

Aktuell beschreiten wir zwei weitere Wege der Entwicklungszusammenarbeit: 

� Initiiert im Jahre 2012 durch die AFOS Stiftung auf den Philippinen, sind wir im 
Rahmen des develoPPP mit der DEG8 eine Public Private Partnerschaft (PPP) mit 
dem philippinischen Verarbeiter von Trockenfrüchten Orient Foods in Dumaguete 
eingegangen. 

 Wir streben den Aufbau einer langfristigen Partnerschaft an und wollen ein hoch-
wertiges Produkt (philippinische Mangos) als Teil einer neuen Produktlinie, mit zu-
verlässiger Belieferung in Bezug auf Zeit, Volumen und Qualität, sowie eine mög-
lichst sinnvolle Verteilung der Wertschöpfung entsprechend der vorhandenen Kom-
petenzen. 

 Für unsere Partner auf Erzeugerseite streben wir eine gerechte Entlohnung entspre-
chend der tatsächlich erbrachten Wertschöpfung bis auf die unterste Ebene sowie 
die Umstellung auf Bio-Anbau an. 

� Wir glauben an das System des Familienunternehmens, da es uns und große Teile 
der Deutschen Wirtschaft erfolgreich gemacht hat. Deshalb engagieren wir uns auch 
in Tansania in der Family Corporation for Food (FCF).  

Das ist unsere Vision: Hinter einem Familienunternehmen steht immer eine Familie. Für 

diese Menschen, die in Generationen denken, ist ihr Unternehmen neben Einkom-

mensquelle auch Teil ihres schöpferischen Lebens. Diese moralische Verpflichtung 

schafft Beständigkeit, Planbarkeit und Vertrauen. Diese Grundhaltung, die auch in Ent-

wicklungsländern ausgeprägt ist, verbindet Familienunternehmer überall.  

In Tansania haben wir Unternehmertypen gesucht, die ein Familienunternehmen erfolg-

reich aufbauen können. Unsere Unterstützung besteht in Knowhow und Beratung, 
                                                 
8  develoPPP.de ist ein Förderprogramm des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

und Entwicklung (BMZ) für sog. Entwicklungspartnerschaften mit der Wirtschaft, das u. a. von der 
Deutschen Investitions- und Entwicklungsgesellschaft (DEG), einer Tochter der KfW Bankengruppe, 
angeboten wird. develoPPP.de richtet sich an Unternehmen, die sich langfristig in Entwicklungs- und 
Schwellenländern engagieren und dabei ihr unternehmerisches Engagement nachhaltig gestalten wol-
len. Frank Erbacher hält es für sehr zielführend, weil es Marktakteure grenzüberschreitend zusammen-
bringt wie Erbacher und Orient Foods, weil es sich direkt an den Mittelstand wendet und konkrete, 
zeitlich begrenzte Projekte fördert. 
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Technologie, Erarbeitung eines Business Plans, Vertriebsaufbau, Marketing und Ma-

nagement-Methodik.  

Ziel ist, dass jeder Partner in drei Jahren unabhängig als Unternehmer agiert, nutzen-

bringende Produkte herstellt und lokal vertreibt, bis zu 100 Familien in Brot und Ver-

dienst bringt und profitabel arbeitet. Schwerpunkte sind derzeit Fruchttrocknung und 

Wiederaufforstung. 

Vorrangig ist der Aufbau lokaler Vermarktungsstrukturen, denn es gibt in Tansania einen 

Bedarf an ganzjähriger Versorgung mit hochwertigen Früchten. So können die Unter-

nehmer dort erste Schritte gehen, um nach und nach in Richtung der europäischen Le-

bensmittelstandards zu kommen. Ein gesunder lokaler oder regionaler Absatz sorgt au-

ßerdem für eine kontinuierliche, planbare Auslastung und schafft so mehr Unabhängig-

keit und eine bessere Verhandlungsposition 

gegenüber zukünftigen, internationalen Ab-

nehmern.   

 
Unsere Verantwortung 

� Gerade wenn wir erkennen, dass wir Teil 
eines Systems sind, das erhebliche Mängel 
aufweist, von denen wir sogar profitieren, 
tragen wir Verantwortung, Dinge zum Ge-
rechteren zu verändern. Das betrifft Quali-
tät und Umgang mit Lebensmitteln, die 
tatsächlich Gesundheit und Genuss dienlich sind, Umgang mit Ressourcen sowie 
die faire Entlohnung für erbrachte Wertschöpfung. 

� Wir haben dabei selbst einen Zugewinn: Dieses Bemühen macht uns bei anderen 
Menschen (Mitarbeiter, Geschäftspartner, Kunden) attraktiv, die ebenfalls nach Sinn 
suchen. Jenseits von Profitmaximierung, hohen Gehältern und Boni.  

� Die Freiheit eines Familienunternehmens kommt uns zugute: In großen Strukturen 
(ob Profit oder Non-Profit) sind viel zu viele Stakeholder zu fragen, die alle unter-
schiedliche und möglicherweise widerstreitende Individualinteressen haben. Auf 
diese Weise wird ein solcher Prozess schwerfällig oder sogar ängstlich. Heraus 
kommen so meist nicht mehr als Feigenblattaktivitäten, weil keiner tatsächlich Ver-
antwortung übernimmt. 

 

Die Verantwortung des Staates 

Der Staat hat die unternehmerischen Rahmenbedingungen zu schaffen: 

� Infrastruktur, insbesondere Verkehrswege und Kommunikation. 

� Einen verlässlichen Rechtsrahmen mit unabhängiger Rechtsprechung und klaren Ei-
gentumsrechten.  

„Im Bio-Anbau von Mangos auf den Philip-
pinen sind wir auf Projektebene damit kon-
frontiert, dass das nationale Gesetz zur bio-
logischen Landwirtschaft noch nicht in der 
lokalen Realität angekommen ist. Interesse 
in lokalen landwirtschaftlichen Behörden ist 
zwar da, aber es fehlt Wissen. Also laden 
wir in das Training von Farmern, dem wir 
uns verschrieben haben, auch Vertreter der 
staatlichen Behörden mit ein.“ 

Frank Erbacher 
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� Geregeltes Verbandswesen (mit unternehmerischen Netzwerken) zulassen und un-
terstützen. 

� Steuerliche Gesetzgebung optimieren, die unternehmerisches Handeln überhaupt 
erst möglich macht. 

� Kontrolle, um Mächteungleichgewicht (v.a. bei Banken und Kreditvergabe) zu ver-
hindern. 

� Kluge Handelspolitik, um überregionale und internationale Handelsbeziehung 
planbar und unbürokratischer zu machen. 

 

Der Staat ist auch verantwortlich für eine unabhängige Bildung: die Schulbildung als 

Grundvoraussetzung für Wohlstand; die Berufsbildung und Berufliche Beratung; die 

Forschung – auch was den internationalen, interdisziplinären Wissenstransfer zwischen 

Hochschulen angeht. 

 

Mehr nicht!  

Wir brauchen keine Dauersubventionen. Ihnen liegen individuelle Interessen zugrunde, 

die den zu Entwickelnden maximal punktuell helfen, aber keine ganzheitlich nachhalti-

ge Entwicklung zulassen. 

 
Auf philippinischer Projektebene sind wir damit konfrontiert … 

� dass das nationale Gesetz zur biologischen Landwirtschaft realiter noch nicht umge-
setzt wird. Staatliche Kooperationspartner haben zwar ein hohes Interesse an Bio-
landwirtschaft und sind kooperationsbereit, aber es fehlt das Wissen. Selbst die loka-
le Universität bietet noch keinen Kurs speziell zu Biolandwirtschaft an.  

� dass Farmer vor Ort zwar z.T. Erfahrung im Bio-Anbau haben, die bisher angewen-
deten ‚biologischen‘ Methoden aber keinem Standard entsprechen. Wir müssen die 
Bauern deshalb schulen. 

� dass es noch keine Vergleichsprojekte auf den Philippinen mit biozertifizierten 
Früchten gibt. Wir suchen daher den Austausch mit anderen erfahrenen Bio-
Produzenten (wie bei Reis und Zucker).  

� dass die Biotechnologie im Projekt selbst erst entwickelt werden muss. Auch hier 
lernen wir von Partnern in Asien, die bereits tropische Früchte nach EU-Öko-
standard erfolgreich anbauen und exportieren.  

Unternehmen wie Erbacher übernehmen also über den eigenen Kernauftrag hinausge-

hende – eigentlich staatliche – Aufgaben: Bildung, Forschung, Entwicklung. Das kann 

letztlich nicht befriedigen und ist auch nicht effizient, denn es dient zwar dem Einzel-

projekt, hat aber nur eine lokale Breitenwirksamkeit. Es fehlen die flächendeckenden 

Multiplikatoren, die staatlichen Anbauberater, der Transfer in schulische Lehrinhalte. 

Welcher Mittelständler wird sich diesen Aufwand leisten können oder wollen?  
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In Deutschland ist mehr Verbraucherbildung erforderlich! 

Zunehmend ist festzustellen, dass es bei den Konsumenten hierzulande eklatante Defizi-

te in Sachen Lebensmittelwissen gibt. Die arbeitsteilige Gesellschaft hat Anbau, Herstel-

lung und Zubereitung von Lebensmitteln abgegeben. Weil sich die Verbraucher nicht 

mehr damit befassen müssen, haben sie das Wissen darüber verloren und sich immer 

mehr vom Agrarsektor entfernt.  

Dieses fehlende Wissen ist in meinen Augen nach das größte Problem, das wir jetzt ge-

rade diskutieren. Die Auswirkungen sind fatal: Das fehlende Wissen fördert Werbeun-

sinn der Industrie, oberflächliche Skandaltreiberei in den Medien gefolgt von politi-

schem Aktionismus, ausufernde Label und Siegel, die Sicherheit suggerieren, ohne dass 

man sie versteht. Fehlendes Wissen erschwert die Kommunikation komplexer Sachver-

halte wie fairen Anbau, Veredelung und Handel. Fehlendes Wissen über echte Lebens-

mittelqualität gibt dem Argument Preis so viel Macht.  

Der deutsche Verbraucher lässt sich von der Niedrigpreiswerbung des Handels fangen. 

Das Schnäppchen schlägt alles. Leider auch bei Lebensmitteln.  

Der Staat hat hier eine riesengroße Aufgabe! Es wäre sinnvoller, Konsumenten (begin-

nend bei den Kindern) Warenwege und Wertschöpfungsketten zu erklären statt aufwen-

dig und schwer kontrollierbare Qualitätssiegel und Standards zu etablieren. Ein Über-

maß an Standardisierung führt zum Vortäuschen falscher Sicherheiten, Unmündigkeit 

und Abhängigkeit der Verbraucher.  

Die Erfahrung zeigt uns, dass Verbraucher gesunde, natürliche, regionale Lebensmittel 

wollen. Erst danach folgt der Wunsch nach Bio- oder fair angebauter und gehandelter 

Ware. Fair ist in diesem Ranking ein eher untergeordneter – nice to have – Mehrwert.  

Wenn wir das Spendenvolumen der Deutschen auf faire Lebensmittelpreise umlegen 

und diese dann in der Kette weitergeben würden, könnte deutlich mehr Gerechtigkeit 

entstehen. Das wäre echte Strukturhilfe statt Katastrophen- oder Nothilfe. 

 
Aufklärung statt Regulierung  

Der Staat gibt dem unwissenden Verbraucher scheinbar Sicherheit, indem er Standards 

setzt und reguliert, auch unter der Prämisse des sogenannten Verbraucherschutzes. 

Grundanforderungen und Richtlinien für Hygiene und Lebensmittelsicherheit brauchen 

wir, keine Frage. Doch die politische Arbeit ist primär beeinflusst von den Konzernen 

und deren marktbeherrschenden Interessen. 

Ein Beispiel: die europäische Novel-Food-Verordnung, also die Zulassung von Zusatz-

stoffen in der Lebensmittelerzeugung. Diese Verordnung unterbindet Innovation auf 

Ebene kleiner, mittelständischer Unternehmen. Durch unsere Arbeit in Entwicklungs-

ländern hätte Erbacher Zugriff auf wertvolle Zutaten, die sich in der Ernährung von Mil-

lionen Menschen weltweit bewährt haben. Eine lebensmittel-rechtliche Zulassung ist 

aber so kompliziert, aufwendig und kostenintensiv, dass sie für einen Mittelständler 

nicht zu leisten ist.  
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Alles in guter politischer Absicht und im Sin-

ne des Verbraucherschutzes. Neue Märkte für 

Lieferanten aus Entwicklungsländern können 

dadurch jedoch nicht entstehen!  

Von daher mein Appell: Auch in Deutschland 

kann staatlicherseits der beste Dienst an Ent-

wicklungszusammenarbeit geleistet werden, 

indem aufgeklärt wird, indem ein Verständnis 

für gerechte Handelsbeziehungen geschaffen 

wird, die dann wiederum in bewussten Kau-

fentscheidungen resultieren. 

 

Die Rolle des Handels 

Aktive Entwicklungszusammenarbeit muss 

eigenständig und eigenverantwortlich zwischen den wirtschaftlichen Akteuren – Her-

stellern, Handel und Verbrauchern – stattfinden.  

Die Handelsunternehmen hierzulande verfügen über eine enorme Marktmacht: Fünf 

Handelsunternehmen versorgen 80 bis 90 Prozent der Bevölkerung mit Lebensmitteln. 

Im Vergleich stellen die Top 10 der Lebensmittelmittelindustrie gerade mal 13 Prozent 

der gesamten Lebensmittel her. Der Lebensmitteleinzelhandel (LEH) hat direkt Zugang 

zum Endverbraucher und genießt große 

Glaubwürdigkeit; er nimmt eine dominante 

Stellung gegenüber den Herstellern und Erzeu-

gern ein und kann Standards einfordern.  

Der Handel könnte also richtig viel bewegen. 

Der mögliche Effekt zeigte sich z. B. beim Wachstum des Bio-Sektors in den vergange-

nen Jahren. 

Doch nach wie vor ist ein (niedriger) Preis wichtigstes Kriterium und gilt als Wettbe-

werbsvorteil, weit vor echter Lebensmittelqualität und sehr weit vor global gerechter 

Erzeugung. Die ständige Befeuerung der Discount-Mentalität bei Lebensmitteln macht 

nachhaltige, gerechte Lebensmittelerzeugung nahezu unmöglich. 

Die Kommunikation von preiswert im Sinne von Wertigkeit fürs Leben statt billig – das 

sollte der Handel herausstellen.  
  

„Mit Blick auf die Armen ist es ja nicht so, 
dass die deutschen Verbraucher herzlos wä-
ren. Wir sind nicht nur beim Autobauen und 
im Fußball Weltklasse, sondern auch im 
Spenden. 

Wenn wir das Spendenvolumen auf faire 
Lebensmittelpreise umlegen und diese dann 
in der Kette weitergeben würden, könnte 
deutlich mehr Gerechtigkeit entstehen. Statt 
Lebensmittel zu Discountpreisen zu kaufen 
und dann an Weihnachten für Waisenkinder 
zu spenden, könnte gleich ein angemessener 
Preis für Schokolade, Kaffee und Früchte 
bezahlt werden. Gleichzeitig wäre das echte 
Strukturhilfe statt Katastrophen- oder Nothil-
fe.“ 

Frank Erbacher 

 

„Grundsätzlich gilt also: besser aufklären 
statt einer Flut an Endverbrauchersiegeln.“ 

Frank Erbacher 
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Unsere Verantwortung  

als Lebensmittelhersteller 

Das ist unsere zutiefst christliche Grundein-

stellung:  

Wir müssen Wertschöpfung da entstehen 

lassen, wo sie nicht allein uns am meisten 

Nutzen bringt, sondern allen Beteiligten 

der Wertschöpfungskette. Die Verarbeitung 

von Trockenmangos, das Stanzen von spe-

ziellen Formen und die Abpackung ist klü-

ger bei Orient Foods als bei Erbacher angesiedelt (subsidiärer Ansatz). Wir sollten ver-

stärkt strategische Partnerschaften eingehen. 

Wir müssen den fairen Preis, den der Verbraucher zu zahlen bereit ist, zu einem „Fair-

Teilen“ machen. Bis hin zum Farmer. 

Wir dürfen insbesondere Lebensmittel nicht als primär betriebswirtschaftliches Objekt 

betrachten, sondern als Teil der Schöpfung. Wir selber sind Teil dieses schöpferischen 

Kreislaufs.  

Qualitätsmanagement und Produktentwicklung müssen über die Spezifikation des Han-

delskunden und die Gesetzgebung hinausgehen: Das bezieht den Umgang mit Böden 

und Wasser und die genetische Vielfalt des Saatguts ein und endet mit wahrem Genuss 

und Lebensenergie für den Konsumenten.  

Wir müssen unsere Arbeit in den Dienst des Menschen stellen. Als Unternehmer arbei-

ten wir mit Menschen und für Menschen. Wir sollten dankbar sein für das, was uns ge-

lingt! 

 

 
5.2 Wie Kleinbauern Standards schaffen können 
         

„Mit und für den Markt arbeiten heißt,  

den ständigen regelmäßigen Dialog zwischen 

Produzenten und Marktbeteiligten führen.“ 

Charito Abobo-Cadorna, OURFood Program, Philippinen 

 

 

Das philippinische OURFood-Programm zeigt, welcher Weg möglich ist, um Kleinbau-

ern in die Lage zu versetzen, für den Markt – den lokalen wie den internationalen Markt 

– zu produzieren. 

„Kürzlich vernahm ich sinngemäß folgende Worte 
unseres Papst Franziskus: 

� Wenn die Wirtschaft gerecht handeln 
würde, bräuchten wir keine Hilfs-
Organisationen.  

Wenn Gerechtigkeit und Menschlichkeit gegeben 
sind, kann man verantwortungsvoll unternehme-
risch arbeiten. Die weitere Verantwortung für Er-
folg und Misserfolg liegt dann in anderen Händen.“ 

Frank Erbacher 
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OURFood9 steht für ein Programm, das die Rollen bzw. Funktionen aller an der Le-

bensmittelkette beteiligten Partner optimieren will. Das Programm wird auf der einen 

Seite vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) und der AFOS 

Stiftung (AFOS Foundation for Entrepreneurial Dev. Coop) in Deutschland unterstützt 

und bezieht auf der anderen Seite Handelskammern der deutschen wie regionalen phi-

lippinischen Seite, Händler und Handelsketten sowie die nationalen Behörden und Äm-

ter für Landwirtschaft sowie die Forschung, aber auch private Partner mit ein.  

Zielgruppe sind die kleinsten, kleinen und mittleren Bauern (MSM-Betriebe), die auf den 

Philippinen ein erhebliches Potenzial ausmachen: Mit rund 9,6 Mio. Hektar Land wer-

den etwa 32 Prozent der Landfläche für die Landwirtschaft verwendet. 40 bis 60 Prozent 

dieser kleinen Betriebe arbeiten in der Landwirtschaft und Lebensmittelproduktion, sie 

tragen aber nur zu 10 Prozent zum Bruttoinlandsprodukt des Landes bei. Hinzu kommt, 

dass viele Nahrungsmittel importiert werden müssen; die philippinischen Bauern müs-

sen sich also auch im Hinblick auf die Qualität der eingeführten Waren dem Wettbe-

werb stellen.  

Nationale Standards für Lebensmittelqualität und -sicherheit sind zwar definiert; sie 

müssen jedoch auch implementiert werden, was durch den vorherrschenden Mangel an 

Trainingsinstitutionen bislang noch schwierig war. 

OURFood hat sich zum Ziel gesetzt, die Einkommenssituation von MSM-Betrieben in 

ausgewählten Regionen (Cebu, Insel Negros) zu verbessern. OURFood will die Wett-

bewerbsfähigkeit dieser Unternehmen entlang der gesamten Kette der Nahrungsmittel-

versorgung fördern. Dabei basiert das Programm, ausgehend von den Marktanforderun-

gen nach bestimmten Qualitäten und Standards, auf der Ausbildung und Qualifizierung 

der Produzenten: in unternehmerischer Hinsicht, in guter landwirtschaftlicher Praxis 

(GAP10), in der Planung des Anbaus und in Zusammenarbeit mit Dienstleistern für Tech-

nik, Finanzierung und Markt.  

                                                 
9  OURFood ist eine Abkürzung für ‚Optimizing and Upscaling Roles in the Food Supply Chain‘. 
10  GAP = Good Agricultural Practice 
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Abbildung: Die Arbeit von OURFood auf einen Blick 

 

Die Analyse der Marktanforderungen hat zu den inhaltlichen Leitlinien des Programms 

geführt:  

▪  nachhaltige Landwirtschaft 

▪  faire Preise 

▪  Lebensmittelproduktion, Lebensmittelverarbeitung und Logistik nach definierten 
Standards 

▪  Beachtung von Umweltaspekten (organic farming) 

▪  Rückverfolgbarkeit durch Transparenz und sichere Dokumentation. 

▪  Auch müssen gewisse Produktionsmengen tatsächlich geliefert werden können. 

Um die Kleinbauern nicht zu überfordern, gibt es eine klare Hierarchie: Basisstandard 

ist die gute landwirtschaftliche Praxis (GAP), auf die Standards von Fairtrade bzw. noch 

weitergehend eine komplette Rückverfolgbarkeit aufgesattelt werden können. 

OURFood billigt in Phase 1 sowohl konventionell als auch organisch produzierte Le-

bensmittel, wenn sie nach den Kriterien guter landwirtschaftlicher Praxis und nach den 

Standards hinsichtlich Lebensmittelsicherheit erzeugt worden sind. In der zweiten Phase 

ist dann anvisiert, dass alle Bauern die Kriterien von Organic GAP erfüllen. Das geht 

von der Saatgutauswahl über Bodenbearbeitung und Pflanzung, über Wasser- und Nähr-

stoffmanagement sowie Pflanzenschutz bis hin zur Ernte, Verarbeitung und Vermark-

tung.  

Der Gewinn für die Farmer liegt in einer besseren Infrastruktur zwischen Produzent und 

Markt, in einem gezielten Marketing, Qualitätskontrollen, einer verlässlichen Finanzier-

barkeit, besserem Zugang zu Technologien und beispielsweise Bewässerungsmöglich-

keiten, verbesserten Anbauverfahren für Gemüse und auch der Vermeidung von Ernte-

verlusten.  
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Der Markt gewinnt durch OURFood ebenfalls: Es wird ein Premium-Markt aufgebaut, 

dessen Produkte hohe Standards des Handels erfüllen und dadurch eine bessere Wert-

schöpfung aufweisen. Das gilt auch für die lokalen Märkte. Bauern auf niedrigster loka-

ler Ebene erhalten Zugang zu professionellen Weiterverarbeitern und Händler. Verbrau-

cher können sich auf eine sichere und lückenlos dokumentierte Warenkette verlassen, 

die zudem an internationalen Standards ausgerichtet ist. Es entwickelt sich eine hoch 

qualitative Produktion, bei der alle identifizierten Akteure einem bestimmten Standard 

folgen. 

Derzeit sind 66 Farmer bzw. Farm-Partner involviert; die durchschnittliche Betriebsgrö-

ße liegt bei 1 Hektar; produziert werden hochwertige Gemüsesorten, Früchte und Kräu-

ter.  

OURFood hat Schulungs- und Qualifizierungsprogramme nicht nur für die Kleinbauern 

etabliert, sondern auch für die ansässigen Verarbeiter von Lebensmitteln. Überdies sind 

verbindliche Curricula erarbeitet worden, die von den 

vor Ort tätigen Organisationen und Behörden über-

nommen werden (sollen). OURFood wirkt auch auf 

den Markt selbst ein, indem Nachfrage und Standards 

definiert werden, um gute Produkte am Markt unter-

bringen zu können, und indem die Sachverhalte mit 

den Partnern abgestimmt werden. 

Die Erfahrungen zeigen, dass die Bauern seit den ersten OURFood-Produkten am Markt 

deutlich bessere Preise (plus 20 Prozent) realisieren können. Voraussetzungen sind die 

hohen Anforderungen in Sachen Lebensmittelsicherheit in der gesamten Kette, die eng-

maschige Kontrolle und Beratung durch die Mitarbeiter des Programms und die Beach-

tung der Prinzipien von Fairtrade bzw. gewisser sozialer Aspekte. 

Es bleiben jedoch noch Herausforderungen zu stemmen:  

▪  Die Bauern werden nicht als Unternehmer geboren, unterliegen jedoch dem allge-
meinen Anspruch auf ausreichend und qualitativ hochwertige Nahrungsmittel.  

▪  Die Dokumentation auf Ebene der Bauern muss weiter optimiert werden. 

▪  Hervorragende Produktqualität nach GAP-Standards bei Minimierung des Einsatzes 
von chemischen/synthetischen Produktionsmitteln. 

▪  Mindestlöhne für Arbeiter. 

▪  Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen (sanitäre Anlagen, Vorratswirt-
schaft etc.) 

▪  Transportprobleme. 

▪  Verbraucherbildung: Wenn Konsumenten die Produktionsbedingungen verstehen 
und bejahen, lassen sich höhere Preise für hohe Qualität und sichere Lebensmittel 
besser realisieren.  

„Ein offener Dialog über Kriterien 
und Nachfrage lässt sowohl Käufer 
als auch Erzeuger zu Gewinnern 
werden.“ 

Charito Abobo-Cadorna 
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5.3 Stellungnahmen und Auswertung 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

 

 

Henrike Berger (l) moderiert (v.l.n.r.) Kerstin Uhlig (GlobalGAB), Thomas Speck (GEPA) 

und Silke Schwartau (Verbraucherzentrale Hamburg e.V. 

 

Silke Schwartau, Verbraucherzentrale Hamburg e.V. 

Es ist durchaus nicht so, dass der Verbraucher nicht verantwortungsvoll kauft. Ungefähr 

20 Prozent der Verbraucher, das zeigen verschiedene Marketingstudien, sind besonders 

bewusst und kaufen auch fair gehandelte und Bioprodukte. Das Käuferbewusstsein und 

auch die Bereitschaft, dafür zu zahlen, haben stark zugenommen. Das hat Einfluss auf 

den Markt der Zukunft! 

Problematisch ist, dass es einen Preiswettbewerb, aber keinen Qualitätswettbewerb gibt. 

Der Verbraucher sieht im Supermarkt zuallererst den Preis. Was er nicht sieht, ist das 

unsichtbare Preisschild für die sozialen und ökologischen Standards, die dahinterstehen.  

Das Thema Transparenz ist ein ganz wesentliches: Verbraucher wissen und erfahren 

einfach beim Einkaufen nichts über Nachhaltigkeit und Sozialstandards. Da muss unbe-

dingt nachgebessert werden. In Zeiten des Web 2.0 sollte es kein Problem sein, verstärkt 

Informationen und Transparenz zu bieten. Es gibt ja bereits Apps, über die man jeder-

zeit sehen kann, was auf den Feldern passiert.  

Wir haben einen wichtigen Informationsauftrag: Was passiert, bevor wir Produkte in den 

Supermarktregalen haben? Verbraucher müssen Vertrauen haben können!  

Weil die Politik nichts macht, gibt es Privatinitiativen zur Verbesserung. Die sind wich-

tig, jeder kleine Schritt ist wichtig. Die Kehrseite der Flut von Siegeln und Standards ist: 

Die Verbraucher haben es schwer, sich da zu orientieren und den Durchblick zu behal-

ten.  

Die Politik muss gestalten, dann hätten wir wettbewerbsneutrale Siegel und Standards, 

die dann klare Orientierung bieten. Das Bio-Label ist gut, da gibt es ganz klare Definiti-
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onen, wann man so deklarieren kann. Das Fairtrade-Logo ist ebenfalls sehr gut. Leider 

kümmern Politiker sich viel zu wenig um diese Dinge.  

 

Thomas Speck,  
GEPA, The Fairtrade Company GmbH 

Es geht um Verantwortung. 

Vielleicht zuerst zum Handel: Mein Eindruck 

ist, dass es auf Seiten dieser großen Lebens-

mittelhändler mit einer Konzentration auf die 

besagten fünf großen Player viel Propaganda 

und viele Worte gibt, sich in Richtung Nach-

haltigkeit zu bewegen. Vielleicht gibt es auch ein paar ernsthafte Bestrebungen: Aber im 

Kern geht es nach wie vor in allererster Linie um den Preis.  

Um gegenüber dem Verbraucher zu bestehen und Marktanteile zu sichern, wird der 

Preis im Wettbewerb möglichst weit nach unten gedrückt. Durchaus auch im Nach-

hinein: Mittelständler, die an diese Unternehmen verkaufen, werden über nachträgliche 

Konditionen und den direkten Rechnungspreis gnadenlos unter Druck gesetzt. Und 

zwar, ohne dass sich die Verantwortlichen Gedanken machen, wer diesen Preis eigent-

lich am Ende bezahlen muss. 

Das Streben des Handels nach maximalem Gewinn bleibt, ohne Rücksichten zu neh-

men! 

Sicher ist der Verbraucher bewusster geworden. Aber auch das stößt an Grenzen, weil 

Verbraucher, selbst wenn sie auf Bio oder faire Ware achten, einfache Botschaften ha-

ben möchten und keine komplexen Zusammenhänge. Orientierung bieten dann Siegel 

wie das Fairtrade-Siegel, das meiner Meinung nach mehr Orientierung gibt, als wenn 

alles nur über die Eigenmarken der Unternehmen läuft.  

Fairtrade war lange ganz erfolglos, marginal am Markt. Und wir sind immer noch weit 

von Marktanteilen entfernt, die berechtigte Hoffnung zulassen würden, der Verbraucher 

könnte es richten.11 Es ist ein wichtiger Beitrag, aber damit verändert man nicht die 

Welt.  

Und doch interessiert sich die Wirtschaft zunehmend. Fairtrade muss sich darauf einlas-

sen, um in der Breite was zu erreichen. Wir haben uns bei GEPA deswegen ein bisschen 

vom Siegel gelöst und versuchen, einen eigenen Weg zu gehen. Wenn man große Play-

er überzeugen will, bleibt einem nicht viel anderes übrig, als ein paar hohe Hürden ein 

bisschen niedriger zu machen.  

                                                 
11  Die Marktanteile liegen bei einem wichtigen Produkt wie Kaffee in Deutschland immer noch bei nur 

zwei bis drei Prozent. In England scheint das Maximum mit 20 Prozent erreicht. 
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Das heißt, nicht nur der konventionelle Handel bewegt sich auf den Fair-Handelsmarkt 

zu, sondern es findet auch umgekehrt eine Anpassung statt. Das hat uns zum Teil har-

sche Vorwürfe aus eigenen Kreisen eingebracht. Andererseits haben wir so den Fuß in 

der Tür und können den herkömmlichen Handel kritisch und positiv herausfordern. Ich 

muss den Sachverhalt immer wieder an die Entscheider adressieren, nur dann bringe ich 

die ganze Sache kontinuierlich voran in die richtige Richtung.  

 
Kerstin Uhlig, Global G.A.P 

Mir ist in der Diskussion aufgefallen, dass wir immer noch sehr von einem Europa-, oder 

Nord-Süd-Blickwinkel auf die Sache schauen. Wir wollen mit gutem Gewissen konsu-

mieren. Wir wollen, dass unsere Lebensmittel fair gehandelt sind, dass sie ökologisch 

wertvoll produziert worden sind, dass sie schön aussehen und lecker schmecken, und 

das alles auch noch zu einem guten Preis.  

Die Entwicklungszusammenarbeit sollte sich jedoch künftig mehr auf Projekte in den 

Regionen selbst konzentrieren, gerade wenn es darum gehen soll, die Ernährung sicher 

zu stellen und in den Ländern selbst die lokalen Märkte Schritt für Schritt zu verbessern. 

Und da hat der Staat eine ganz wesentliche Verantwortung. Diese staatliche Verantwor-

tung wird zurzeit nur in kleinsten Projekten (wie dem von AFOS auf den Philippinen) 

oder für Bruchstücke der Supply Chain angefasst. Hoffentlich hat das Beispielcharakter 

für andere Handelsunternehmen!  

Wir brauchen auch einen Konsens der Branche: Wenn einer alleine anfängt, zu höheren 

Preisen oder eine bessere Qualität einzukaufen, dann wird das eine Nischenlösung 

bleiben. Wir sehen in der Zusammenarbeit von Handel und Global GAP, dass eine 

branchenübergreifende Lösung für Qualität und Sicherheit von Lebensmitteln – als Kon-

sens wie bei der gesamten Obst- und Gemüseeinkaufspolitik – sinnvoll ist. Es läuft in 

Richtung Nachhaltigkeit, aber es gibt noch keinen Konsens.  

Insbesondere beim Thema Sozialstandards haben wir auch noch keine Vorzeigesituation 

hier in Europa. Überall in der Landwirtschaft gibt es Saisonarbeiter: Das Problem hat 

weder die Politik im Griff, noch die private Wirtschaft; es gibt einen Mangel an Regula-

tionen, an Monitoring und Kontrolle. Erklärlich also, dass die private Wirtschaft eigene 

Lösungen sucht, auch um Risiken zu minimieren und eine gewisse Kontrolle über die 

eigene Lieferkette auszuüben. 

Standards sollen Vertrauen herstellen. „Vertrauen statt Verträge“ funktioniert leider nur 

in bestimmten Handelsbeziehungen. In den seltensten Fällen kennt der Einkäufer den 

Produzenten vor Ort. Nicht zuletzt deshalb ist es wichtig, auch Kapazitäten vor Ort zu 

schaffen, gerade wenn wir wollen, dass die lokalen Märkte sich verbessern.  

Da gibt es eine ganz große Aufgabe für die staatlichen Organisationen, Wissen in Uni-

versitäten einzubringen, das Thema „gute Agrarpraxis“ in Kooperation mit ihnen zu un-
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terrichten. Für uns gilt, dass alle Projekte, in denen wir uns engagieren, einen direkten 

Bezug zu einer Vermarktung haben.  

 
Fazit aus der Diskussion im Forum 

Der Lebensmittelmarkt hier in Deutschland wird nach wie vor von einem sehr starken 

Preiswettbewerb dominiert. Den Preis bezahlt letztendlich der Produzent, der am An-

fang der kompletten Wertschöpfungskette steht 

und das Preisdiktat die Kette herunter aushal-

ten muss. Es bleiben Fragen: Wie kann man 

diesen Preiswettbewerb durchbrechen und 

wer fühlt sich in der Lage dazu? Wie kommt 

man zu einem echten Qualitätswettbewerb im 

Handel? Welche Akteure können stark wer-

den? Wer kann Akzente setzen? Ist es für ein 

Unternehmen überhaupt möglich, eine trans-

parente Preispolitik zu machen, ohne gegen 

Spielregeln zu verstoßen?                                           aus dem Publikum:  

        Nikolai Fuchs, Nestlé Foundation 

Die Siegel und Label haben zwei Seiten: Einerseits sollen sie dem Verbraucher Orientie-

rung und Transparenz geben; andererseits gibt es klare Forderungen an die Politik, ver-

bindliche Siegel und Transparenz nicht dem Privatsektor zu überlassen.  

Ein weiterer Punkt ist relevant: Was ist mit den Kleinbauern und den relativ schwachen 

Produzenten? Sie sehen sich mit sehr starken Siegeln konfrontiert, die von Konsumlän-

dern vorgegeben werden. Wie kann es gelingen, im Rahmen von Standards den Diskurs 

demokratischer zu führen und diejenigen mit an den Tisch zu holen, die es angeht und 

die Standards umsetzen müssen, die Bauern und Wanderarbeiter auf den Plantagen? 

Und was passiert mit den Betrieben, wenn sie die Standards (Produktstandards, Sozial-

standards) nicht einhalten können? Was passiert mit den Waren, wenn der Standard 

nicht erfüllt wird? 
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6. Weichen stellen in die Zukunft 
 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 

 
v.l.n.r.: Katrin Gerdsmeier, Oscar Andrés Kardinal Maradiaga Rodríguez,  
Angela Mwape Mulenga, Bärbel Höhn, Christian Schärtl, Anke Bruns, Sussan Ipaktschi 

 

Die Podiumsdiskussion am Nachmittag stand unter der Leitfrage, welche Stellschrauben 

in der Agrar- und Entwicklungspolitik für die Zukunft justiert werden müssen. Unter der 

Moderation von Anke Bruns diskutierten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der  

Tagung mit Bärbel Höhn (MdB Bündnis 90/Grüne), Angela Mwape Mulenga (bis Ende 

2013 COMESA - Common Market for Eastern and Southern Africa, Lusaka, Sambia),  

Katrin Gerdsmeier (Katholisches Büro Berlin) und Oscar Andrés Kardinal Maradiaga  

Rodriguez (Caritas Internationalis). 

 
Neuer Wertediskurs nötig 

Sie führten die Ergebnisse der intensiven Gespräche und Diskussionen zusammen und 

stellten zentrale Aspekte heraus, die Anstöße 

für die künftige und fortlaufende Arbeit ge-

ben können: 

Einig waren sich die Teilnehmer sowohl auf 

dem Podium als auch im Publikum, dass es 

zu einem neuen und veränderten Wertedis-

kurs mit allen Beteiligten (Wirtschaft, Regie-

rung, Arbeitenden, Zivilgesellschaft etc.) und 

auf allen Ebenen kommen müsse. Es gehe 

um eine Bewusstseinsbildung auf allen Sei-

ten – bei Landarbeitern und Kleinbauern wie 

auch bei den Konsumenten und den Zwi-

schenstationen in der Wertschöpfungskette.  

„Heute ist die Marktmacht und die Rolle des Le-
bensmitteleinzelhandels relativ ausführlich be-
sprochen worden. Aber ich glaube nicht, dass es 
allgemein bekannt ist, wie groß die Marktkon-
zentration in dem Bereich ist. Diese Marktmacht 
geht mit einer erheblichen Verhandlungsmacht 
und Preissetzungsmacht einher. 

Das wird durchgereicht bis in die untersten Stufen 
der Wertschöpfungskette, zum Produzenten. Eine 
so erhebliche Macht ist ethisch mit einer großen 
Verantwortung verknüpft, die auch übernommen 
werden muss. Dazu muss man den Willen ha-
ben.“ 

Katrin Gerdsmeier 
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Katrin Gerdsmeier brachte es auf den Punkt, indem sie sagte: „Eigentlich wissen wir ge-

nug, um Dinge zu ändern. Es geht darum, dass wir sie auch ändern wollen.“ Es müsse 

uns gelingen, dass wir nachhaltige Produktion als einen Wert erkennen, dass wir es 

nicht mehr als anzustrebenden Wettbewerbsvorteil ansehen, möglichst schlecht zu be-

zahlen oder möglichst zerstörerisch mit Umweltressourcen umzugehen. Es sollte dann 

auch gelingen, die Kosten für Mensch und Umwelt stärker einzupreisen. Dafür gebe es 

ja Vorschläge, wie zum Beispiel einen bevorzugten Marktzugang für nachhaltig erzeug-

te Produkte.  

Oscar Kardinal Rodriguez prangerte an, dass es in Anbetracht der modernen Ökonomie 

viele Menschen gebe, die als sog. Business People nur das Streben nach möglichst viel 

Geld im Sinne hätten. Ganz im Gegensatz zu wahren Unternehmern, die Risiko, Investi-

tionen und auch Gefahren ins Auge blickten (und von denen er an diesem Tag welche 

habe kennenlernen können, ein Zeichen der Hoffnung!). Doch der Markt sei zu einer 

Art neuen Gottheit geworden, die von jedermann angebetet werde. Beim Weltwirt-

schaftsgipfel in Davos beispielsweise würden die falschen Interessen verteidigt. Aber der 

Markt sei lediglich ein Werk von Menschenhand. Die Menschen hätten die falsche Per-

spektive und die falsche Wertehierarchie. Die Ökonomie müsse sich verändern und den 

Menschen selbst in den Mittelpunkt stellen. Die Politiker müsse man mit Wahlen unter 

Druck setzen. 

 
Politik sollte aktiver werden  

Dass die Politik eine wichtige Rolle spielt, um beispielsweise nicht dem Privatsektor das 

Feld in Sachen Siegel und Standards zu überlassen, wurde herausgestellt. Die Forderung 

nach mehr Transparenz und nach mehr Verbraucherbildung war ebenfalls unstrittig. 

Doch wer vom aufgeklärten und verantwortlichen Verbraucher rede und ihn hoch 

schätze, müsse auch ermöglichen, dass er tatsächlich informiert werden könne.  

Die Politik sei gefordert, Rahmenbedingungen für transparente Herstellungsbedingun-

gen entlang der Lieferkette zu gewährleisten und sich auch selbst konsistent und glaub-

würdig zu verhalten, indem beispielsweise öffentliche Institutionen mit guten Beispiel 

vorangingen und auf fair gehandelte Ware achteten.   

Die Politikerin Bärbel Höhn wies aber auch der Wirtschaft eine zentrale Funktion zu. 

Beispielsweise sei es mit bisherigen Siegeln der Wirtschaft wie Fairtrade oder FSC (Fo-

rest Steward Councelship) gelungen, aus der Nische (wenn auch langsam, aber doch mit 

beeindruckenden Wachstumszahlen) herauszutreten und ökologische mit sozialen 

Standards zu verknüpfen. In Europa habe sich nach der BSE-Krise gezeigt, dass der 

Druck der Öffentlichkeit es vermocht habe, den Handel zur Aufnahme von Bio-Ware 

ins Sortiment zu bewegen. Die Politik habe schließlich mit dem EU-Biosiegel ein ein-

heitliches Dachlabel für Bioqualität umgesetzt.  
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Ein Nachhaltigkeitssiegel sei aber viel schwerer zu kreieren und umzusetzen, dafür gebe 

es bislang keine Kriterien.  

Allerdings gehe es im Bereich von Sozialstandards ja um grundlegende Menschenrechte 

und um eine vorhandene normative Basis, nicht um eine verhandelbare Masse. Den-

noch ist der Prozess offenbar schwierig, weil im nationalen wie internationalen Kontext 

für die Standardsetzung demokratische Spielregeln und eine möglichst breite Beteili-

gung zu beachten sind. Höhn maß den länderübergreifenden zivilgesellschaftlichen 

Netzwerken eine starke Rolle zu und appellierte daran, sie von Seiten der Politik aktiv 

zu unterstützen und z. B. solche von Bauern und Farmarbeitern zu stärken.  

 
Bauern fit machen und beteiligen 

Angela Mulenga, die in Sambia in einem solchen Netzwerk arbeitet, bestätigte, dass es 

möglich sei, über die Verbindungen einer derartigen Organisation die unterschiedlichs-

ten Akteure aus Politik und Privatsektor zusammenzubringen. Rekurrierend auf ein 

Nachhaltigkeitssiegel meinte sie, ein Nachhaltigkeitssiegel sei nur zu schaffen, wenn die 

Erzeuger und Farmer sich selbst organisieren könnten und mit an dem Tisch säßen, wo 

die Standards beschlossen würden. Alle Wertschätzung der Landwirtschaft seitens der 

afrikanischen Regierungen, die möglicherweise eine verbesserte Beschäftigung damit 

verknüpften, oder seitens der Händler, die versuchten, die Farmer für die teuren Zertifi-

zierungen und den Export fit zu machen, würden allein nicht helfen: Nur wer die Bau-

ern einbeziehe, mache sie fähig, die Herausforderungen zu meistern und endlich aus 

der Armut herauszukommen.  

 

Doch noch ist unklar, wer Kriterien für ein Nachhaltigkeitssiegel definieren könnte: Die 

Produzenten selbst, die Bauern in Afrika, die Händler oder andere Akteure aus der Wirt-

schaft, die Regierungen? Jeder sage womöglich etwas anderes, befürchtete Bärbel Höhn. 

Letzten Endes könne man nicht wer weiß wie viele Siegel haben und der Verbraucher 

solle entscheiden. Damit werde er überfordert, weil er nicht einschätzen könne, wer mit 

welcher Motivation dahinterstecke. Der Prozess müsse die Beteiligten zusammenbrin-

gen und zum Schluss zu einem klaren und transparenten Siegel mit nachprüfbaren Krite-

rien führen.  

 
Nicht nur auf Export fixieren 

Ob tatsächlich die starke Export- und Weltmarktorientierung im Bereich ‚Tropische 

Früchte‘ die Lösung für die Kleinbauern sei, wurde in der Diskussion ebenfalls kritisch 

hinterfragt. Sie sei sicher nicht die Lösung für alle, für den Großteil der Kleinbauern 

dürfte die Alternative auf den lokalen und regionalen Märkten liegen. Das dürfe man 

weder übersehen noch vernachlässigen. Was die Chancen des Welthandels für Klein-

bauern angehe, dürfe man sich nichts vormachen.  
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Appelliert wurde, auch die lokalen Märkte 

und Wertschöpfungsketten vor Ort aufzu-

bauen, damit Kleinbauern eine langfristige 

Existenz und Planungssicherheit erhielten. 

„Mit allem, was man exportiert, wird man 

krisenanfälliger“, meinte Bärbel Höhn. 

Demgegenüber argumentierte Angela Mulenga pragmatisch, dass in Afrika viele Früchte 

angebaut würden, die es in Europa nicht gebe und die Europa zu importieren wünsche. 

Im Gegenzug brauche Afrika Produkte aus Europa. Was die afrikanischen Farmer unbe-

dingt bräuchten, sei das Training in Anbau- und Düngemethoden, in Verbesserung von 

Wertschöpfung und Marktzugang. Ihr kam der Aspekt ‚Zugang zu Kapital‘ in der Diskus-

sion etwas zu kurz: Landwirte – ob groß oder klein – müssten die Möglichkeit haben, 

Finanzmittel zu bekommen. Aufgabe der Regierung sei es, ein Fenster zu öffnen, damit 

Bauern mindestens für die Umsetzung der guten landwirtschaftlichen Praxis GAP Geld 

erhalten könnten. 

 

Freihandel birgt Gefahren – WTO unverzichtbar 

Bärbel Höhn warnte vor den Gefahren des geplanten transatlantischen Freihandelsab-

kommens für die Exportländer von tropischen Früchten: „Gerade die süßen Früchtchen, 

über die wir hier reden, und die aus Afrika, Lateinamerika oder Asien kommen, werden 

sich dann mit einer massiven Konkurrenz aus dem Süden der USA auseinanderzusetzen 

haben. Im Moment ist Europa für Afrika ein guter Absatzmarkt. Aber dann könnte es 

heißen: Wir können es billiger.“ 

Dass die WTO – wenn es um Welthandel und Export geht – derzeit ohne Alternative ist, 

anerkannten die Diskutanten. Auch wenn es mühsam sei, sollten NROs und Zivilgesell-

schaft die Chance auf Interessenvertretung nicht beiseite schieben sondern aktiv nutzen. 

Dass es Erfolge und Stellschrauben gebe, beweise das Beispiel Indien, das jetzt eine 

Sonderregelung durchgesetzt habe, um zu festgelegten Preisen bei lokalen Bauern kau-

fen und damit die nationalen Nahrungsmittelreserven aufstocken zu können.  

„What I’ll take back, what I learned?  

… that all actors along the value chain are im-
portant. There is need for including all in the 
dialogue.” 

Angela Mulenga 
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7.  Schlussfolgerungen für den weiteren Dialog 
Prof. DDr. Johannes Wallacher, Justitia et Pax 

 

 

Es ist ein Meilenstein, den Justitia et Pax mit der internationalen Fachtagung „Süße 

Früchte – gut für alle?“ gesetzt hat. Heute hat sich gezeigt, dass der Weg, den wir einge-

schlagen haben, richtig ist.  

Wir arbeiten jetzt seit zehn Jahren zum Thema Agrarwirtschaft in den Entwicklungslän-

dern und hier insbesondere zu den Themen Ernährungssicherung und menschenwürdi-

ge Arbeit. Das sind Themen von hoher Komplexität, mit denen man sehr unterschied-

lich umgehen kann:  

� Die eine Möglichkeit ist, dass wir uns wie auf einem Verschiebebahnhof gegenseitig 
den Schwarzen Peter zuschieben und sicher irgendeinen Verantwortlichen finden, 
der dann nicht wir selbst sind. Für mich ist das eigentlich keine sehr einleuchtende 
Perspektive.  

 Denn wir sind alle verantwortlich. Da kommen wir nicht heraus. Es hilft nicht, 
wenn wir Feindbilder formulieren, die dank unklarer Abgrenzungen immer irgend-
wie zutreffen. Ein Beispiel: Man kann sicher fragen: Kann denn die GEPA, wenn sie 
im Discount verkauft, überhaupt noch eine kritische Haltung einnehmen? Hat sie 
dann noch den politischen Einfluss oder biedert sie sich an und wird dadurch viel-
leicht unglaubwürdig?  

 Ich meine, es geht weniger um ideologische und politische Korrektheit als vielmehr 
um konkrete, belastbare und zukunftsweisende Ergebnisse.  

� Deshalb haben wir bei Justitia et Pax uns für den zweiten pragmatischen Weg ent-
schieden und sind seit einigen Jahren in die kritische Auseinandersetzung durch Di-
alog gegangen. Wir haben verschiedene Akteure, auch z.B. den Deutschen Bauern-
verband, an einen Tisch gebracht, um diese Probleme gemeinsam zu erörtern.  

Das hat uns nicht davor bewahrt, auch weiterhin unterschiedlicher Meinung zu sein und 

uns das auch zu sagen. Der Dialog hat aber ein Verständnis füreinander und für unsere 

unterschiedlichen Analysen und Meinungen wachsen lassen. Es ist ein wichtiger gegen-

seitiger Lernprozess, die andere Perspektive verstehen zu lernen. Wir haben z. B., übri-

gens in Übereinkunft mit dem Bauernverband, erkannt, dass für die Kleinbauern Capaci-

ty Building, also Zuwachs an Wissen, Können und Befähigung, sowie die Fähigkeit sich 

zu organisieren und dadurch ihre gemeinsamen Interessen zu vertreten, ganz entschei-

dend sind.  

Ziel ist es nicht, irgendwie zu harmonisieren, sondern gemeinsam zu lernen und sich zu 

vernetzen, um die drängenden Probleme gemeinsam anzugehen. 

Wir sind in den letzten Jahren einen logischen Schritt weitergegangen, indem wir die 

Unternehmen hereingenommen haben, die Produzenten aber auch den Handel hierzu-

lande. Auch hier sollte man sehr vorsichtig sein, alle über einen Kamm zu scheren. Das 

ist selbst innerhalb eines Unternehmens möglicherweise verschieden: Bei REWE z. B. 
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haben die Einkäufer eine andere Perspektive als die für Nachhaltigkeit zuständigen 

CSR12-Verantwortlichen. Wir haben aber schon gesehen, dass etwas gelingt, wenn die 

Unternehmensleitungen sich des Themas angenommen haben. 

Ich glaube, da müssen wir dran bleiben. Es ist unser Vermögen, Sozialkapital, d. h. 

Netzwerke und Wissen aufzubauen, ohne es in eine Harmoniesoße zu rühren, und in 

diesen Netzwerken und Gesprächsgruppen das kritische Potenzial zu belassen. Das 

baut Vertrauen auf und kann zu gemeinsamen Lösungsansätzen und Analysen beitragen.  

Das ist eine große Herausforderung, kann aber gelingen, wie sich ganz exemplarisch 

und bewusst ausgesucht am Beispiel der Süßen Früchte zeigt. Die Arbeit der letzten vier 

Jahre, die heute in der Tagung zusammengeführt und sehr offen gelegt wurde, hat ge-

zeigt, wo die großen Problemfelder sind, welche Bedeutung und welche Auswirkungen 

sie haben. Das wäre nicht gelungen, wenn es nicht so konkret gewesen wäre.  

Festzuhalten bleibt meines Erachtens, dass für die Entwicklungsmöglichkeiten der Klein-

bauern und die Gewährleistung von menschenwürdiger Arbeit beides wichtig ist: die 

lokalen Märkte und die internationale Wertschöpfungsketten. Wenn wir das beides im 

Blick behalten, kommen wir zu einer Form von Resilienz (Widerstandsfähigkeit), die wir 

brauchen, und zu dem Handlungsspielraum, in dem die Kleinbauern alles bedienen 

können und letztlich lebensfähig und wettbewerbsfähig sind.  

Doch wir sind bei weitem nicht am Ende der Diskussion. Das ist ein Lernprozess. Best-

Practice-Modelle zeigen, wo solche Dinge gelingen und was man davon lernen kann. 

Ein Patentrezept haben auch wir nicht, das kann es nicht geben. 

Ein zentraler Punkt ist tatsächlich der Aufbau von Vertrauen im Netzwerk. Das muss 

auch Fragen an die gesamte Wertschöpfungskette zulassen: Wie gehen Unternehmen 

mit ihren Zulieferern um? Sie fordern Zertifizierung, was nachvollziehbar ist. Auf der 

anderen Seite müssten die Handelsunternehmen den Erzeugern und Lieferanten auch 

ein gewisses Vertrauen und eine Sicherheit entgegenbringen, dass sie nicht, wenn sie 

diese Zertifikate erfüllen, aus Kostengründen bei der nächstbesten Gelegenheit zum 

nächsten, billigeren Lieferanten gehen. Dann müssen die Erzeuger auch Verlässlichkeit 

und Planungssicherheit erwarten können. Es muss ein Geschäft auf Augenhöhe sein, 

nicht mit einem Machtgefälle.  

Die neuen politischen Prozesse (WTO, das geplante transatlantische Freihandelsab-

kommen) machen es notwendig gut zu schauen: In Anbetracht der globalen Herausfor-

derungen scheint die WTO trotz aller Schwierigkeiten der richtige internationale Rah-

                                                 
12  CSR = Corporate Social Responsibility. Das Bundesministerium für Arbeit definiert: Bei Corporate 

Social Responsibility (CSR) geht es um Unternehmen sowie andere Organisationen und Institutionen, 
die freiwillig gesellschaftliche Verantwortung übernehmen - und zwar über ihre rechtlichen Pflichten 
hinaus. Die Europäische Union definiert CSR als ein System, „das den Unternehmen als Grundlage 
dient, auf freiwilliger Basis soziale Belange und Umweltbelange in ihre Unternehmenstätigkeit und in 
die Wechselbeziehungen mit den Stakeholdern zu integrieren“ (Quelle: www.csr-in-deutschland.de). 
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men zu sein. Diese Prozesse müssen wir jedoch politisch begleiten und Lobbying für 

die leiseren Stimmen betreiben.  

Justitia et Pax bleibt jedenfalls an diesen Themenfeldern ‚Recht auf Nahrung‘ und ‚men-

schenwürdige Arbeit‘ dran, vor allem mit dem Fokus auf Wanderarbeiter. Wenn man 

die Expertise und diese Netzwerke hat, ist es einfacher, im Dialog Ergebnisse zu errei-

chen. 
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8.  Anhang 
 
„Süße Früchte — gut für alle?” 
Internationale Fachtagung der Deutschen Kommission Justitia et Pax am 
16. Januar 2014 in Berlin 
 

 

Teilnehmende und Mitwirkende: 
 
Charito Abobo-Cadorna OurFood Program 

Dr. Ilona Auer-Frege Bischöfliches Hilfswerk MISEREOR e.V. 

Henrike Berger Bund katholischer Unternehmer e.V. (BKU) 

Anke Bruns Freie Journalistin 

Dr. Udo Bürk Bio Tropic GmbH Ges. zur Erzeugung u. Ver-
trieb ökologischer Produkte mbH 

Gertrud Casel Deutsche Kommission Justitia et Pax 

Dr. Torsten Christen Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) 

Teresa Cura-Pono OurFood Program, Cebu Chamber of 
 Commerce 

Dr. Markus Demele Kolping International 

Sandra Dusch Silva Christliche Initiative Romero e.V. (CIR) 

Joachim Elsässer Landesverband der Baden-Württembergischen  
 Industrie e.V. 

Frank Erbacher Erbacher Food Intelligence GmbH & Co KG 

Maria Faber Bischöfliches Ordinariat Magdeburg,  
 Missio-Diözesanstelle 

Ulrich Fechter-Escamilla Exposure- und Dialogprogramme e.V. (EDP) 

Helge Fischer BanaFair e.V. 

Nikolai Fuchs NEXUS Foundation 

Katrin Gerdsmeier Kommissariat der deutschen Bischöfe, 
 Katholisches Büro Berlin 

Thomas Gerhards Don Bosco Mission Bonn 

Dr. Dagobert Glanz Katholikenrat im Bistum Magdeburg 

Dr. Thorsten Göbel Evangelisches Werk für Diakonie und  
 Entwicklung e.V. 

Roman Herre FIAN-Deutschland e.V. FoodFirst  
 Informations- und Aktions-Netzwerk 
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Jörg Hilgers Exposure- und Dialogprogramme e.V. (EDP) 

Hans-Jürgen Hinzer ehemals Gewerkschaft Nahrung, Genuss,  
 Gaststätten 

Andrea Hitzemann Deutscher Caritasverband e.V. 

Natalie Hohmann Kath. Landjugendbewegung Deutschland e.V. 
(KLJB) 

Bärbel Höhn MdB Deutscher Bundestag 

Alice Homuth Maastricht Graduate School of Govemance 

Franziska Humbert OXFAM Deutschland e.V. 

Sussan Ipaktschi Bischöfliches Hilfswerk MISEREOR e.V.,  
 Referat Fairer Handel 

Michael Janinhoff Bundesministerium für wirtschaftliche  
 Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 

Prälat Dr. Karl Jüsten Kommissariat der deutschen Bischöfe,  
 Katholisches Büro Berlin 

Denis Kabiito Caritas Kasanaensis  
 Office of Service Development & Peace 

Willi Kampmann Deutscher Bauernverband e.V. (DBV) 

Jens Klein Freier Journalist 

Lothar Kleipaß Internationaler Ländlicher Entwicklungsdienst e.V. 
(ILD) 

Wolfgang Klose Diözesanrat der Katholiken  
 im Erzbistum Berlin 

Antje Kurz Ev.-Luth. Michaelis-Gemeinde Neugraben 

Tim Kuschnerus Gemeinsame Konferenz Kirche und Entwick-
lung, Evangelische Geschäftsstelle (GKKE) 

Sue Longley International Union of Food, Agricultural,  
Hotel, Rest., Catering, Tobacco and Allied 
Workers Ass. (IUF/IUL)) 

Benjamin Luig Bischöfliches Hilfswerk MISEREOR e.V. 

Dr. Josef Lüneburg-Wolthaus REWE-Zentral AG,  
 Strategische Qualitätssicherung 

Kard. Oscar Rodriguez Maradiaga SDB   Caritas Internationalis,  
 Erzdiözese Tegucigalpa, Honduras 

Dr. Leonard Mizzi European Commission DG AGRI Head of Unit 
ACP, South Africa, FAO and G8/G20 

Dr. Ruth Möller Fraktion der SPD im Deutschen Bundestag 

Dr. Oliver Müller Caritas International  
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Angela Mwape Mulenga bis Ende 2013: COMESA Common Market for 
Eastern and Southern Africa 

Lalitha Naidoo East Cape Agricultural Research Project (ECARP) 

Germaine Maure Ngamou New Hope and Light e.V. 

Manfred Niemann Sachausschuss "Mission, Entwicklung, Frieden" 
des Diözesanrats im Bistum Essen 

Nikolaus Nöscher Erzbischöfliches Ordinariat München u. Frei-
sing, Diözesanstelle für Mission, Entwicklung 
und Frieden 

Andreas Pfeifer Katholikenrat Fulda 

Susanne Rauh Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ) 

Dr. Hans Reckers Olswang Germany LLP 

Luise Richard Freie Journalistin 

Ute Schäfer Sachausschuss Weltkirche Bistum Limburg 

Christian Schärtl Katholische Landvolkbewegung e.V. (KLB) 

Prof. i.R. Brigitte Schmeja Kath. Hochschule für Sozialwesen Berlin 

Dr. Evita Schmieg Stiftung Wissenschaft und Politik, Deutsches 
Institut für Int. Politik und Sicherheit 

Alois Schneider Bundesministerium für wirtschaftliche  
 Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 

Dr. Winfried Schneider Institut für Projektplanung GmbH (IP Consult) 

Hermann Schuten Internationaler ländlicher Entwicklungsdienst 
der KLB e.V. (ILD) 

Silke Schwartau Verbraucherzentrale Hamburg e.V.,  
 Fachabteilung Ernährung 

Julia Seeberg Zentralkomitee der Deutschen Katholiken (ZdK) 

Karin Silbe Katholische Landjugendbewegung  
 Deutschland e.V. (KLJB) 

Lisa Speck Fairtrade Stadt Hamburg 

Thomas Speck GEPA - The Fairtrade Company 

Michael Steeb AGEH  
 Arbeitsgemeinschaft für Entwicklungshilfe e.V. 

Kerstin Uhlig Global G.A.P. Manager Corporate Relations 

Bernhard Vester jun. Sa-Ve Unternehmensberatung 

Anosha Wahldi Bundesministerium für wirtschaftliche  
 Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 

 



 

72 
 

 

Prof. DDr. Johannes Wallacher Institut für Gesellschaftspolitik,  
 Hochschule für Philosophie 

Michael Wedell METRO GROUP, Repräsentanz Berlin 

Brigitte Willbold-Mulach Sachausschuss "Eine Welt" des Diözesanrats 
der Katholiken im Bistum Rottenburg-Stuttgart 

Katharina Wortmann Gesellschaft für Internationale Zusammen-
arbeit (GIZ) 

Wolfgang Zarth Ev.-Luth. Kirche Hamburg 

 

Organisationsteam:     
Dr. Hildegard Hagemann   Deutsche Kommission Justitia et Pax, Bonn 

Resi Biegansky     Deutsche Kommission Justitia et Pax, Bonn 

 

 

Task Force Tropenfrüchte: 
 
Die Task Force Tropenfrüchte‘ übernahm die inhaltliche Vorbereitung der internationa-
len Fachkonferenz „Süße Früchte- gut für alle?“ Die Task Force wurde im Jahr 2010 von 
der Deutschen Kommission Justitia et Pax damit beauftragt, den Dialog mit Akteuren aus 
Agrarpolitik, Agrarwirtschaft und Agrarhandel im Sinne armenorientierter Entwicklung 
konzeptionell und inhaltlich zu gestalten. Die Fachkonferenz ist die Konzentration einer 
Gesprächsreihe in den Jahren 2010- 2014. Der ‚Task Force Tropenfrüchte‘ gehören Ver-
treterinnen und Vertreter von Organisationen an, die in der Arbeitsgruppe Armenorien-
tierung im Sachbereich Entwicklung der Deutschen Kommission Justitia et Pax mitarbei-
ten. 
 
Thomas Gerhards (Leitung)   Don Bosco Mission 

Henrike Berger    Bund katholischer Unternehmer e.V. (BKU) 

Ulrich Fechter-Escamilla   Exposure- und Dialogprogramme e.V. (EDP) 

Sussan Ipaktschi    bis Januar 2014 Bischöfliches Hilfswerk MISEREOR 

Christian Schärtl    ehrenamtlich Katholische Landjugendbewegung 

Hermann Schuten    Internationaler ländlicher Entwicklungsdienst 
      der KLB e.V. ILD) 

Dr. Hildegard Hagemann   Deutsche Kommission Justitia et Pax 
(Geschäftsführung)      
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Die Referenten: 
 

 
Charito I. Abobo-Cadorna ist Agrarwissenschaftlerin und spezialisiert auf Viehzucht. Im 

Laufe ihrer beruflichen Tätigkeit hat sie viel Erfahrung auf den Gebieten der Wertschöp-

fungsketten (Abacá und Kakao), Geschäftsentwicklung, Mikrofinanzierung in ländlichen 

und städtischen Gebieten, Forschung, Marketing und Finanzmanagement gesammelt. 

Zurzeit arbeitet sie als Landwirtschaftskoordinatorin für die AFOS-Stiftung für Unter-

nehmerische Entwicklungszusammenarbeit im OURFood-Programm in Cebu. Sie er-

bringt eine Vielzahl an komplexen technischen Dienstleistungen einschließlich Daten-

prüfung, Event- und Projektkoordination sowie Koordination von Finanzhilfen und sie 

erfüllt weitere damit verbundene Aufgaben. Außerdem ist sie verantwortlich für die 

Überwachung des Fortschrittes der landwirtschaftlichen Komponenten des OURFood-

Programms und stellt sicher, dass die damit verbundenen Ziele und Aktivitäten von den 

Partner-BMOs zeitgerecht, effizient und kostengünstig erfüllt werden. 

 

Anke Bruns ist als freiberufliche Fernseh- und Hörfunkautorin hauptsächlich für den 

WDR in Köln tätig. Darüber hinaus moderiert sie bundesweit Diskussionsveranstaltun-

gen, Kongresse, Streitgespräche, Tagungen, Messen und andere Events.  

Besonders prägend für ihr journalistisches Wirken waren Erfahrungen, die sie 1989/90 

während der Pinochetdiktatur als Mitarbeiterin des politischen Wochenmagazins 

ANALISIS in Chile sammeln durfte. Die Zeitschrift war das wesentliche Sprachrohr der 

Opposition.  

Ihre Themenfelder: Arbeitsmarkt, Wirtschaft, Kommunalpolitik, Soziales, Familie, Kinder 

und Jugendliche, Schule, Bürgergesellschaft, Ehrenamt, Integration, Gesundheit, Men-

schen mit Behinderungen, Medien, Umwelt. 

 

Dr. Udo Bürk, Außenhandelskaufmann mit einem Master in Management der Solvay 

Business School (Brüssel), ist seit 1995 in verschiedensten Funktionen als Berater in 

Produktion, Export & Import von Bio-Lebensmitteln aus Südamerika, Afrika, Asien sowie 

im innereuropäischen Handel involviert, u.a. bei einem der führenden europäischen 

Importeure, der Firma Biotropic GmbH aus Duisburg. Vorher war er mehrere Jahre im 

internationalen Handel von Stahlbauprodukten beschäftigt. Er unterstützt Exporteure 

und Importeure in den Bereichen Business Development, Projektmanagement, Quali-

tätssicherung, Mediation bei Handels-, Personal- und Behördenkonflikten, sowie in der 

Konzeption und Umsetzung von PPPs (Privat Public Partnerships) im Agrarbereich in 

Entwicklungsländern. 

Er ist zusätzlich in Brüssel ausgebildeter und akkreditierter Wirtschaftsmediator, spezia-

lisiert auf die Lösung von interkulturellen/internationalen Konflikten.   
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Teresa Cura-Pono ist die nationale Expertin der AFOS-Stiftung für Unternehmerische 

Entwicklungszusammenarbeit und Ansprechpartnerin für die gesamte Durchführung und 

das Management des OURFood-Programms.  

Bevor sie sich dieser NRO anschloss, war sie Geschäftsführerin der Industrie- und Han-

delskammer von Cebu. Sie war verantwortlich für die Übersetzung der vom Vorstand 

ausgegebenen Richtlinien in klare Anweisungen und Resultate. Als Chief Operating 

Officer war sie die Nahtstelle zwischen dem Management und dem Vorstand und arbei-

tete mit Partnern in der Regierung, den NROs, dem privaten Sektor, sowie mit ausländi-

schen und lokalen Leistungsträgern.  

 

Frank Erbacher ist als Diplom Betriebswirt und MBA in Food and Agribusiness ge-

schäftsführender Gesellschafter der Erbacher Food Intelligence GmbH & Co. KG und 

Vorstand der gemeinnützigen Erbacher Stiftung. Das Familienunternehmen Erbacher-

Josera engagiert sich in der 3. Generation als industrieller Lebensmittelerzeuger um 

nachhaltige Ernährungskonzepte für Mensch und Tier. Echter Nutzen für den Kunden, 

ressourcenschonende Erzeugung, gesundheitlicher Mehrwert, faire Partnerschaften sind 

dabei die Qualitätskriterien. 

Mit der gemeinnützigen Erbacher Stiftung werden seit 25 Jahren Projekte der Entwick-

lungszusammenarbeit zur Förderung des ländlichen Raums und eigenständiger Lebens-

mittelerzeugung weltweit unterstützt. 

 

Helge Fischer ist Projektkoordinator des Fair-Trade-Vereins und Importeurs BanaFair 

e.V. für Bananen- und Ananasexportländer in Lateinamerika. 1977 bis 1983 Lehramts-

studium in den Fächern Spanisch, Germanistik und Pädagogik. 1984 bis 1994 in Ni-

caragua und Deutschland Tätigkeit für Solidaritätsprojekte, landeskundlichen Tourismus, 

alternative Publikationen und Handel. Seit 1994 für BanaFair tätig. 

 

Katrin Gerdsmeier hat ein Studium der Rechtswissenschaft in Trier, Alcalá de Henares 

(Spanien) und Freiburg i.Br. absolviert. Daneben fachspezifische juristische Fremdspra-

chenausbildung Französisch. 1996 Erstes Juristisches Staatsexamen. Einjähriger Aufent-

halt in Honduras als Jesuit European Volunteer, dort u.a. Mitarbeit in einem Projekt zur 

Stärkung von Frauenrechten. Im Rahmen des juristischen Referendariats viermonatige 

Tätigkeit im Internationalen Büro des Jesuiten Flüchtlingsdienstes in Rom, dort u.a. Er-

stellung einer Studie zu den Rechten von haitianischen Plantagenarbeitern in der Domi-

nikanischen Republik. 1999 Zweites Juristisches Staatsexamen. Seit 2000 im Kommissa-

riat der deutschen Bischöfe tätig. Derzeitige Aufgabenschwerpunkte u.a.: Ausländer- 

und Flüchtlingsrecht, Menschenrechte, Entwicklungszusammenarbeit, Staatskirchen-

recht, Islamfragen.  

 

Bärbel Höhn (MdB) ist seit Oktober 2005 Abgeordnete des Deutschen Bundestages. Bis 

zum Mai 2006 war die studierte Mathematikerin und Volkswirtin Vorsitzende des Bun-
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destagsausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, davor von 

1995 bis 2000 Ministerin für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft und von 2000 

bis 2005 Ministerin für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-

schutz des Landes Nordrhein-Westfalen. Ehrenamtlich engagiert sich Bärbel Höhn aktiv 

in der Bio-Bewegung. Im Jahr 2009 nahm sie an einem Exposure- und Dialogprogramm 

in Uganda und der Internationale Fachkonferenz Ernährungssicherheit und Energiever-

sorgung zwischen Selbstinteresse und globaler Gerechtigkeit in Sambia teil.  
 

Prälat Dr. Karl Jüsten ist Leiter des Kommissariats der deutschen Bischöfe – Katholi-

sches Büro in Berlin. Nach dem Studium der Katholischen Theologie in Freiburg, Inns-

bruck und Bonn promovierte er 1999 mit dem Thema „Ethik und Ethos in der Demokra-

tie“. 1987 wurde er zum Priester geweiht. Prälat Jüsten war bis 1990 Kaplan in zwei 

Kölner Pfarreien, ab 1994 Präfekt am Erzbischöflichen Priesterseminar in Köln und von 

1996 bis 2000 Stellvertretender Hauptabteilungsleiter der Abteilung Seelsorge-Personal 

im Erzbistum Köln.  

Seither leitet er das Kommissariat der deutschen Bischöfe (Verbindungsstelle der deut-

schen Bischofskonferenz zu den Organen des Bundes und der Europäischen Union). Er 

nimmt diverse Funktionen in der kirchlichen Entwicklungszusammenarbeit wahr, unter 

anderem als Vorsitzender der Katholischen Zentralstelle für Entwicklungshilfe (KZE) und 

Co-Vorsitzender der Gemeinsamen Konferenz Kirche und Entwicklung (GKKE) und ist 

Mitglied in der Deutschen Kommission Justitia et Pax. 

 

Denis Kabiito ist Biologe, Landwirt, Fischereiforscher und Fachmann für Aquakultur, 

Berater mit 8jähriger Erfahrung im Bereich der ländlichen Entwicklungsberatung sowie 

Advocacy, Ausbildung und Lobbying. Weitere Erfahrungen hat er auf dem Gebiet der 

Programmentwicklung, des Managements, des Monitorings und der Evaluierung erwor-

ben und ist Fachmann für das öffentliche Gesundheitswesen (Msc). Er hat als Berater in 

landwirtschaftlichen Haushalten gearbeitet, als Vermittler bei Bauernverbänden und er 

unterstützte die Gründung mehrerer Verbände und Primärgenossenschaften in der Zent-

ralregion von Uganda.  

Gegenwärtig ist er Programmleiter (programmes officer) bei Caritas Kasanaensis, dem für 

soziale Dienste und Entwicklung zuständigen Bereich der Diözese Kasana-Luweero, und 

er leitet z.B. eine Art Genossenschaftsbank für die arme ländliche Bevölkerung, die Vil-

lage Savings and Loaning (VSAL) in der Diözese Kasana-Luweero. Er ist Koordinator für 

ein Genossenschaftsprojekt der Erzdiözese und Caritas. Bei diesem Projekt geht es um 

die Bildung von Verbänden und Genossenschaften zur Vermarktung von Kaffee und 

Haushaltsprodukten.  

 

Willi Kampmann arbeitet seit 33 Jahren für den Deutschen Bauernverband e. V. (DBV). 

Nach einer landwirtschaftlichen Ausbildung und Studium der Agrarökonomie an der 

Universität Bonn begann er seine berufliche Tätigkeit 1980 in einem dem DBV seiner-
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zeit angegliederten Fonds zur Förderung des Absatzes von Milch und Milchprodukten, 

vorrangig im Export.  

Von 1987 bis 1999 leitete Kampmann das Milchreferat im DBV.  

Seit dem Jahr 2000 ist Kampmann Leiter des Referates 2.2: Internationale Beziehungen 

(Büro Brüssel). Mit sieben anderen Verbänden hat er das DBV-Büro in Brüssel zum 

„Deutschen Haus der Land- und Ernährungswirtschaft“ ausgebaut.  

Inhaltlich hat sich Kampmann auf europäische und internationale Agrarpolitik speziali-

siert.  

 

Sue Longley ist die internationale Beauftragte für Landwirtschaft und Plantagen der IUL, 

der internationalen Vereinigung von Gewerkschaften, die Arbeitnehmer aus allen Berei-

chen der Nahrungskette vertritt. Sie arbeitet am Hauptsitz der IUL in Genf und trat der 

IUL 1994 bei. Davor arbeitete sie für die Britische Landarbeitergewerkschaft.  

Bei diversen Anlässen war sie Schriftführerin der Arbeitnehmergruppe in der Internatio-

nalen Arbeitsorganisation (IAO/ILO): bei der Entwicklung des Übereinkommens 184 

über den Arbeitsschutz in der Landwirtschaft (2002 und 2001) und der neuen Richtli-

nien für den Arbeitsschutz in der Landwirtschaft (2010) sowie für das Komitee über 

ländliche Beschäftigung zur Armutsreduzierung 2008. 

Sue Longley hat sich intensiv mit Wertschöpfungsketten befasst und ist auch Mitglied 

einer Beratergruppe zum Projekt Capturing the Gains. Verschiedentlich hat sie die IUL 

bei Initiativen gegen Kinderarbeit vertreten, so auch bei der International Partnership for 

Co-operation on Child Labour (Kooperation gegen Kinderarbeit) in der Landwirtschaft. 

 

Dr. Josef Lüneburg-Wolthaus ist Biologe und war seit 1998 in der Beratung und im 

Qualitätsmanagement für Obst und Gemüse unter anderem in Afrika und Lateinamerika 

tätig.  

Seit 2006 arbeitet er als Referent für das strategische Qualitätsmanagement Obst und 

Gemüse bei der REWE Group in Köln. In dieser Funktion betreut er laufende Ver-

tragsanbauprojekte und zeichnet für verschiedene Nachhaltigkeitsprojekte zu sozialen 

und ökologischen Themen bei Deutschlands zweitgrößtem Lebensmittelhändler ver-

antwortlich.  

Zudem entwickelt und erstellt Josef Lüneburg-Wolthaus Risikoanalysen und Strategien 

für konkrete Maßnahmen zur Reduzierung der Pestizidbelastung. Ein weiterer Schwer-

punkt liegt in der Entwicklung von Nachhaltigkeitsstrategien zum Thema Biodiversität in 

der Lieferkette.    

 

Dr. Leonard Mizzi ist seit dem 1. Januar 2007 Referatsleiter in der Generaldirektion 

Landwirtschaft und Ländliche Entwicklung der Europäischen Kommission. Seine Haupt-

arbeitsbereiche umfassen die Economic Partnership Agreements (EPAs) (Wirtschaftspart-

nerschaftsabkommen) und reichen bis zu G8 und G20 – Landwirtschaft und Nahrungs-
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sicherheit. Außerdem vertritt Dr. Mizzi die Europäische Kommission in den Foren der 

Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation (FAO) der Vereinten Nationen.  

Vor Beginn seiner Tätigkeit bei der Europäischen Kommission war Leonard Mizzi zwi-

schen 1996 und 2006 Direktor des Malta Business Bureau in Brüssel - das gemeinsame 

Büro der maltesischen Industrie- und Handelskammer und des maltesischen Hotel- und 

Gaststättenverbandes. Zwischen 1994 und 1996 war er auch Beamter in der öffentli-

chen Verwaltung Maltas. Er hat an der University of Malta öffentliche Verwaltung 

(public administration) studiert. Ebenso studierte er am Zentrum für agrarwissenschaftli-

che Studien im Mittelmeerraum in Montpellier und erwarb einen Doktortitel in Ag-

rarökonomie an der University of Reading, GB. Darüber hinaus war er Lehrbeauftragter 

an der Boston University und der Open University (Campus Brüssel).  

 

Angela Mwape Mulenga hat in den vergangenen drei Jahren als regionale Expertin für 

die Agrar- und Nahrungsmittelindustrie für den Gemeinsamen Markt für das Östliche 

und Südliche Afrika (COMESA) gearbeitet. Sie war verantwortlich für die Koordinierung 

aller regionalen Nahrungsmittelstrategien und politischen Maßnahmen von COMESA, 

die sich auf regionale Integration sowie auf Cluster-Entwicklungsprogramme für kleine 

und mittlere Unternehmen (SMEs) richteten.  

Sie koordinierte das EU-AAACP (All ACP Agricultural Commodities Programme) in der 

ESA-Region, entwickelte die landwirtschaftliche Teilsektor-Strategie (Agriculture sub-

Sector strategy) und förderte die Entwicklung der Wertschöpfungsketten. In ihrer Ver-

antwortung lag auch die Anpassung des Nahrungsmittelsektors von COMESA an ver-

schiedene Prozesse wie CAADP und EIF sowie an SACD- und EAC-Initiativen und die 

administrative und finanzielle Leitung des EU-AAACP- Programms von COMESA. Davor 

arbeitete sie als Koordinatorin für Handelsfragen bei der Consumer Unity and Trust 

Society - Africa Resource Center (CUTS-ARC), dem Civil Society Trade Network in Sam-

bia und dem Third World Network in Ghana. Von 2000-2002 arbeitete sie für das Afri-

kaprogramm der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) als Assistant Coordinator.  

Zurzeit ist Frau Mulenga die nationale Koordinatorin des afrikanischen Netzwerkes zum 

Recht auf Nahrung in Sambia. 

 

Lalitha Naidoo arbeitet seit 18 Jahren als Direktorin des East Cape Agricultural Research 

Project (ECARP). Ihr Schwerpunkt liegt auf der Forschung, der sozialen Mobilisierung 

sowie der Förderung sozio-ökonomischer und politischer Rechte in der Agrarwirtschaft. 

Lalitha hat zahlreiche Arbeiten zu diesen Themen veröffentlicht. Sie hat einen Master-

Abschluss in Industriesoziologie erworben und arbeitet gerade an ihrer Promotion an 

der Rhodes University. Ihr Forschungsschwerpunkt liegt auf den Auswirkungen von 

Mindestlöhnen auf den Agrarsektor und auf den Folgen einer Mobilisierung für existenz-

sichernde Löhne für Landarbeiter. 

Das ECARP Programm zum Farmkomitee und zur sozialen Mobilisierung wurde von 

Lalitha ins Leben gerufen und gewinnt in anderen Teilen Südafrikas als geeignete Alter-
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native für die Organisation von Landarbeitern und Bewohnern auf den Höfen zuneh-

mend an Bedeutung. 

 

Óscar Andrés Kardinal Rodríguez Maradiaga, SDB, ist Mitglied der Ordensgemein-

schaft der Salesianer Don Boscos und wurde am 28. Juni 1970 zum Priester geweiht. Er 

erwarb einen Doktortitel in Theologie an der Päpstlichen Universität der Salesianer und 

einen Doktor der Moraltheologie an der Päpstlichen Lateranuniversität in Rom. An-

schließend erlangte er an der Klinik für Psychiatrie der Leopold-Franz-Universität in In-

nsbruck ein Diplom in klinischer Psychologie und Psychotherapie.  

Er unterrichtete an verschiedenen salesianischen Schulen in El Salvador, Honduras und 

Guatemala Chemie, Physik und Musik, lehrte als Professor des Salesianischen Theologi-

schen Institutes in Guatemala Moraltheologie und Ekklesiologie und leitete dort als Rek-

tor das Philosophische Institut seines Ordens. 1993 wurde er zum Erzbischof von Tegu-

cigalpa erhoben und war Präsident des CELAM (1995-1999).  

Zurzeit ist er Präsident der Bischofskonferenz von Honduras. Seit Juni 2007 ist er außer-

dem Präsident von Caritas Internationalis und Mitglied der Päpstlichen Kommission Jus-
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